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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Beratenden Versammlung 
des Europarates 


Bericht über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 25. September bis 2. Oktober 1973 in Straßburg 


Während der Oktober-Tagung (Zweiter Teil der 25. ordent- 
lichen Sitzungsperiode) erörterte die Beratende Versammlung 
Berichte und verabschiedete Empfehlungen, Entschließungen, 
Stellungnahmen und Richtlinien, die sich mit folgenden Themen 
befaßten: 

— Eröffnung des zweiten Teils der 25. ordentlichen Sitzungs- 
periode (Annahme der Tagesordnung; Tätigkeitsbericht des 
Präsidiums, des Ständigen Ausschusses und des Ausschus- 
ses für die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und 
zur Öffentlichkeit) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 708 betr. den 4. Tätigkeitsbericht des inter- 
nationalen Studienzentrums für Landwirtschaft in den Mit- 
telmeergebieten 

Empfehlung 709 betr. die Methoden der Tötung von 
Schlachtvieh 

Entschließung 547 betr. die Trockenheit in der Sahelregion 
in Afrika 

Entschließung 548 betr. die Schaffung eines europäischen 
Garantiefonds für Privatinvestitionen 

Entschließung 549 betr. eine Tagung über die nationalen 
Systeme für die Bestellung eines Ombudsman und deren 
eventuelle Ausdehnung auf die europäische Ebene 

Entschließung 550 betr. die Antwort auf den 16. Tätigkeits- 
bericht des gemeinsamen Ausschusses der Mitgliedsregie- 
rungen für die europäischen Wanderarbeiter 
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Stellungnahme Nr. 63 betr. den Haushalt des Europarates 
für 1974 

— Europäische Nichtmitgliedsländer (Wahlsysteme in den 
europäischen Nichtmitgliedsländern) 

Hierzu sprach: Abg. Richter (S. 5) 

— Gesundheits- und Sozialfragen (Kontrolle der Anwendung 
der europäischen Sozialcharta; Verbot jeglicher Werbung 
für Tabak und Alkohol sowie Maßnahmen zur Einschrän- 
kung des Verbrauchs dieser Erzeugnisse) 

Hierzu sprachen: Abq. Dr. Klepsch (S. 6), Abq. Schmidt 
(Kempten) (S. 7) 

Beschlüsse der Versammlung 

Stellungnahme Nr. 64 betr. die Kontrolle der Anwendung 
der europäischen Sozialcharta 

Empfehlung 710 betr. die Kontrolle der Anwendung der 
europäischen Sozialcharta 

Empfehlung 716 betr. die Werbung für Tabak und Alkohol 
sowie Maßnahmen zur Einschränkung des Verbrauchs die- 
ser Erzeugnisse 

— Bevölkerungsprobleme und Flüchtlingsfragen (17. Tätigkeits- 
bericht des Sonderbeauftragten des Europarates für die 
nationalen Flüchtlinge und den Bevölkerungsüberschuß so- 
wie die Antwort der Versammlung; Integration der Wan- 
derarbeiter in die Gesellschaft der Aufnahmeländer) 

Hierzu sprachen: Abg, Dr, Enders (S. 8; 12), Dr. Vohrer 
(S. 10), Sieglerschmidt (S. 10; 12), Dr. Schwencke (S. 11; 12) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 711 betr. die nationalen Flüchtlinge und den 
Bevölkerungsüberschuß 

Empfehlung 712 betr. die Integration der Wanderarbeiter 
in die Gesellschaft der Aufnahmeländer 

Entschließung 551 betr. die Integration der Wanderarbeiter 
in die Gesellschaft der Aufnahmeländer 

Richtlinie Nr. 338 betr. die Integration der Wanderarbeiter 
in die Gesellschaft der Aufnahmeländer 


— Rechtsfragen und Menschenrechte (Seerecht; derzeitige Ent- 
wicklung des internationalen Humanitätsrechts; 25. Jahres- 
tag der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und 
20. Jahrestag der Europäischen Menschenrechtskonvention) 
Hierzu sprachen: Abg. Marquardt (S. 13), Alber (S. 13), 
Sieglerschmidt (S. 15), Dr. Schwencke (S. 16), Amrehn (S. 17), 
Lemmrich (S. 18), Frau von Bothmer (S. 19), Dr. Geßner (S.19) 
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Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 713 betr. das Seerecht 

Richtlinie Nr. 339 betr. das Seerecht 

Empfehlung 714 betr. das internationale Humanitätsrecht 

Entschließung 552 betr. den 25. Jahrestag der allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte und den 20. Jahrestag der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 

Empfehlung 715 betr. den 25. Jahrestag der allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte und den 20. Jahrestag der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 

— Kultur und Erziehung (Stand der europäischen Zusammen- 
arbeit auf den Gebieten der Kultur und Erziehung? Mei- 
nungsfreiheit und Rolle des Künstlers in der europäischen 
Gesellschaft) 

Hierzu sprachen: Abg. Kahn-Ackermann (S. 20? 23), Dr. 
Schwencke (S. 22; 23), Dr. Geßner (S. 24) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 717 betr. den Stand der europäischen Zusam- 
menarbeit auf den Gebieten der Kultur und der Erziehung 
Richtlinie Nr. 340 betr. den Stand der europäischen Zusam- 
menarbeit auf den Gebieten der Kultur und der Erziehung 
Empfehlung 718 betr. die Bedeutung der Meinungsfreiheit 
in den Arbeiten der Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa 

Empfehlung 719 betr. die Ausübung des Rechts auf Mei- 
nungsfreiheit durch den Künstler 

Entschließung 553 betr. die Verletzung des Rechts auf Mei- 
nungsfreiheit 

Richtlinie Nr. 341 betr. die nach dem Symposium über die 
Meinungsfreiheit und die Rolle des Künstlers in der euro- 
päischen Gesellschaft zu treffenden Maßnahmen 

— Bericht des Ministerkomitees an die Versammlung 

— Umweltprobleme (Ergebnis der europäischen Ministerkon- 
ferenz für Umweltschutz in Wien vom 28. bis 30. März 1973) 

Hierzu sprachen: Bundesminister Genscher (S. 25; 29; 30; 
31; 32), Abg. Sieglerschmidt (S. 30), Dr. Enders (S. 31), Dr. 
Vohrer (S. 33) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 720 betr. die Ergebnisse der europäischen Mini- 
sterkonferenz für Umweltschutz (28. bis 30. März 1973 in 
Wien) 


— Wirtschaftsfragen (13. Jahresbericht der europäischen Frei- 
handelsassoziation und Antwort der Versammlung; 18. und 
19. Jahresbericht der europäischen Verkehrsministerkonfe- 
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renz und Antwort der Versammlung; Stellungnahme des 
Ausschusses für Regionalplanung und Kommunalfragen) 
Hierzu sprach: Abg. Lemmrich (S. 33) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 554 betr. die Antwort der Versammlung auf 
den 13. Jahresbericht der europäischen Freihandelsassozia- 
tion 

Entschließung 555 betr. die Antwort der Versammlung auf 
den 18. und 19. Jahresbericht der europäischen Verkehrs- 
ministerkonferenz 

— Politische Angelegenheiten (Stand der Ost-West-Verhand- 
lungen und die zur Zeit stattfindenden transatlantischen 
Verhandlungen; Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten des 
Europarates für die Freizügigkeit in Europa; Ansprache von 
Ministerpräsidentin Golda Meir) 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Dregger (S. 35) f Frau von Both- 
mer (S. 37; 43), Blumenfeld (S. 42; 50; 51; 52), Dr. Schwencke 
(S. 43), Dr. Geßner (S. 43; 47), Kahn-Ackermann (S. 45), 
Lemmrich (S. 46), Richter (S. 49) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung betr. den Stand der Ost-West-Verhandlun- 
gen und der zur Zeit stattfindenden transatlantischen Ver- 
handlungen 

Entschließung betr. die Verantwortlichkeit der Mitglied- 
staaten des Europarates für die Freizügigkeit in Europa 

Die Reden der deutschen Mitglieder sind nachstehend im Wort- 
laut abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der 
österreichische Außenminister Dr. Kirchschläger als amtieren- 
der Präsident des Ministerkomitees vor. Zur Versammlung 
sprachen der Bundesminister des Innern der Bundesrepublik 
Deutschland Genscher, der schwedische Minister ohne Ge- 
schäftsbereich Lidbom, der niederländische Verkehrsminister 
Westerterp und die israelische Ministerpräsidentin Frau Meir; 
diese Rede und die Antworten auf die Fragen der deutschen 
Abgeordneten sind vollständig in deutscher Übersetzung abge- 
druckt. 

Abg. Dr. Barzel (CDU/CSU) wurde am 18. Juni 1973 anstelle 
von Abg. Prof. Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) zum stell- 
vertretenden Mitglied der Delegation gewählt. 


Bonn, den 12. Oktober 1973 


Georg Kahn- Ackermann Franz Amrehn 

Sprecher Stellvertretender Sprecher 
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Dienstag, 25. September 1973 


Tagesordnungspunkt : 

Eröffnung des zweiten Teils der 25. ordentlichen 
Sitzungsperiode 

Tagesordnungspunkt : 

Prüfung der Vollmachten 

Tagesordnungspunkt : 

Annahme der Tagesordnung 


Tagesordnungspunkt : 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen 
Ausschusses und des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 
und zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 3342) 

Berichterstatter: Abgeordneter Karasek 

Tagesordnungspunkt : 

Wahlsysteme in den europäischen 
Nichtmitgliedsländern 

(Drucksache 3301) 

Berichterstatter: Abgeordneter Jung 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Ich habe den Bericht des 
Kollegen Jung mit großem Interesse gelesen und 
möchte einen Absatz besonders ansprechen, weil 
ich glaube, daß wir einem Problem erneut unsere 
besondere Aufmerksamkeit widmen müssen. Ich 
meine die Situation, die sich in Griechenland dar- 
stellt. Herr Kollege Jung hat dem Problem Griechen- 
land in seinem Bericht einen eigenen Absatz ge- 
widmet. 

Ich möchte hier aus der jüngsten Vergangenheit 
nur ein paar chronologische Anmerkungen machen: 

Am 13. Juni wurde in Athen der Wortlaut des 
Gesetzestextes zum Referendum in dem dortigen 
Staatsanzeiger veröffentlicht. Artikel 16 dieses Ge- 
setzes war zu entnehmen, daß es zwei Arten von 
Wahlzetteln geben wird, nämlich einen blauweißen 
— * das sind die Nationalfarben Griechenlands — 
für die Ja-Stimme und einen grauschwarzen für die 
Nein-Stimme. Das war also schon zu einem so 


frühen Zeitpunkt erkennbar. Nirgendwo in dem Text 
gab es eine Bestimmung, nach der der Vorsitzende 
des Kontrollausschusses des Wahllokals die Pflicht 
gehabt hätte, dafür Sorge zu tragen, daß die Wahl- 
berechtigten beide Stimmzettel erhalten. Das ist 
nach der Wahl in zahlreichen Wahleinsprüchen 
auch zum Ausdruck gekommen. Obwohl der Privat- 
dozent Koumandos am gleichen Tage — ich meine 
wiederum den 13. Juni — auf diesen Mangel des 
Gesetzestextes in der oppositionellen Zeitung 
„VIMA iJ hingewiesen hatte, waren Änderungen zu 
dem Zeitpunkt nicht mehr zu erreichen. 

Am 19. Juni ließ der Ausschuß für die Wieder- 
herstellung der demokratischen Legalität in Grie- 
chenland unter dem Vorsitz von Konnelopoulos 
wissen, daß das Referendum am 29. Juli keines- 
falls den Willen des griechischen Volkes wieder- 
geben wird. Die neue Staatsform sei nicht, sagte er, 
die einer präsidialen Republik, sondern die einer 
präsidialen Diktatur. Der Staatspräsident und der 
stellvertretende Staatspräsident würden ohne Ge- 
genkandidaten ernannt, wie das in totalitären Re- 
gimen üblich sei. 

Der Ausschuß wies schon sehr früh auch auf 
einen anderen Mißstand hin. Während bisher der 
Vorsitzende des Wahlausschusses jedes Wahllokals 
ein Rechtsanwalt oder ein Notar war und die Zahl 
der vorhandenen Rechtsanwälte in Griechenland 
durchaus ausreichte, diese Übung fortzusetzen, 
setzte jetzt die Regierung auch Staatsbedienstete, 
Bedienstete von juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts als Vorsitzende von Wahlausschüs- 
sen ein. Die Mitglieder der Ausschüsse wurden 
nicht wie bisher aus Wahllisten ausgelost — bzw. 
vom Landgericht ernannt — , sondern sie wurden 
aus einer kleinen Liste „fähiger Bürger", die der 
zuständige Nomarch zusammenstellen ließ, schließ- 
lich auch durch den Nomarchen selber ausgewählt. 

Ein weiterer Mangel war dies: Nicht nur die 
Staatsbediensteten oder die Bediensteten juri- 
stischer Personen des öffentlichen Rechts, der Ban- 
ken und die Angehörigen der Streitkräfte, sondern 
selbst deren Familienmitglieder mußten auf Grund 
besonderer Listen wählen. Für sie gab es dann auch 
jeweils Umschläge in einer anderen Farbe. 

Ende Juni wies die oppositionelle Presse in Athen 
laufend auch noch auf den Ausnahmezustand und 
die fehlende Pressefreiheit hin. Ich spare mir hier 
Anmerkungen; dies alles ist der Versammlung be- 
kannt. 

Am 6. Juli hat sich diese Versammlung noch ein- 
mal ausführlich zum Referendum geäußert. Die 
Meinung dieses Hauses ist in Griechenland ver- 
breitet worden. Der Politische Ausschuß des Europa- 
rats äußerte Erstaunen und Entrüstung vor allem 
über die Verhaftung von Averow und unterstrich 
die Verhältnisse, unter denen das Referendum statt- 
fand. 
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Am 23. Juli strahlte die Deutsche Welle ein Inter- 
view mit dem ehemaligen Präsidenten des Euro- 
päischen Parlaments, Walter Behrendt, aus. Beh- 
rendt sagte aus der Sicht des Europäischen Parla- 
ments, daß Voraussetzung für die Vollassoziierung 
Griechenlands die demokratische Regierungsform 
sei. Der 21. April 1967 habe diese Voraussetzung 
nichtig gemacht. Die Einfrierung des Assoziierungs- 
verfahrens sei daher eine natürliche Folge gewesen. 
Trotz aller Versprechungen — darauf wies Walter 
Behrendt hin — - sei die Demokratie in Griechenland 
nicht zurückgekehrt. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, etwa vom Mai 
bis zum Zeitpunkt des Referendums griechische 
Tageszeitungen auszuwerten. Ich habe hier eine 
lange Liste von Namen von Personen vorliegen, 
die aus politischen Gründen in Haft genommen 
wurden. Ich erspare mir hier ebenfalls aus Zeit- 
gründen einen Vortrag zu einzelnen Namen. 

Ich glaube, dies alles bringt uns zu einer ziemlich 
einstimmigen Einschätzung des Referendums in 
Griechenland. 

Nun laufen die Verhältnisse weiter. Das Anliegen 
des Kollegen Jung war: Wie entwickelt sich die 
Situation in diesem Lande? Wenn wir uns das 
Chronodiagramm für die weitere politische Ent- 
wicklung ansehen, müssen wir vom Tage des Refe- 
rendums, vom 29. Juli 1973, ausgehen. Im August 
wurden dann die Wahleinsprüche erwartungsgemäß 
vor dem Areopag behandelt und fanden dort keine 
große Wertschätzung. Anschließend an diese Ver- 
handlung vor dem Areopag wurde das Referendum 
bestätigt, und die gesamte Akte zum Referendum 
wurde in Kraft gesetzt. 

Ich glaube, daß danach ein gewisser Spielraum 
entstanden ist. Diesen Spielraum sollten wir uns 
ansehen. Wir sollten miteinander auch prüfen, ob 
es nicht Möglichkeiten gibt, auf die weitere Ent- 
wicklung der Verhältnisse in Griechenland auch 
vom Europarat her Einfluß zu nehmen. Ich denke 
z. B. daran, daß gleich nach dem Referendum — • 
das ist in Art. 32 verankert — die gemäß Art. 138 
der Verfassung von 1968 suspendierten Art. 12 — 
er betraf die ordentlichen Richter — , Art. 14 — er 
betraf die Pressefreiheit — , Art. 111 und Art. 112 — 
sie betrafen die ordentliche Gerichtsbarkeit — wie- 
der in Kraft gesetzt und in einen normalen Lauf 
gebracht wurden. In der Zeit zwischen dem 1. August 
und dem 31. Oktober 1973 ist auch geändert worden 
oder wird geändert werden eine Veröffentlichung 
der nicht geänderten und der geänderten Bestim- 
mungen der Verfassung von 1968 in einem neuen, 
einheitlichen Text. Bis zum 31. Dezember 1973 wird 
das Verfassungsgericht einberufen werden. Es ist 
bisher einiges — - ich will das hier nicht so breit 
ausführen — - über die Wiederherstellung der Presse- 
freiheit in Griechenland bekanntgeworden. Wir ha- 
ben auch zur Kenntnis genommen, daß die poli- 
tischen Gefangenen einschließlich sogar des Atten- 
täters auf Papadopoulos unter eine Amnestie fie- 
len. Vielleicht sind das ein paar Vorzeichen einer 
Entwicklung, die sich anbahnt und die der Europa- 
rat zumindest zur Kenntnis nehmen sollte. 


In diesen Raum hinein reicht auch das, was wir 
aus dem Bereich der Wahlen wissen. Bis zum 
31. Dezember 1974 sollen in Griechenland Ge- 
meindewahlen durchgeführt werden. Wir haben 
auch zur Kenntnis genommen, daß Parlamentswah- 
len ausgeschrieben sind. Diese Wahlen sollen nach 
Art. 30 des Aktes vom 15. Juni 1973 von der Re- 
gierung durchgeführt werden. Entsprechende Er- 
klärungen sind erfolgt. 

Ich war nach 1945 ein junger Mann, und ich 
dachte damals sehr viel an die Verhältnisse in 
Spanien. Ich lebte in einem Land, das keine demo- 
kratische Verhältnisse gehabt hatte, in Deutsch- 
land. Wenn ich mich zu diesem Zeitpunkt mit er- 
fahrenen Politikern unterhalten und ihnen gesagt 
hätte: 1973 werden wir in Spanien noch ein 
Franco-Regime haben, dann hätten sie mir sicher 
nicht geglaubt und an mir gezweifelt. Ich möchte 
das hier auf die Verhältnisse in Griechenland über- 
tragen. Meiner Ansicht nach haben wir bis zum 
Zeitpunkt der Parlamentswahlen einen gewissen 
Spielraum, den wir auch mit den Mitteln dieses 
Hauses möglichst auszunutzen versuchen sollten. 
Wenn Parlamentswahlen ausgeschrieben werden, 
ist noch zu wenig über die Rechte eines zukünf- 
tigen Parlaments in Griechenland bekannt. Wenn 
wir uns hier dafür einsetzen könnten, daß dieses 
Parlament ein Kontrollrecht des Haushaltes erhält 
— das scheint bis zur Stunde noch nicht Inhalt der 
Überlegungen der dortigen Regierung geworden 
zu sein — , wäre das ein weiterer Schritt. 

Was gelaufen ist, deckt voll und ganz das ab, 
was unser Berichterstatter, Herr Kollege Jung, hier 
dargestellt hat. Den neuen Spielraum müßten wir 
auch aus diesem Hause mit neuen Überlegungen 
angehen. 

Mittwoch, 26. September 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Die Ereignisse in Chile 

Tagesordnungspunkt: 

Kontrolle der Anwendung der europäischen 
Sozialcharta 

(Drucksache 3276) 

Berichterstatter: Abgeordneter Voogd 

Tagesordnungspunkt: 

Verbot jeglicher Werbung für Tabak und 
Alkohol sowie Maßnahmen zur Einschränkung 
des Verbrauchs dieser Erzeugnisse 

(Drucksache 3323) 

Berichterstatter: Abgeordneter Voogd 

Dr. Klepsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Der Bericht, 
der umfassend ist, zeigt nachdrücklich auf, welche 
Gefährdungen eine moderne Wohlstandsgesellschaft 
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erleidet. In den Mitgliedsländern des Europarates 
ist es ja häufig, so kann man sagen, nicht der Man- 
gel, sondern gerade der Überfluß, der die neuen 
Gefahren hervorruft. Ich möchte den Bericht daher 
zusammenfassend so charakterisieren: Jedes Über- 
maß ist von Übel. Das wird ganz klar gesagt 

Aber ich würde sagen, das gilt auch für einige 
Folgerungen des Berichtes. So sehr ich unterstreiche, 
daß man ohne Zweifel der Forderung zustimmen 
muß, gründlichere Untersuchungen über den Ver- 
brauch von Tabakerzeugnissen und alkoholischen 
Erzeugnissen durchzuführen, so sicher es notwendig 
ist, mit einer speziellen Gesetzgebung und mit Hilfe 
der Rechtsprechung in unseren Ländern dem Miß- 
brauch der Werbung in dem ganzen Bereich entge- 
genzutreten, so notwendig es ist, Verbraucherauf- 
klärung in der Schule und durch Druckschriften zu 
treiben, und so notwendig es ist, die Gesetzgebung 
auf diesem Gebiet zu verschärfen, so glaube ich 
nicht, daß man das Kind mit dem Bade ausschütten 
sollte. Denn die Werbung allein zum Verantwort- 
lichen auf diesem Gebiet zu machen würde uns auf 
einen falschen Pfad führen. Ich darf sagen: sie kann 
nicht der Prügelknabe sein. 

Wenn ich den Worten des Herrn Berichterstatters, 
seinen Ausführungen einmal einiges entgegenstel- 
len darf: Zunächst ist eines festzuhalten — das 
haben auch alle Untersuchungen erbracht — , daß 
nämlich die Werbung nicht darauf gerichtet ist, den 
Nichtraucher zum Raucher oder den Nichttrinker 
zum Trinker zu machen; sondern bei der Werbung 
geht es immer darum, den Marktanteil bestimmter 
Produkte, für die geworben wird, zu beeinflussen. 
Alle Länder, die die Weisung untersagt haben, wie 
Italien und die Ostblockländer, haben eine ebenso 
starke Steigerung des Tabakkonsums zu verzeich- 
nen wie diejenigen, in denen die Werbung zugelas- 
sen ist. Ja, man kann sogar sagen, daß etwa in 
einem Land wie der Bundesrepublik Deutschland 
mit Hilfe der Werbung der Übergang zur leichteren 
Zigarette, die Senkung des Nikontingehalts durch 
Änderung der Verbrauchergewohnheiten herbeige- 
führt wurde, während die Zigaretten in den Län- 
dern, lin denen die Werbung verboten ist, einen sehr 
viel höheren Nikotingehalt haben. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß die bei- 
gefügte Statistik, die aus Großbritannien stammt, 
für die Bundesrepublik Deutschland durchaus nicht 
repräsentativ ist. Ich hielte es für gut, wenn ent- 
sprechende Ergänzungen des Berichtes vorgenom- 
men werden könnten. 

Ich möchte aber insbesondere auch auf folgendes 
verweisen. Mir geht es darum, dafür Sorge zu tra- 
gen, daß im Interesse der Volksgesundheit eine 
umfassende Information erfolgt. Gerade die Wer- 
bung, das Miteinander-in-Konkurrenz-treten der 
verschiedenen Produkte, ermöglicht das. Ich will da- 
zu nur ein kleines Beispiel nennen, Herr Bericht- 
erstatter. Wenn wir heute dazu übergehen, in den 
Schulen Raucherzimmer einzurichten — und das ist 
ja etwas, was wir gerade neu einführen — , und auf 
der anderen Seite sagen, wir wollen der Werbung 
für den Zigaretten- und Tabakverbrauch entgegen- 
wirken, so widerspricht sich das. Ich werde Gelegen- 


heit haben, nachher in der Diskussion über die 
Änderungsanträge darauf Bezug zu nehmen. 

Ich darf meinen Vorschlag dahin zusammenfassen, 
daß wir uns für eine Mißbrauchsgesetzgebung ent- 
scheiden sollten, da ein absolutes Werbeverbot 
falsch wäre und das Pferd am Schwanz -aufzäumen 
würde. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, die 
lange Rednerliste und die lange Debatte, die wir zu 
diesem Problem gehabt haben, haben deutlich ge- 
macht — und ich bin Frau Kollegin Hubinek sehr 
dankbar, daß isie das noch einmal angesprochen 
hat — , welche Aufgabe wir vor uns haben. Wir 
müssen uns der Lösung dieses Problems, nämlich 
den Mißbrauch von Alkohol und Nikotin zu unter- 
binden oder jedenfalls einzuschränken, wirklich wid- 
men. 

Ich bedauere deshalb, daß es im Ausschuß nicht 
möglich war — bei aller Anerkennung der Bemü- 
hungen des Berichterstatters, Herrn Kollegen 
Voogd — , die Grundlage für eine gemeinsame Emp- 
fehlung zu erarbeiten. Es sind, wie auch heute in 
der Debatte wieder deutlich geworden ist, immer 
wieder zwei Dinge, die sich im Gegensatz zuein- 
ander setzen, wenn ich das einmal so sagen darf. 
Auf der einen Seite ist es die Notwendigkeit der 
Aufklärung und der Erziehung zur Einschränkung 
des Mißbrauchs, auf der anderen Seite die Frage, 
ob man so etwas überhaupt mit einem Verbot in 
irgendeiner Richtung erreichen kann. 

Ich neige nach dieser Debatte jetzt auch dazu, daß 
diese Fragen in sorgfältiger Beratung im Ausschuß 
noch einmal geklärt werden müßten und wir viel- 
leicht doch noch eine Vertagung dieses Gesamtkom- 
plexes auf die nächste Sitzung überlegen sollten. 

Ich greife hier nur das Problem der Werbung noch 
einmal auf, weil heute ein paarmal bei Vorrednern, 
die sich für das Verbot einsetzten, durchklang: Hier 
geht es ja nur um Interessen irgendwelcher Grup- 
pen, um Interessen der Wirtschaft und von Agen- 
turen. Meine Damen und Herren, ich glaube, so 
einfach ist das gar nicht. Stellen Sie sich einmal ein 
totales Verbot der Werbung für Alkohol und Niko- 
tin durch die Massenmedien vor, wie es vorgesehen 
ist. Das würde im Endeffekt nicht einmal das ermög- 
lichen, was wir wollen, nämlich Aufklärung über die 
nikotinarme Zigarette und über geringeren Alkohol- 
gehalt sowie vergleichende Werbung, die einfach 
notwendig ist, durchzuführen. Es wäre auch nicht 
mehr möglich, den Weg zu gehen, den wir eigentlich 
wollen, nämlich dem Mißbrauch durch Genießen 
von Getränken mit zu starkem Alkoholgehalt und 
dergleichen mit einer breiten Palette des Angebots 
auf dem Werbesektor entgegenzutreten. Ich glaube, 
so würden wir den falschen Weg gehen. Es geht bei 
der Werbung doch nicht nur darum, daß irgend 
jemand Geschäfte macht und Geld verdient, sondern 
vor allem darum daß der Verbraucher eine Mög- 
lichkeit hat, sich zu orientieren, sich auch über die 
Möglichkeiten bei Tabak- und Alkoholerzeugniissen 
zu orientieren. 
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Worum es geht, meine Damen und Herren, ist der 
Kampf gegen die mißbräuchliche Werbung, die wir 
alle verurteilen. Es ist die Werbung, die die Ge- 
fühle insbesondere junger Menschen anspricht und 
sagt: Wenn du Schnaps trinkst, dann bist du ein 
starker Mann; wenn du (diese Zigarette rauchst, 
dann hist du wie James Bond. Solche Dinge zu 
unterbinden sind wir uns einig. Aber es ist bisher 
wohl nicht gelungen, eine Formulierung zu finden, 
die das ermöglicht. 

Ich darf in dem Zusammenhang gleich auf den von 
mir vorgelegten Änderungsantrag eingehen und 
darauf hinweisen, daß es eine ähnliche Debatte in 
diesem Hause, soviel ich weiß, vor einigen Jahren 
gegeben hat, als es um Fragen der Werbung der 
Arzneimittelindustrie ging. Ich glaube, das ist 1969 
gewesen. Damals hat es einen Beschluß des Mini- 
sterrats gegeben, die mißbräuchliche Werbung ein- 
zuschränken und Kontrollfunktionen, auch eine 
Selbstkontrolle der Hersteller, einzuführen. Viel- 
leicht könnten wir einen Weg in dieser Richtung 
finden und ohne Verbot das erreichen, was wir wol- 
len, nämlich dem Mißbrauch, insbesondere durch 
das Ansprechen junger Menschen, entgegenzutre- 
ten. 

Ich schlage eine nochmalige Rückverweisung vor. 
Ich will den Antrag nicht selbst stellen. Die Dinge 
müßten im Ausschuß auch im Hinblick auf einige 
andere Verbotsfragen noch einmal geklärt werden. 
Ich glaube, daß mit einem Verbot nicht sehr viel 
erreicht wird — das hat sich überall gezeigt, wo ver- 
boten wurde — , sondern daß wir mit Aufklärung 
und kontrollierter Werbung sowie durch Kampf 
gegen den Mißbrauch dem gemeinsamen Ziel näher 
kommen, als wenn wir jetzt etwas verabschieden 
würden, was nur eine knappe Mehrheit in der einen 
oder anderen Richtung bekäme. 


Tagesordnungspunkt: 

17. Tätigkeitsbericht des Sonderauftragten des 
Europarates für nationale Flüchtlinge und 
Bevölkerungsüberschuß sowie die Antwort der 
Versammlung 

(Drucksachen 3314 und 3331) 
Berichterstatter: Abgeordneter Radinger 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Sonderbeauftragten 
des Europarates, Pierre Schneiter 

Tagesordnungspunkt: 

Integration der Wanderarbeiter in die 
Gesellschaft der Aufnahmeländer 

(Drucksache 3332) 

Berichterstatter: Abgeordnete Frau Cattaneo Petrini 
und Abgeordneter Dr. Enders 


Dr. Enders (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Kollegen und Kollegin- 
nen! In den westeuropäischen Ländern leben gegen- 
wärtig mehr als sechs Millionen Gastarbeiter; mit 
Familienangehörigen und nicht registrierten Perso- 
nen werden es nahezu zehn Millionen Menschen 
sein. Diese Zahlen rufen auf beiden Seiten Proble- 
me hervor, die gerade während der jüngsten Ar- 
beitsniederlegungen in der Bundesrepublik dra- 
stisch sichtbar wurden. Wenn sich auch keine neuen 
Gesichtspunkte in der Beurteilung der Beschäfti- 
gung von Ausländern ergaben, so wurden doch die 
wachsenden sozialen Spannungen, die mit der Ein- 
gewöhnung und Anpassung der Gastarbeiter an die 
andersartigen Lebensbedingungen verbunden sind, 
der Öffentlichkeit sichtbar vor Augen geführt. 

Als Folgen der sogenannten spontanen Streiks 
konnte man Stimmen hören, die sich über die „Un- 
zufriedenheit" und „grobe Undankbarkeit" der Gä- 
ste beklagten, die ihre Reduzierung in den Betrie- 
ben und die Ausweisung der Übeltäter forderten. 
Mit dieser pharisäerhaften Einstellung, dem Herr- 
im-Hause-Standpunkt, kommt man der Lösung der 
Probleme nicht näher, denn die Zahl der Gastarbei- 
ter nimmt ständig zu, und die Betriebe sind sogar 
bereit, für die Vermittlung eines jeden 1000 DM Ge- 
bühren zu bezahlen. 

Nach der Einstellung stehen die so teuer erwor- 
benen Arbeitskräfte meist an den schlechtesten und 
schmutzigsten Arbeitsplätzen und müssen sich häu- 
fig mit niedrigeren Lohntarifen begnügen als die 
einheimischen Arbeitskräfte. Dabei zahlen die Gast- 
arbeiter ihre Steuern und Sozialabgaben wie jeder 
andere und erwerben Konsumgüter; sie tragen zur 
Steigerung der Produktionsziffern und der Erträge, 
zum wirtschaftlichen Wachstum und der Erhöhung 
des Exportvolumens bei. Mit ihrer Arbeitskraft hel- 
fen sie, das Bruttosozialprodukt zu mehren und den 
Lebensstandard zu verbessern. 

Können wir angesichts dieser Leistungen die 
Gastarbeiter zu Menschen zweiter Klasse degradie- 
ren? Sollen sie die Rolle von Heloten spielen, von 
Menschen, die man ausnützt, mit denen man aber 
außerhalb der Arbeitszeit nicht viel zu tun haben 
will? Eine solche Einstellung widerspricht nicht nur 
den sozialen, humanitären und christlichen Grund- 
forderungen, sondern könnte auch einstmals unsere 
Generation vor der Geschichte ächten. Die Skla- 
venhalter der vergangenen Jahrhunderte haben 
nicht nur in kritischen Gesellschaftsromanen eine 
bittere Anklage gefunden, sondern auch ihren Kin- 
dern und Kindeskinder das Erbe der Rassenunruhen 
und des Rassenhasses hinterlassen. Auf Grund die- 
ser Erfahrungen sollten wir über die Minimalforde- 
rungen hinaus alle Anstrengungen unternehmen, 
die Gastarbeiter nicht allein ihrem Schicksal und 
der Isolierung in Ghettos überlassen, sondern ver- 
suchen, sie weitgehend in unsere Gesellschaft zu 
integrieren und zu gleichberechtigten Mitbürgern 
zu machen. 

Nach der Ankunft im Gastland stehen die fremd- 
ländischen Arbeitskräfte meist vor unüberbrückba- 
ren Schwierigkeiten, weil sie wenig Kenntnis von 
den neuen Lebensbedingungen und Arbeitsverhält- 
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nissen mitbringen. Die Errichtung von Informa- 
tionszentren, die Verteilung von Broschüren in der 
jeweiligen Landessprache — das ist wichtig — kön- 
nen dazu verhelfen, ihr Eingewöhnen zu erleichtern 
und sie auf ihre Aufgaben vorzubereiten, insbeson- 
dere auch dazu, sie vor Nachteilen zu bewahren, 
die aus unseriösen Kauf- und Mietverträgen entste- 
hen können. 

Die Unterbringung der Gastarbeiter bringt in den 
Städten große Schwierigkeiten mit sich. Sie hausen 
daher oft in überbelegten, manchmal abbruchreifen 
Wohnungen mit unzulänglichen sanitären Einrich- 
tungen und fehlendem Spielraum für Kinder. Meine 
verehrten Vorredner haben dies deutlich zum Aus- 
druck gebracht. Gefährliche Slum-Bildungen sind 
zwischen Berlin im Norden und Marseille im Süden 
bekannt. Es ist zu begrüßen, daß der Deutsche Bun- 
destag gesetzliche Bestimmungen für Größe, Ein- 
richtung und Nebenräume der Gastarbeiterwohnun- 
gen erlassen hat. Die Gastarbeiter sollten jedoch 
auch bei der Verteilung von Werkswohnungen und 
der Zuweisung von Sozialwohnungen stärker als 
bisher berücksichtigt werden. 

Wir haben uns im Ausschuß dafür ausgespro- 
chen, daß verheiratete Gastarbeiter schon nach 12 
Monaten ihre Familienangehörigen nachkommen 
lassen können. Damit meinen wir einen Beitrag zur 
Behebung der Gefahren geleistet zu haben, die 
durch lange Trennung entstehen und sich familien- 
schädlich und in der Anhäufung von Aggressionen 
äußern können. 

Zu den wichtigsten kulturellen Maßnahmen für 
Gastarbeiter gehören deren sprachliche Förderung, 
berufliche Weiterbildung und die Ausbildung ihrer 
Kinder. 

Sprachkurse sollten jedoch nicht erst nach einem 
anstrengenden Arbeitstag, sondern nach Möglich- 
keit während der Arbeitszeit angeboten werden. 
Das würde ihre Effektivität heben und sich letzten 
Endes zum Vorteil für die Unternehmen auswir- 
ken. 

Uber die Entwicklungshilfe werden in der Bun- 
desrepublik türkische Gastarbeiter zu Handwerks- 
meistern ausgebildet, so daß sie später in ihrer Hei- 
mat eigene Kleinbetriebe eröffnen oder an verant- 
wortungsvollen Plätzen in Fabriken stehen können. 
Für diese und andere Maßnahmen der beruflichen 
Fortbildung bieten sich auch Lehrgänge in Volks- 
hochschulen an. 

Gastarbeiterkinder, meine verehrten Damen und 
Herren, sind keineswegs dümmer als einheimische, 
sondern haben nur wegen der sprachlichen Mängel 
eine geringere Ausdrucksfähigkeit. Zur Verbesse- 
rung der Kommunikation können geeignete Jugend- 
bücher, Bibliotheken und Sonderschulklassen bei- 
tragen, in denen auch während der Ferien An- 
schlußunterricht erteilt wird. Da die einheimischen 
Lehrkräfte meist nur Englisch und Französisch als 
Fremdsprachen beherrschen, sollten sie während 
der pädagogischen Ausbildungszeit auch die Spra- 
chen erlernen können, die es ihnen ermöglichen, 
später im Beruf Gastarbeiterkinder zu unterrich- 
ten. 


Die Mitwirkung der Gastarbeiter in den demo- 
kratischen Gremien ist ebenfalls ein wichtiger Fak- 
tor für ihre Integration. In den Betrieben sollten sie 
in den Gewerkschaften mitarbeiten und ihre Kandi- 
daten in den Betriebsrat wählen. Ihre Rechte müs- 
sen nicht nur bei den Lohnverhandlungen gewahrt 
werden, sondern erstrecken sich auch auf die Hu- 
manisierung der Arbeitswelt, z. B. auf die Gestal- 
tung des Arbeitsplatzes, die Geschwindigkeit des 
Montagebandes oder die Gewährung von Zwischen- 
pausen. 

Die politischen Parteien stehen den Gastarbeitern 
offen. Sie bieten ein weites Betätigungsfeld, von 
dem nach meiner Kenntnis leider noch zu wenig 
Gebrauch gemacht wird. Die Mitarbeit in örtlichen 
Beiräten und Deputationen, bei Schul- und Woh- 
nungsfragen kann das Interesse der Gastarbeiter 
am gemeindlichen Geschehen aktivieren. Vielleicht 
erhalten sie auch bald das kommunale Wahlrecht. 
Initiativen dafür sind bereits eingeleitet worden. 

Die Staatsbürgerschaft wird gegenwärtig nach 
unterschiedlich langer Anwesenheit im Gastland 
verliehen, in manchen Ländern nach fünf, in ande- 
ren erst nach zwölf Jahren. Die Mitglieder des 
Flüchtlingsausschusses sind der Ansicht, daß die 
Staatsbürgerschaft spätestens nach sieben Jahren 
verliehen und damit ein wichtiger Schritt zur Inte- 
gration der Neubürger getan werden sollte. 

Außergewöhnlich negative Erscheinungen treten 
bei der Beschäftigung illegal eingereister Gastar- 
beiter auf; denn für sie hat sich ein Markt mit ei- 
nem kriminellen Ausbeutungssystem aufgetan. Mo- 
derne Sklavenhalter vermitteln sie schwarz auf Ar- 
beitsstellen, verlangen dafür den größten Teil ihres 
Lohns und zahlen weder Steuern noch Sozialabga- 
ben. Ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung sind sie 
den Pressionen dieser Herren ausgeliefert und be- 
sitzen bei Krankheit und Arbeitslosigkeit keinen 
sozialen Schutz. Daher meinen die Ausschußmit- 
glieder, daß diese Delikte schärfstens verfolgt und 
die Ausbeuter strengen Strafen zugeführt werden 
müssen. 

Wohin führt nun die zunehmende Beschäftigung 
der Ausländer in den Gastländern? Zum Subprole- 
tariat, zur Rassendiskriminierung oder zur Auswan- 
derung der Einheimischen. Es wäre keine gute Lö- 
sung, im generellen Rotationsverfahren nach fünf 
Jahren die Rückführung zu erzwingen. Das würde 
bedeuten, daß nach dem Motto „Der Mohr hat seine 
Schuldigkeit getan, der Mohr kann geh'n" die Gast- 
arbeiter ihre Koffer packen und wieder heimreisen 
könnten, nachdem sie die besten Jahre ihrer größ- 
ten Leistungsfähigkeit der Produktion zur Verfü- 
gung gestellt haben. 

Wir meinen, mit zunehmender Dauer der Anwe- 
senheit im Gastland sollte die Ausweisung er- 
schwert werden. Wer fünf Jahre im Arbeitsprozeß 
stand, sollte nicht mehr durch die Behörde, sondern 
höchstens durch die Entscheidung eines Gerichts 
des Landes verwiesen werden können. 

Der Flüchtlingsausschuß, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, sieht einen zukunftsweisenden 
Weg zur Lösung des Gastarbeiterproblems in der 
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Umstellung des jetzigen Verfahrens. Nicht die 
Gastarbeiter sollen im bisherigen Ausmaß in die 
Ballungsräume verpflanzt werden — denn dies wür- 
de nicht nur eine immense Zunahme ihrer Zahl be- 
deuten, sondern auch eine weitere Kulmination der 
sozialen Probleme verursachen — , sondern die Ar- 
beitsplätze sollten in die Heimatländer der Gastar- 
beiter verlegt werden. Es müssen Anreize für Inve- 
stitionen in strukturschwachen Räumen geschaffen 
werden, damit dort zusätzliche Beschäftigungsmög- 
lichkeiten entstehen. Der Transfer von Kapital in 
die Heimatländer der Gastarbeiter kann zu neuen 
Verdienstquellen führen, die nicht nur der Hebung 
des Lebensstandards, sondern auch der Verbesse- 
rung der Infrastruktur dienen. Entwicklungspro- 
gramme auf mittlere und lange Sicht sowie deren 
Koordinierung werden primär den Weg zu diesem 
Ziel ebnen und auf Dauer, so meine ich, zum Erfolg 
führen. 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Lassen Sie mich noch einige 
Bemerkungen zu dem sehr umfangreichen und oft- 
mals sehr ins Detail gehenden Bericht zur Frage der 
Integration der Gastarbeiter machen. Mir erscheint 
ein Gesichtspunkt in diesem Bericht zu kurz gekom- 
men zu sein, nämlich die Frage einer staatlichen An- 
werbungspauschale, einer „Kopfsteuer" — in der 
Terminologie meines Kollegen Renschler — oder 
wie immer diese im Einwanderungsland erhobenen 
Beträge genannt werden. 

Gerade in der Bundesrepublik Deutschland sind 
gesetzliche Regelungen getroffen worden, die für 
jede zuwandernde Arbeitskraft die Zahlung eines 
Pauschalbetrags von DM 1000 durch den Arbeitge- 
ber vorsehen. Je höher dieser Betrag ist, desto grö- 
ßer ist auch die mobilitätshemmende Wirkung sol- 
cher Maßnahmen. Sie können — falsch verstanden 
— leicht einen unsozialen Anstrich erhalten. Des- 
halb bedürfen sie der Erläuterung. 

Geht man davon aus, daß ein Empfängerland die 
ausländischen Arbeitskräfte mit gleichen sozialen 
Einrichtungen versehen möchte wie die Einheimi- 
schen, so entstehen dabei erhebliche Kosten für die 
Gesellschaft Soll eine Ghettobildung oder ein Ent- 
stehen von Slums verhindert werden, so sind in 
Verdichtungsräumen Infrastrukturkosten zur An- 
siedlung einer zuwandernden Familie in der Größe- 
nordnung von 100 000 bis 200 000 DM unumgäng- 
lich, wie neuere wissenschaftliche Untersuchungen 
beweisen. 

Diese Kosten sind insofern dem Unternehmer zu- 
zurechnen, als sich für ihn oftmals die Alternative 
stellt, ob er eine kapitalaufwendige Rationalisie- 
rungsinvestition tätigen oder eine zusätzliche Ar- 
beitskraft beschäftigen soll. Getreu dem Verursa- 
cherprinzip, demzufolge soziale Kosten demjenigen 
anzulasten sind, der sie hervorruft, ist es legitim, 
wenn ein Einwandererland solche Gebühren erhebt. 
Sie müssen dann aber auch für die zur Ansiedlung 
notwendigen Infrastrukturinvestitionen verwandt 
werden. 

So verstandene Anwerbegebühren können also 
keineswegs als unsozial empfunden werden, und 


die bei dem Unternehmer bewirkten Vermeidungs- 
anreize sind darüber hinaus sogar erwünscht. Die 
Anwerbeprämien können nämlich am besten da- 
durch umgangen werden, daß der Unternehmer in 
Regionen investiert und damit Arbeitsplätze dort 
schafft, in denen ein Überschuß an Arbeitskräften 
vorhanden ist. Mit dieser Überlegung ist die Ver- 
knüpfung zu dem vorliegenden Bericht wiederher- 
gestellt, der in seinem Abschnitt X die Schaffung 
von Arbeitsplätzen im Auswandererland anregt; 
eine Forderung, die auch von mir voll unterstützt 
wird. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Ich hätte 
es begrüßt, wenn sich diese Versammlung nicht 
den ganzen Tag über gemächlich durch Alkohol 
und Nikotin bewegt hätte, um dann am Abend die- 
se Debatte im Schnellzugtempo zu führen. Ich glau- 
be, daß sich diese Versammlung damit in der Öf- 
fentlichkeit ein schlechtes Zeugnis hinsichtlich ih- 
rer Fähigkeit, ihre Arbeit einzuteilen, ausstellt. 

Ich möchte zu dem vorliegenden Bericht, zu dem 
ich mich also nur stichwortartig äußern kann, we- 
gen der Kürze der Zeit nur fünf Bemerkungen unter 
rechtlichen Gesichtspunkten machen. 

Zunächst eine Bemerkung zu der Frage, ob und 
inwieweit es die Möglichkeit geben sollte, wenn 
Grenzen der Aufnahmefähigkeit sichtbar werden, 
den Einwandererstrom zu stoppen. Lassen Sie mich 
sagen, daß ich von einem Einwandererstopp gar 
nichts halte, daß aber auf der anderen Seite den 
Aufnahmeländern für alle Fälle die rechtliche Mög- 
lichkeit offengehalten werden muß, hier regulie- 
rend einzuwirken. Einen Rechtsanspruch auf Auf- 
enthaltsgenehmigung, wie ihn manche Romantiker 
fordern, darf es nicht geben, — ausgenommen na- 
türlich dort, wo - — wie etwa in der Europäischen 
Gemeinschaft — ein Mindestmaß von gleichen 
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen eine 
solche Freizügigkeit ermöglicht. 

Eine zweite Bemerkung zur Frage der Aufenthalts- 
erlaubnis und der — wie es bei uns im deutschen 
Ausländerrecht dann in der Steigerung heißt — 
Aufenthaltsberechtigung. Ich glaube, es ist richtig, 
daß die Sicherheit der Ausländer vor — ich will 
mich sehr diplomatisch ausdrücken — überraschen- 
den Ausweisungen in den Aufnahmeländern erheb- 
lich verstärkt werden muß. Ich schließe hier die 
Bundesrepublik Deutschland durchaus mit ein. Lei- 
der kann ich nicht in die Einzelheiten gehen. Je- 
denfalls glaube ich, daß schon im ersten Stadium, 
der Aufenthaltserlaubnis, die Gründe für eine Aus- 
weisung stärker präzisiert werden müssen. 

Auch meine ich — und damit komme ich zu mei- 
ner dritten Bemerkung — , daß von der Aufenthalts- 
berechtigung, die dann, von Ausnahmefällen abge- 
sehen, dem ausländischen Arbeiter die Sicherheit 
gibt, daß er in dem Land bleiben kann, das er sich 
für seine Arbeit erwählt hat, stärker Gebrauch ge- 
macht werden muß als bisher. Dies würde nämlich 
nach meiner Beobachtung dazu führen, daß die Frage 
des Erwerbs der Staatsangehörigkeit in der Praxis 
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gar nicht mehr die Bedeutung haben würde, wie sie 1 
sie heute noch hat. Viele Ausländer, jedenfalls bei 
uns — das weiß ich aus vielerlei Gesprächen und 
Untersuchungen — , streben den Erwerb der Staats- 
angehörigkeit nur deshalb an, weil sie gegen eine 
überraschende Ausweisung gesichert sein wollen. 
Wenn man ihnen eine wirklich gesicherte Aufent- 
haltsgenehmigung verschaffte, wären viele gar 
nicht so sehr daran interessiert. 

Eine vierte Bemerkung zur Frage des illegalen 
Aufenthalts von Ausländern. Hier müssen wir in 
unsere Betrachtung mit einbeziehen die Firmen, die 
Arbeitskräfte verleihen. Dies ist grundsätzlich in 
einer modernen arbeitsteiligen Wirtschaft durchaus 
eine vernünftige Funktion: daß man sich durch eine 
solche Firma z. B. für ein paar Stunden eine Sekre- 
tärin besorgen kann. Aber man muß diesen Firmen 
auch ganz besonders auf die Finger sehen. Wir in 
der Bundesrepublik haben vor kurzem ein entspre- 
chendes Gesetz erlassen, das die Verleihung der 
Konzession an solche Firmen an strenge Vorausset- 
zungen knüpft. Solche Firmen sind es häufig — je- 
denfalls bei uns — , die die Illegalen auf den Skla- 
venmarkt bringen — wenn ich mich einmal so aus- 
drücken darf. 

Was die Strafen für Unternehmer anlangt, so tei- 
le ich die in der Empfehlung zum Ausdruck kom- 
mende Auffassung, daß hier strenge Strafen erfor- 
derlich sind. In diesem Zusammenhang gibt es ge- 
wisse rechtliche Probleme in den Ländern, die ei- 
nen Unterschied zwischen Ordnungsstrafrecht und 
Kriminalstrafrecht kennen. Hier einen Kriminaltat- 
bestand zu schaffen wird nicht ganz einfach sein. 
Ich bin jedoch der Meinung, daß wir zu einem sol- 
chen Kriminalstraftatbestand kommen müssen. 

Dies entbindet uns aber nicht von der Notwen- 
digkeit, mit Konsequenz gegen die Illegalen vorzu- 
gehen, so bedauerlich dies manchmal sein mag. In 
vielen Ländern, gerade außerhalb Europas, hat es 
sich herumgesprochen, daß die Illegalität eine Art 
Fegefeuer ist, durch das man hindurchmuß, um 
dann schließlich doch anerkannt und aufgenommen 
zu werden. Hier muß, wie gesagt, im Interesse der 
Betroffenen und vor allen Dingen auch der Nach- 
kommenden mit Konsequenz vorgegangen wer- 
den. 

Lassen Sie mich schließlich noch eine Bemerkung 
zur Frage der politischen Betätigung machen. Ich 
teile die Intention des Berichts, nach der den aus- 
ländischen Arbeitern die Möglichkeit offenstehen 
soll, sich gewerkschaftlich zu betätigen und auch 
— wie dies bei uns zu einem großen Teil schon der 
Fall ist — in den politischen Parteien mitzuwirken. 
Ich glaube allerdings, daß es berechtigt ist, wenn 
die Aufnahmeländer dort klare Grenzen ziehen, wo 
sich die politische Betätigung auf Konflikte im Hei- 
matland oder Konflikte mit dritten Ländern bezieht, 
so daß das Aufnahmeland unfreiwillig zum Kampf- 
platz für derartige Auseinandersetzungen wird. 

Herr Präsident, um die mir zur Verfügung stehen- 
den fünf Minuten nicht allzusehr zu überziehen, 
möchte ich mich auf diese Bemerkungen beschrän- 
ken. Ich darf dann zu gegebener Zeit noch zu dem 


Antrag meines hochgeschätzten Kollegen Schwencke 
sprechen, der sich mit der Frage des Kommunal- 
wahlrechts befaßt. Leider bin ich nicht in der Lage, 
ihn zu unterstützen. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die europäische Gesellschaft 
wächst, sie wächst unaufhaltsam, und sie wächst 
wahrscheinlich wesentlich anders, als viele von 
uns vor 10 oder 15 Jahren noch angenommen ha- 
ben. Sie wächst gewissermaßen an unserer Haustür, 
an unserem Nebenarbeitsplatz und beim Einkäufen 
im Supermarkt. Die Gastarbeiter aus den europä- 
ischen EG-, Europarats- und NATO-Staaten sind je- 
denfalls für die großen und auch die kleineren Indu- 
strienationen Europas zu Bürgern, zu unseren Mit- 
bürgern geworden. Aber sind sie tatsächlich Bür- 
ger? Kann man ihnen diese Qualifikation zugeste- 
hen? Gestehen wir sie ihnen zu? 

Ich glaube daß es zutrifft, was viele Vorredner 
gesagt haben: daß die Gastarbeiter als Menschen 
zweiter Klasse bezeichnet werden. Man sehe nur 
auf ihre Wohnverhältnisse, ihren Arbeitsplatz, ih- 
ren Lohn — vor allem ihr „Recht“, das sie in unse- 
rer Gesellschaft haben! 

Es ist zu Recht und ausführlich von sprachlichen 
Hilfen und von kulturellen Aufgaben gesprochen 
worden, die ihre Integration fördern könnten. Ich 
möchte hier noch hinzufügen: das, was wir jeweils 
die nationale auswärtige Kulturpolitik nennen, hat 
eigentlich schon in unserem Land selber zu begin- 
nen; dort sind „kulturelle" Investitionen vielleicht 
am wichtigsten, sicher aber am effektivsten. 

Ich meine, daß die Resolution, die uns vorliegt, 
nicht vollständig ist. Sie ist es deswegen nicht, weil 
die Vorstellungen, die viele von uns oder hoffent- 
lich wir alle über den „Bürger“ in unserer Gesell- 
schaft haben, politisch nicht im umfassenden Sinne 
berücksichtigt wurden. Ich meine, daß dort eine 
Lücke besteht, wo es um deren rechtliche Konse- 
quenz geht. Der Gastarbeiter müßte meines Erach- 
tens nach einer bestimmten Zeit die rechtliche 
Möglichkeit haben, sich an der Kommunalwahl zu 
beteiligen. Wenige Vorredner, vor allem der ge- 
schätzte Kollege Treu, haben ebenfalls darauf hinge- 
wiesen, daß das eine Lücke sei, die wir schließen 
müßten. 

Ich habe mir daher erlaubt, diese Frage mit eini- 
gen anderen zu durchdenken und das Ergebnis als 
Ergänzungsantrag einzubringen. Mein Ergänzungs- 
satz sollte sinnvollerweise dort gelesen werden, wo 
in der Vorlage unter dem Appendix E steht: „in the 
field of civil and political rights". Dort müßte der 
im Antrag vorgesehene Satz als Punkt 2 eingefügt 
werden. 

Sie haben auf Ihren Tischen diesen Vorschlag 
liegen. Ich meine, der Vorschlag geht nicht über 
das bisher in vielen Gremien diskutierte Maß hin- 
aus, sondern schreibt eine gewisse Zeit fest, näm- 
lich fünf Jahre der Anwesenheit in einem Lande, 
und qualifiziert dann zu der Teilnahme an einer 
Kommunalwahl, wenn der Gastarbeiter mindestens 
drei Jahre in dem jeweiligen Ort gelebt hat. 
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Meine Damen und Herren, wir sprechen soviel 
von der Lebensqualität. Wir tun es zu Recht, wenn 
wir uns immer wieder fragen, wo diese Lebensqua- 
lität verbessert werden kann und wo sie überhaupt 
erst eingeführt werden muß. Wenn wir das Bürger- 
recht konkret als ein europäisches Recht begrei- 
fen, auch wenn wir so selbstverständlich juristisch 
noch nicht fixiert haben, dann sollten wir ein Stück 
Lebensqualitätsentwicklung vorwegnehmen, indem 
wir diesen Antrag akzeptieren. Wenn Sie den An- 
trag akzeptieren, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Kollegen, haben wir die Resolution 
politischer gemacht, d. h. konkreter vor allem im 
Blick auf die Rechte der Betroffenen, seine wach- 
senden Rechte in Europa, festgeschrieben und abge- 
sichert. 

Wir, vor allem wir in der Bundesrepublik 
Deutschland, haben noch gut die Forderungen und 
Nöte im Ohr, die im Zusammenhang mit den soge- 
nannten wilden Streiks zum Ausdruck gekommen 
sind: Wer in unserer Gesellschaft hat das notwen- 
dige „Spiel" zwischen Arbeitnehmer und Arbeitge- 
ber, zwischen den Tarifpartnern, nicht mitgemacht? 
Es sind vor allem diejenigen gewesen, die in unse- 
rer Gesellschaft den unqualifiziertesten Arbeits- 
platz einnehmen und deren Rechte in dieser Gesell- 
schaft die geringsten sind. 

Meine Damen und Herren, ich appelliere an Sie, 
diese beiden Sätze, die ja schon einmal in dem vor- 
bereitenden Entwurf standen, in die Resolution ein- 
zufügen, um einen weiteren Schritt in Richtung 
„europäisches Bürgerrecht" zu tun. 

Dr. Enders (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich auch für Ihre Mitarbeit bedanken so- 
wie für die Aufgeschlossenheit, mit der Sie dieses 
Problem behandelt haben. Auf einen Nenner redu- 
ziert möchte ich sagen, daß der Gedanke der sozia- 
len Gerechtigkeit und der Gleichheit aller Bürger 
zum Ausdruck kam. Die Debatte hat gezeigt, wie 
sehr wir alle von dem Geist besessen sind, diesen 
Grundrechten der Menschheit Gültigkeit in der 
Welt, speziell hier in Europa, zu verschaffen. 

Die Formulierungen, die in dem Bericht gewählt 
sind, sind nicht alle von uns geprägt worden, son- 
dern beruhen zum Teil auch auf Äußerungen sehr 
gewichtiger, kompetenter Stellen. Und ausgerech- 
net die auf Äußerungen kompetenter Stellen beru- 
henden Formulierungen hat Herr Dankert zum An- 
laß seiner Kritik genommen. Sie sind gar Gegen- 
stand einer Resolution im Ministerrat. Wollen wir 
sehen, wie es dort weitergeht. 

Aber ich möchte Sie bitten, den Bericht, das Pro- 
blem insgesamt zu sehen und nicht mit philologi- 
schen Spitzfindigkeiten Deutungen hineinzulegen, 
die nach Sinn und Inhalt gar nicht gemeint sind. 

Wollen wir alle zum Schluß dieser Debatte hof- 
fen, daß sie dazu beiträgt, das gesetzte Ziel zu er- 
reichen, und einen neuen Anstoß in der Beurteilung 
des Gastarbeiterproblems gibt. Dieser Anstoß möge 
zur Behebung der Not, zur Verwirklichung der 


Gleichheit und sozialen Gerechtigkeit, wie ich es 
andeutete, beitragen. 

Dr, Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren Kollegen! Frau Cattaneo Petrini 
hat schon darauf hingewiesen, daß mein Antrag mit 
seinem Inhalt selbstverständlich heikel ist. Auch 
ich habe in meiner Rede ausgeführt, daß dieser Zu- 
satzantrag, wie die Frau Berichterstatterin sagte, 
eine Absichtserklärung ist. Die politisch-rechtliche 
Tendenz einer weiteren Entwicklung ist damit ge- 
kennzeichnet. Selbstverständlich werden wir damit 
nicht von heute auf morgen unsere Rechte ändern. 
Aber es scheint mir erforderlich zu sein, daß wir 
sie in dem Sinne ändern, wie es von mir dargestellt 
worden ist. Es handelt sich zunächst also um einen 
punktuellen Eingriff, der nach meinen juristischen 
Kenntnissen selbstverständlich rechtlich möglich 
isl, der aber langsam angegangen werden soll. Dar- 
aus kann später eine qualifizierte Rechtsposition 
werden, als europäisches Bürgerrecht. 

Die mit der vorgelegten Resolution verbundene 
Absichtserklärung ist in ihren sozialen, ökonomi- 
schen, kulturellen, pädagogischen, informativen 
und institutioneilen Inhalten sehr stark und durch- 
aus ausgewogen. Aber es fehlt der Punkt, der die 
zivilen und politischen Rechte qualifiziert betrifft. 
Das holt mein Antrag nach. Daher möchte ich Sie 
herzlich bitten, ihm Ihre Zustimmung zu geben. 

Sieglerschmidt (SPD): Es tut mir wirklich leid, 
daß ich gegen einen so sympathischen und enga- 
giert begründeten Antrag sprechen muß, zumal es 
sich erstens noch um einen Landsmann und zwei- 
tens um einen mir politisch sehr nahestehenden 
Freund handelt. Dennoch bin ich wirklich der Mei- 
nung, daß dieser Antrag abgclehnt werden sollte. 

Man kann meines Erachtens keinen wirklich 
plausiblen Unterschied zwischen Kommunalwahlen, 
Wahlen zu Teilstaatsparlamenten und Wahlen zu 
nationalen Parlamenten machen. Wenn das aber so 
ist, dann müssen wir feststellen, daß das Wahlrecht 
im Staatsangehörigkeitsrecht gründet, mindestens in 
dem weiteren Sinne etwa einer Art Commonwealth- 
Staatsangehörigkeit. Wenn wir das „European 
subject" im Sinne des „British subject" haben, dann 
kann es auch ein so geartetes Wahlrecht geben. 
Dieses wäre dann aber wieder nur auf die Angehö- 
rigen dieser Gemeinschaft beschränkt. Ich möchte 
nicht, daß in Berlin dann die Italiener, die dort sehr 
wenig zahlreich vertreten sind, wählen können, 
aber womöglich die Türken und gar die Griechen 
nicht. 

Eine letzte Bemerkung praktischer Art. Ich frage 
mich, wenn wir auf diesem Wege den ausländi- 
schen Arbeitnehmern wirklich nützen wollen, ihre 
kommunalen Interessen zu vertreten, ob sie das 
besser können, wenn sie mit normalerweise höch- 
stens 5 °/<> kommunalen Vertretern in den kommu- 
nalen Vertretungen sitzen, oder ob sie es nicht bes- 
ser können, wenn es Vertretungen ausländischer 
Arbeitnehmer obligatorisch gibt, die institutionali- 
sierte Mitspracherechte in den sie betreffenden 
kommunalen Angelegenheiten haben. 
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Donnerstag, 27. September 1973 

Tagesordnungspunkt : 

Seerecht 

(Drucksache 3335) 

Berichterstatter für den Rechtsausschuß: 

Abgeordneter Grieve 

Berichterstatter für den Landwirtschaftsausschuß: 

Abgeordneter Marquardt 

Marquardt (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der 
Rechtsausschuß empfiehlt in der vorgelegten Direk- 
tive — der Vorsitzende hat das eben bekräftigt — , 
daß sich auch der Landwirtschaftsausschuß mit 
dem Seerecht und dem sich daraus ergebenden Pro- 
blem beschäftigen möge. Ich kann dieser Versamm- 
lung sagen, daß der Landwirtschaftsausschuß, ins- 
besondere der von ihm gebildete Unterausschuß Fi- 
scherei, das bereits getan hat. Er hat sich mit der 
Empfehlung, dem Bericht und den Sachfragen be- 
schäftigt. Von daher ist der Landwirtschaftsaus- 
schuß in der Lage, beratend Stellung zu nehmen. 

Zunächst dankt der Landwirtschaftsausschuß dem 
Berichterstatter für den ausgezeichneten Bericht, 
der für die weitere Arbeit sehr nützlich sein wird. 
Der Landwirtschaftsausschuß begrüßt insbesondere 
den Realismus und die Ausgewogenheit, mit denen 
der Rechtsausschuß den Bericht versehen hat, und 
er begrüßt die Nüchternheit der Empfehlung. Denn 
in der Tat — und zwar leider in der Tat — ist es 
so, daß Optimismus nicht angebracht wäre. Es wäre 
reiner Zweckoptimismus; dieser wäre wenig sinn- 
voll. 

Die Skepsis erstreckt sich auf zwei Bereiche, ein- 
mal auf die Frage, ob überhaupt die Möglichkeit 
besteht, in der Seerechtskonferenz halbwegs eine 
Übereinstimmung zu finden, zum anderen auf die 
Frage, ob es möglich ist, daß die Mitgliedsstaaten 
des Europarats zu einem Akkord kommen. Auch 
die Neunergemeinschaft, in der die Probleme nicht 
so weit auseinandergehen, ist bisher nicht in der 
Lage gewesen, zu einer Gemeinsamkeit zu kom- 
men. 

Herr Präsident, der Landwirtschaftsausschuß 
möchte auf die Sachprobleme heute nicht eingehen. 
Er wird zur Januarsitzung 1974 einen Bericht über 
das sogenannte überfischen, d. h. über die Dezimie- 
rung der Fischbestände durch neue Techniken, vor- 
legen. Wir werden dann Gelegenheit haben, dar- 
über zu sprechen. 

Ich darf sagen, daß außerdem ein Bericht über 
die Gefahren in Vorbereitung ist, die sich aus Erd- 
ölbohrungen im Meer für die Fischbestände erge- 
ben können. Ich darf die Aufmerksamkeit des Hau- 
ses schon jetzt auf die zu erwartenden Berichte len- 
ken. 

Für jeden ist schon jetzt erkennbar und deutlich, 
wie tiefgreifend, aber auch wie nachteilig die Kon- 
troversen im Seerecht in ökonomischer, ökologi- 
scher und politischer Hinsicht sind. Die Gegensätze 
wurden auch in dieser Versammlung deutlich, als 


! in der letzten Tagungswoche hier der isländische 
Außenminister sprach. Wir nahmen die Stellung- 
nahmen der einzelnen Delegationen zur Kenntnis. 
Aus ihnen wurde ebenso wie aus dem heutigen Be- 
richt deutlich, wie wünschenswert es wäre, zu Ge- 
meinsamkeiten zu kommen. 

Der Landwirtschaftsausschuß unterstreicht das 
Votum des Rechtsausschusses, daß trotz oder gera- 
de wegen der Schwierigkeiten alle Anstrengungen 
unternommen werden müssen, um zu einem 
Höchstmaß an Übereinstimmung zwischen den Mit- 
gliedsländern des Europarats zu kommen, damit sie 
gemeinsam darauf hinwirken, daß die Seerechts- 
konferenz wenigstens in Teilen zum Erfolg geführt 
werden kann. 

Ich darf für den Landwirtschaftsausschuß zusam- 
menfassend erklären, daß er die Problematik, die 
sich aus dem Seerecht, soweit es seinen Aufgaben- 
bereich betrifft, ergibt, im Auge behalten wird und 
daß auch der Landwirtschaftsausschuß die Annah- 
me von Stellungnahme und Direktive empfiehlt. 

Marquardt (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Ich will der Versuchung widerstehen, nun 
meinerseits noch über vermeintliche oder tatsächli- 
che Fischereibelange zu referieren oder die unter- 
schiedlichen Standpunkte zu analysieren. 

Es ist bestätigt worden — das habe auch ich 
nicht unterdrückt — , daß Skepsis angebracht ist. 
Aber ich freue mich darüber, daß nicht mehr nur 
schwarzweiß gemalt worden ist, sondern daß auch 
einige Grautöne dazwischen lagen, hier und da Be- 
reitschaft zum Kompromiß erkennbar war. Ich mei- 
ne, das sollten wir unterstützen. Wir sollten unse- 
rem Wunsch Ausdruck geben und an die Beteilig- 
ten appellieren, daß die bilateralen Gespräche, die 
sich auf Island erstrecken, zum Erfolg führen. Ich 
meine, wenn man dort zum Akkord käme, wären 
einige Steine auf dem Wege zu der Seerechtskonfe- 
ronz weggeräumt. Das sollten wir also unterstüt- 
zen. 

Abschließend möchte ich nur sagen: Diese De- 
batte war schon ein Stück bewegender Vorge- 
schmack auf das, was dann im Januar stattfinden 
wird, wenn der Landwirtschaftsausschuß seinen Be- 
richt zum überfischen vorlegt. Wir werden dann si- 
cherlich eine sehr lebhafte Debatte haben. 


Tagesordnungspunkt : 

Derzeitige Entwicklung des internationalen 
Humanitätsrechts 

(Drucksache 336) 

Berichterstatter: Abgeordneter Alber 

Alber (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Es ist noch gar 
nicht lange her, da wurde das humanitäre Recht als 
ein bloßes Nebengebiet der Rechtsordnung betrach- 
tet. Aber inzwischen hat sich doch die Erkenntnis 
durchgesetzt, daß es im Grunde ein wesentlicher 
Bestandteil der Menschenrechte ist. Das humanitäre 
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Recht ist Ausfluß moralischer und ethischer Werte; 
es ist ein Schutzrecht auch für die einzelnen, weil 
es ja nicht nur Pflichten für die Staaten enthält. 

Während nun die eigentlichen Menschenrechte 
den einzelnen generell und in jeder Situation schüt- 
zen, hat das humanitäre Recht zum Inhalt den 
Schutz einzelner oder auch bestimmter Gruppen in 
bestimmten Situationen, sprich generell in Zeiten 
kriegerischer Auseinandersetzungen. Die Ver- 
wandtschaft zwischen Menschenrecht und humani- 
tärem Recht ist also offenkundig, und es ist deshalb 
selbstversändlich, daß sich auch diese Versamm- 
lung nunmehr mit diesen Fragen befassen muß. Bis- 
land geschah dies nur auf Regierungsebene, im 
Rahmen der Vereinten Nationen oder auch in inter- 
nationalen Bereichen, beispielsweise durch die Ar- 
beit des Roten Kreuzes. 

Unsere Versammlung selbst war zweimal mit 
Fragen des humanitären Rechts befaßt. Ich erinnere 
an unsere Vorstellungen zur Geiselnahme, und zum 
anderen wollten wir einmal die Polizei in den 
Schutz der Zivilbevölkerung einbeziehen. Leider 
hat uns beide Male das Ministerkomitee einen nega- 
tiven Bescheid gegeben. Ich hoffe, daß es nunmehr 
im dritten Anlauf, gelingt, unsere Vorstellungen 
positiv in die Arbeit des Ministerkomitees einflie- 
ßen zu lassen. Es geht hier konkret um die Vorbe- 
reitung einer diplomatischen Konferenz, die im 
kommenden Jahr in der Schweiz stattfinden wird. 
Wir machen hier einige Vorschläge, die dann die 
Minister dort vertreten könnten. 

Es ist unbestritten, daß das humanitäre Recht 
fortgeschrieben und weiterentwickelt werden muß. 
Die bisherigen Rechtsgrundlagen sind teilweise 
überholt. Die eine Rechtsgrundlage ist die Konven- 
tion von Den Haag aus dem Jahre 1907. Sie betrifft 
Methoden der Kriegsführung und nimmt zu be- 
stimmten Waffenarten Stellung. Die zweite Rechts- 
grundlage sind die vier Genfer Konventionen aus 
dem Jahre 1949. Sie betreffen den Schutz von Ver- 
letzten, die Behandlung von Kriegsgefangenen und 
den Schutz von Zivilpersonen. Sie sind jedoch, wie 
ich schon andeutete, nicht mehr ausreichend. 

Die Zeit der „fairen Kriege" ist längst vorbei, 
falls es sie überhaupt je gegeben haben sollte. Im- 
merhin amüsiert es mich, wenn ich zurückdenke: 
Ich stamme aus Hohenzollern; das ist ein kleiner 
Landstrich in Süddeutschland, der im Gegensatz 
zum umliegenden Gebiet zu Preußen gehörte. Im 
Krieg von 1866 zwischen Österreich und Preußen 
mußte das an sich feindliche Nachbarland, das Kö- 
nigreich Württemberg, auf Grund eines Vertrages 
zulassen, daß die Soldaten aus Hohenzollern durch 
sein Gebiet zogen, um sich dann auf der anderen 
Seite mit dem Feind zu vereinigen, und während 
dieses Durchmarsches mußte Württemberg diese 
feindlichen Truppen auch noch verpflegen, etwas, 
was man sich heute gar nicht mehr vorstellen kann. 

Nun, seit 1907 und auch seit 1949 hat sich vieles 
verändert. Das betrifft insbesondere zwei Berei- 
che: 

Einmal haben wir feststellen müssen, daß es in 
der letzten Zeit viele kriegerische Auseinanderset- 


zungen gab, die eigentlich keine internationalen 
Kriege waren. Es waren Bürgerkriege, es waren in- 
nere Unruhen oder auch Kriege, die eigentlich nie 
erklärt worden sind. Daß auch diese Fälle im huma- 
nitären Recht berücksichtigt werden müssen, ist 
klar. 

Der zweite Bereich betrifft die Massenvernich- 
tungswaffen. Das Rote Kreuz hat sich schon mehr- 
fach damit befaßt; ebenso auch die Konferenz über 
Menschenrechte in Teheran 1968. Man hat damals 
beschlossen, zu beantragen, daß es kein unbe- 
schränktes Recht gibt — soweit man hier über- 
haupt von „Recht" sprechen kann — , den Gegner 
generell zu vernichten, bzw. daß es kein unbe- 
schränktes Recht auf Waffeneinsatz geben sollte 
und daß Angriffe gegen die Zivilbevölkerung als 
solche verboten sein sollten. 

Ich meine, es wäre zu überlegen, ob man in dem 
Zusammenhang nicht auch ein generelles Verbot 
beispielweise von Atomwaffen fordern sollte. Wir 
haben uns im Ausschuß länger darüber unterhalten, 
und wir waren uns einig darüber, daß es wün- 
schenswert wäre, eine solche Vorstellung politisch 
zu verwirklichen. Wir haben aber sehr wohl gese- 
hen, daß dies den Rahmen dieses Berichts üben 
schreiten würde. 

Trotzdem beantragen wir — - und das ist natürlich 
der Hauptinhalt unseres Berichts — , den Schutz der 
Zivilbevölkerung auszuweiten und insbesondere 
auch die Massenvernichtungswaffen — und hier 
speziell die Atomwaffen — in die allgemeinen Re- 
geln des Kriegsrechts einzubeziehen. Das ist der In- 
halt unserer Empfehlung unter Ziffer 7 I Buchsta- 
be b. 

Mit all diesen Problemen hat sich das Rote Kreuz 
auf mehreren Konferenzen befaßt, zuletzt auf zwei 
Expertenkonferenzen, die 1971 und 1972 in Genf 
stattgefunden haben. Die Einzelheiten dessen, was 
die vier Kommissionen dort ausgearbeitet haben, 
will ich hier nicht näher erwähnen, weil die Zeit ja 
drängt. Ich möchte an dieser Stelle dem Roten 
Kreuz für diese Arbeit nur herzlich danken und 
selbstverständlich ebenso allen anderen Organisa- 
tionen, die sich des humanitären Rechts anneh- 
men. 

Es geht nun neben dem Hauptpunkt „mehr 
Schutz für die Zivilbevölkerung" konkret um vier 
wesentliche Punkte. 

Einmal geht es, wie ich angedeutet habe, um die 
kriegerischen Auseinandersetzungen, die keinen in- 
ternationalen Charakter haben. Es ist strittig, ob in- 
soweit die Konventionen gelten. Zwar sieht Arti- 
kel 3 der 4. Konvention von Genf vor, daß sie ange- 
wandt werden können. Aber die betroffenen Staa- 
ten haben jeweils bestritten, es handle sich um eine 
Auseinandersetzung, die Grundlage für die Geltung 
dieser Konventionen sein könnte. Es wurde immer 
argumentiert, es seien lediglich innere Unruhen 
weshalb nur das interne Recht gelte. Um diese Un- 
sicherheit zu beheben, schlagen wir in unserer 
Empfehlung 7 I a vor, daß gewährleistet sein muß, 
daß diese Konventionen auch auf solche kriegeri- 
schen Auseinandersetzungen Anwendung finden, 
die keinen internationalen Charakter haben. 
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Der zweite Punkt ist, ob und wie man die Einhal- 
tung des humanitären Rechts kontrollieren kann; 
wie man kontrollieren kann, daß es beobachtet 
wird. Bislang haben wir das Rechtsinstitut der Pro- 
tektionsmacht. Es stammt noch aus dem Jahre 1870. 
Es setzt dreiseitige Vereinbarungen zwischen den 
beiden kriegführenden und einem dritten Staat vor- 
aus. Im zweiten Weltkrieg vertrag die Schweiz al- 
lein 35 kriegführende Parteien. Die Schweiz und 
Schweden vertraten praktisch alle kriegführenden 
Parteien. 

Es ist klar, daß hier Probleme entstehen. Dieses 
Institut hat sich im Grunde, nicht so bewährt, wie 
es nötig gewesen wäre. Deshalb sollte vorgesehen 
werden — wir empfehlen das — , daß ein internatio- 
nales unabhängiges Organ — was das nun sein 
soll, mag dahinstehen; vorgeschlagen wurde einmal 
eine Hohe Kommission — diese Aufgaben wahr- 
nimmt und die Einhaltung des humanitären Rechts 
kontrollieren können muß. 

Ein dritter Problempunkt ist: Wie sollen Verlet- 
zungen des humanitären Rechts geahndet werden, 
bzw. wer soll Sanktionen verhängen können? Bis- 
lang sollen die Staaten selber Strafnormen für die 
Verletzung der Genfer Konventionen vorsehen. Ei- 
nige Staaten haben hierfür besondere Strafttatbe- 
stände geschaffen. Wieder andere betrachten hier- 
für ihr allgemeines Strafrecht als ausreichend. Wie 
es auch sei, es ist notwendig, daß Sanktionen vor- 
gesehen werden. Wir bitten deshalb die betreffen- 
den Staaten, dies zu veranlassen. 

Nun f,ragt sich allerdings, ob es ausreicht, daß 
die Staaten selber internes Recht anwenden, also 
eigene Strafnormen schaffen. Es wäre sicher zweck- 
mäßiger, wenn ein internationales Gremium Straf- 
tatbestände ahnden könnte. Zu denken wäre etwa 
an einen internationalen Gerichtshof. Wir bitten 
das Ministerkomitee, diese Anregung zu würdi- 
gen. 

Der vierte Punkt betrifft die Tatsache, daß das 
humanitäre Recht vielfach nicht bekannt ist. Wir 
empfehlen daher, dazu beizutragen, daß die Bevöl- 
kerung davon Kenntnis erhält. Speziell schlagen 
wir vor, daß es Unterrichtsfach wird, natürlich 
nicht nur an Militärakademien. Es wäre sicherlich 
zweckmäßig, bereits in den allgemeinbildenden 
Schulen auf diese Fragen einzugehen. Später sollte 
das humanitäre Recht auch im Bereich der Univer- 
sitätslehre — in den juristischen und auch den me- 
dizinischen Fakultäten — in den Lehrplan aufge- 
nommen werden. 

Abschließend, me ne Damen und Herren, möchte 
ich nur sagen, daß die Politiker normalerweise un- 
zufrieden sind, wenn sie etwas schaffen, das nach- 
her nicht angewandt wird. Ich glaube aber, daß es 
in diesem speziellen Bereich gerade umgekehrt ist. 
Es wäre wirklich schön, wenn dieses humanitäre 
Recht niemals angewandt werden müßte, wenn wir 
in der Welt einen Zustand erreichen könnten, bei 
dem ein besonderes humanitäres Recht gar nicht 
mehr nötig wäre. Möge unsere Arbeit in dieser 
Versammlung dazu beitragen, daß dies nicht ein 
Wunschtraum bleibt! 


Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dieser unscheinbar aussehende 
Zusatzantrag, dieses Amendment ist dennoch von 
erheblicher Tragweite. Diese Versammlung hat am 
20. April 1970 eine Empfehlung an das Ministerko- 
mitee über die Anwendung der 4. Genfer Konven- 
tion auf die Polizeibeamten gegeben. Die Versamm- 
lung ging dabei davon aus, daß die Polizeibeamten 
grundsätzlich zu der in der 4. Genfer Konvention 
geschützten Zivilbevölkerung gehören. Sie machte 
Vorschläge, wie verhindert werden kann, daß Staa- 
ten, die die Konvention unterzeichnet haben, diese 
anders auslegen, weil eben in dieser 4. Konvention 
die Polizei bisher nicht ausdrücklich erwähnt ist. 

In ihrer Antwort vom November 1972 — Herr 
Präsident, ich sage das mit einer gewissen Beto- 
nung — , also zweieinhalb Jahre nachdem diese 
Versammlung ihren Beschluß gefaßt hatte, wies das 
Ministerkomitee darauf hin, daß es nur zwei Wege 
gebe, in dieser Sache weiterzukommen, nämlich 
einmal den der athentischen Interpretation der be- 
stehenden Konvention und zum anderen den der 
Änderung der Konvention durch ein entsprechen- 
des Zusatzabkommen. In beiden Fällen sei Einstim- 
migkeit erforderlich; falls diese nicht erreichbar 
sei, bestehe die Gefahr, daß die Position derer ge- 
stärkt werde, die nicht unserer Auslegung der 
4. Genfer Konvention in diesem Punkt zustimmten. 

Nun ist, Herr Präsident, eine neue Situation da- 
durch eingetreten — das wurde ja schon erwähnt 
— , daß die diplomatische Konferenz für 1974 einbe- 
rufen ist, auf der ohnehin eine Überarbeitung der 
4. Genfer Konvention auf der Tagesordnung und ge- 
wissermaßen dieses ganz Sachgebiet zur Diposition 
steht. Die Konferenz wird also Gelegenheit geben, 
in nichtspektakulärer und höchst informeller Weise 
zu klären, ob sich Einstimmigkeit bezüglich der 
ausdrücklichen Einbeziehung der Polizeibeamten 
im Sinne einer Klarstellung erreichen läßt. 

Eine solche verbindliche Klarstellung ist von gro- 
ßer Wichtigkeit für die Polizeibeamten unserer 
Länder. Ich weiß jedenfalls aus einer Reihe von 
Ländern, daß die Polizei uns, dem Ministerkomitee 
und den Verantwortlichen für die Genfer Konven- 
tion sehr dankbar wäre, wenn sich eine solche 
Klarstellung erreichen ließe. Ich bitte Sie deshalb, 
diesem Antrag zuzustimmen. 


Tagesordnungspunkt : 

25. Jahrestag der allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte und 20. Jahrestag der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 

(Drucksache 3334) 

Berichterstatter: Abgeordneter Peridier 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Ablauf der letzten beiden 
Beiträge und der Bericht des Berichterstatters, für 
den ich ihm herzlich danke und mit dem ich voll 
einverstanden bin, insbesondere aber seine mündli- 
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chen Ausführungen dazu, haben deutlich gemacht, j 
daß einerseits Proteste zu einem bestimmten Zeit- ; 
punkt unter Umständen notwendig sind, daß aber ! 
andererseits ebenso wichtig und auf lange Sicht 
vielleicht manchmal sogar noch wichtiger die ge- 
duldige, zähe Kleinarbeit des Alltags an der Stär- 
kung der Menschenrechte ist, wie sie uns hier vom 
Berichterstatter geschildert worden ist. 

Nun erreichen uns in diesen Wochen und Mona- 
ten zahlreiche Nachrichten aus allen Teilen der 
Welt — ob es nun die Sowjetunion, die Tschecho- 
slowakei, Mozambique oder, wie schon besprochen, 
Chile ist — über die Verletzung von Menschen- 
rechten, was mich, Herr Präsident, an diesem 
25. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Men- 
schenrechte und am 20. Jahrestag der Europäischen 
Menschenrechtskonvetnion nicht selbstzufrieden 
sein lassen kann. 

Ich meine aber auch, daß wir keinen Anlaß zur 
Resignation haben. Denn die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte hat doch wenigstens Maßstäbe 
gesetzt, die dazu führen, daß es viele Menschen 
nicht mehr einfach als selbstverständlich hinneh- 
men, daß ihnen der „schöne" Satz vorgehalten 
wird, Macht gehe vor Recht. Jeder, dem es mit der 
Verteidigung der Menschenrechte ernst ist, muß im 
Falle Chile eben auch aus dieser Haltung heraus 
gewisse Platitüden, die man in diesem Zusammen- 
hang hören kann, zurückweisen, die da lauten, 
Druck erzeuge eben Gegendruck oder — ein deut- 
sches Sprichwort — wo gehobelt werde, fielen halt 
Späne. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einmal be- 
wußt auch verfassungsrechtlich, staatsrechtlich ar- 
gumentieren: Selbst wenn, wie einige behaupten, 
die Verfassung in dem einen oder anderen Punkt 
durch Präsident Allende vor seinem Sturz verletzt 
worden wäre, gäbe das niemandem Recht, die Ver- 
fassung insgesamt abzuschaffen, wie das geschehen 
ist, und dazu noch Menschenrechte in einer Weise 
zu verletzen, die weit über Notstandsmaßnahmen 
hinausgeht und offensichtlich zumindest gegen das 
rechtsstaatliche übermaßverbot in eklatanter Wei- 
se verstößt. 

An diesem Beispiel zeigt sich auch der funda- 
mentale Unterschied zwischen der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte und der Europäischen 
Konvention, den der Berichterstatter mit Recht her- 
vorgehoben hat. Entscheidend ist hier die Fest- 
stellung, die im 5. Considerant getroffen worden ist: 
daß eben die Rechte, die in der Europäischen Kon- 
vention festgelegt sind, durchgesetzt werden kön- 
nen, daß sie einklagbar sind. 

Ich möchte an diese Versammlung appellieren, 
daß sie bei der Weiterentwicklung der Konvention 
der Menschenrechte es nicht zuläßt, daß sie etwa 
verwässert wird durch sogenannte Grundrechte, die 
Staatsziele proklamieren, aber von dem einzelnen 
nach Lage der Dinge vor dem europäischen Gerichts- 
hof nicht eingeklagt werden können. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In Sa- 
chen Durchsetzung von Menschenrechten gilt — - 
abgewandelt — ein bekanntes Wort eines französi- 
schen Politikers nach dem Kriege von 1870. Da darf 


es nicht heißen: Immer davon reden und nie daran 
denken!, sondern es muß heißen: Immer daran den- 
ken und mit allen zu Gebote stehenden Mitteln da- 
nach handeln! 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 25 Jahre Erklärung der Men- 
schenrechte, 20 Jahre „einklagbares" europäisches 
Menschenrecht — kein Grund zum Feiern; ein 
Grund verzweifelt zu sein! Mitten in Europa — ich 
meine Griechenland, ich meine Portugal mit seinen 
Kolonien, ich meine Spanien und leider auch noch 
die Türkei, unser Mitglied, einerseits und anderer- 
seits die Länder in Osteuropa — keine Hoffnung, 
die freiheitliche Demokratie menschlicher, gerech- 
ter, sozialer zu gestalten. Die Grundrechte — so 
wichtig wie die Grundnotwendigkeiten, wie Essen 
und Trinken — sind verletzt, tief verletzt. Waffen 
einer der Großmächte, der UdSSR, haben den „Pra- 
ger Frühling" beseitigt. Waffen der eigenen Mili- 
tärmacht — wie makaber! — haben den Faschismus 
in Chile etabliert. 

Welche Hoffnungen aller anständigen Menschen 
— ja, ich verwende bewußt dieses Werturteil — 
sind damit zerstört, tief verletzt! Die Hoffnungen ei- 
ner Generation, der ich angehöre und die nach dem 
Elend, das Nazi-Deutschland über die Welt ge- 
bracht hat, nun vor neuem, anderem Elend steht! 
Nichts anderes als derzeit Konzentrationsläger, mö- 
gen sie jetzt auch Nervenheilanstalten heißen, oder 
Bücherverbrennungen: das ist 1973 an der Tages- 
ordnung, und wir sind nicht bloß erschrocken. Hof- 
fentlich nicht nur erschrocken, sondern auch aufge- 
fordert, diesen Mißstand, diese Entwicklung in der 
Welt als solche zu bezeichnen und zu bekämp- 
fen! 

Waren das denn närrische Hoffnungen, die meine 
Generation seinerzeit nach 1945 hatte, waren diese 
Floffnungen nicht realistisch? Offensichtlich nicht. 
Es kam so, wie es gekommen ist: daß wir den Fa- 
schismus nicht haben hindern können, sich in der 
Welt nur noch fester zu etablieren. 

Mein Appell ist leidenschaftlich. Und ich wage, 
Sie für meine Generation — das sind die Mittdrei- 
ßiger und damit gewiß die jüngsten Ihrer Kollegen 
in diesem Hause — aufzurütteln, daß, obgleich wir 
an der Schuld Nazi-Deutschlands keinen Anteil ha- 
ben, wir im historischen Sinne mit daran tragen. 
Aber daher mein leidenschaftlicher Appel: „Ihr Un- 
terdrückten in aller Welt, ihr Intellektuellen, ihr 
Bauern, ihr Proletarier, nehmt eure Sache selber in 
die Hand, vereinigt euch zum Widerstand gegen 
eure Unterdrücker! Laßt nicht Demokratie und So- 
zialismus auseinanderdividieren. Laßt dieses nicht 
zu! Laßt euch nicht eure politischen Hoffnungen 
auf ein besseres Mensch-Sein in dieser Welt neh- 
men! Schafft Modelle einer besseren, einer humanen 
Welt! Verbindet Demokratie mit Sozialismus, auch 
wenn das der Logik der Mächtigen von Militär und 
Wirtschaft noch so sehr entgegensteht!" 

Das Kesseltreiben von Chile hat ein vorläufiges 
Ende gefunden. Die Unvereinbarkeit von „freiheitli- 
cher Demokratie" und „Marxismus" — ich zitiere 
den deutschen Oppositionsführer pars pro toto — 
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scheint „erwiesen 11 . Alle Parteien, auch die der Al- 
lendeschen Opposition, sind verboten. 

Bücherverbrennungen finden statt. Als die ersten 
Meldungen darüber über den Äther liefen, fragte 
mich mein achtjähriger Sohn, was das wohl sei: Bü- 
cherverbrennungen. Ich habe ihm das dann zu er- 
klären versucht und es ihm an der Entwicklung de- 
monstriert, die Deutschland seit 1933 genommen 
hat: die ja auch mit Bücherverbrennungen 1933 an- 
fing und die dann mit dem Verbrennen von Men- 
schen endete. Ich habe das meinen vier Kindern er- 
klärt, und mein Sohn hat nur gesagt: Das müssen 
aber böse Menschen sein, kann man denn nichts 
dagegen tun?! 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, Poli- 
tik und Moral gehören zusammen, und wer dies Zu- 
sammengehören dieser beiden Mächte, die unser 
Leben so sehr beeinflussen, leugnet, der schließt 
ein weiteres Chile, ein weiteres Griechenland, eine 
weitere CSSR nicht aus. Er ist nicht mehr dagegen 
gefeit. 

Lassen Sie uns gemeinsam europäisch demon- 
strieren, daß Moral und Politik zusammengehö- 
ren und daß wir nicht nur darüber reden, sondern 
daß wir das in den politischen Schritten, die Süd- 
ameiäka oder Europa betreffen, konkret verwirkli- 
chen. 

Amrehn (CDU/CSU) (im Namen der Christlich- 
Demokratischen Fraktion): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In diesem Saal gibt es nie- 
mand, der nicht jede Verletzung von Freiheit und 
Menschenrechten aufs schärfste verurteilen würde, 
von wem und wo immer sie begangen wird. Wir 
sollten uns in diesem Punkte nicht unnötig ausein- 
anderreden. Die Zusammenarbeit im Europarat be- 
ruht eben auf der Anerkennung und Verwirkli- 
chung der Menschenrechte, wie sie in der Deklara- 
tion verkündet und wie sie in der Konvention zu 
Rechtsansprüchen erhoben worden sind. 

Die Mitglieder der christlich-demokratischen 
Gruppe billigen alles, was der Berichterstatter hier- 
zu gesagt hat, und beglückwünscht ihn auch aus- 
drücklich zu dem, was im Bericht steht und was er 
dazu heute mündlich erläuternd gesagt hat. Mit ihm 
verurteilen die Mitglieder der christlich-demokrati- 
schen Gruppe jede Anwendung von Terror gegen 
Gruppen oder Einzelpersonen, und mit Herrn Kol- 
legen Czernetz bekunden wir unser Bedauern und 
unsere Besorgnis über die Beseitigung jedweder de- 
mokratischen Ordnung, wo sie bestanden hat. In 
der Tat: Die Verbrennung von Büchern, die Auflö- 
sung von Parlamenten und Suspendierung der 
Rechte von Parteien, die Unterdrückung geistiger 
Freiheiten und die Prozesse gegen Schriftsteller 
sind wirkliche Menetekel einer Welt, deren Völker 
immer wieder den Frieden suchen und doch immer 
wieder in die Gefahr geraten, ihn zu verlieren. 

Herr Kollege Czernetz hat seinen Blick wie man- 
cher andere Kollege in alle Himmelsrichtungen ge- 
wendet; und auch darin hat er recht, und auch dar- 
in unterstützen wir ihn. Mit allen anderen Kollegen 
teile ich die tiefste Besorgnis über eine Entwick- 


lung, wie in einem Lande wie Chile eine langwäh- 
rende traditionelle Demokratie beseitigt worden ist. 
Wir erklären ausdrücklich unsere aktive Solidarität 
mit allen Menschen, die als Opfer von Terrorakten 
leiden müssen; wir erklären unsere Solidarität mit 
den Familien, die darunter zu leiden haben. 

Aber in diesem Augenblick müssen wir uns auch 
fragen, welchen Beitrag die Versammlung des Eu- 
roparates wirklich leisten kann, oder ob es sich 
nicht am Ende doch auch darum handelt, es bei 
Protesten bewenden zu lassen, die wir hier vortra- 
gen. 

Die sozialdemokratische Gruppe hat in ihrem An- 
trag zum Ausdruck gebracht — Herr Kollege Men- 
delson hat das nachhaltig unterstützt — , man solle 
etwas tun, indem man die Wirtschaftshilf^J^ir Chi- 
le unterbinde. Ich meine, so einfach ist das nicht. 
Schwarzweißmalerei bringt uns hier nicht voran. 
Statt vieler Argumente sage ich nur: Die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland hat sich anders 
entschieden und erklärt, die Wirtschaftshilfe solle 
fortgesetzt werden; denn es gehe nicht um die Un- 
terstützung eines Regimes, sondern um die Men- 
schen, denen man dort Hilfe zuteil werden lassen 
müsse. 

Und hier ist dann allerdings auch politisch die 
Frage erlaubt: Wo hat denn das Ganze in Chile sei- 
nen Anfang genommen? Wo sind denn die wirkli- 
chen Ursachen der Entwicklung, daß eine traditio- 
nelle Demokratie so zerstört werden konnte? Wer 
hat denn die Kader bewaffnet, die sich auf den Bür- 
gerkrieg vorbereitet haben — mit ausländischer 
Unterstützung und mit der Hilfe eingewanderter 
ausländischer Agitatoren? 

Hier ist die Rede von einer demokratischen Re- 
gierung gewesen. Aber ist es denn nicht wahr, daß 
der Präsident gegen eine Mehrheit im Parlament re- 
giert hat? Ist es denn nicht wahr, daß die demokra- 
tischen Kräfte, die ihn nachher in sein Amt geho- 
ben haben, weil keine andere Lösung denkbar 
schien, ihn selbst des Verfassungsbruchs beschul- 
digt haben? Sind denn in Chile nicht sechs Minister 
durch ihr Parlament angeschuldigt worden, daß sie 
vorher Verfassungsbruch begangen hätten? Will je- 
mand die Terrorakte bestreiten, die es lange vor 
diesen letzten Ereignissen in Chile gegeben hat? 
Wo sind da die Stimmen geblieben, die das Unrecht 
unter dem Präsidenten angeklagt haben? 

Hier, meine ich, sollten wir beherzigen, was Kol- 
lege Czernetz gesagt hat: Niemand weiß die Wahr- 
heit. Insoweit, glaube ich, ist auch die Frage be- 
rechtigt, ob wir hier gegeneinander eine Diskussion 
führen sollen, in der noch vieles ungeklärt ist; wo 
die Diskussion so erschwert ist, weil uns im Mo- 
ment einfach die Mittel fehlen, alle Hintergründe 
wirklich aufzuklären. Hier sollte niemand blind sein 
für das, was sich unter der Regierung der Volks- 
front vollzogen hat. 

Hier bleibt auch wieder die Frage offen: Warum 
hat es den Protest nicht gegeben, als vor ganz kur- 
zer Zeit in Peru ein demokratischer Präsident durch 
ein Militärregime in linker Richtung beseitigt wor- 
den ist? Herr Kollegen Mendelson, Militärregime 
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sind nicht immer nur rechter Richtung, wie Sie vor- 
hin unterstellt haben. 

Aber lassen sie mich noch diese Klarheit schaf- 
fen: Hier verteidigt niemand ein Militärregime oder 
irgendwelche kapitalistische Interessen, von denen 
vorhin die Rede war. Selbstverständlich ist auch 
nach unserer Meinung kein Militärregime die ge- 
eignete Grundlage, um Gerechtigkeit und sozialen 
Ausgleich oder eine demokratische Ordnung zu 
schaffen. 

Wir sind überzeugt, daß ein neues demokrati- 
sches Regime nicht auf der Macht und der Gewalt 
von Bajonetten und Militärregimen aufgebaut wer- 
den kann. Wir müssen uns allesamt anstrengen, da- 
für zu sorgen, daß wieder die Voraussetzungen für 
den sozialen Ausgleich, inneren Frieden und für 
eine demokratische Regierungsverantwortung ge- 
schaffen werden können. 

Nur meine ich, daß wir, wenn wir über ein sol- 
ches Thema sprechen, doch wohl auch die objekti- 
ven Anzeichen berücksichtigen müssen, die besa- 
gen, daß es - — keiner weiß die Wahrheit — im 
Zeitpunkt des Putsches möglicherweise nicht mehr 
um die Frage ging „Junta oder Demokratie?", son- 
dern wahrscheinlich nur noch um die Frage „Bür- 
gerkrieg oder Junta?". Ich möchte meinen, die Ge- 
fahr des Bürgerkriegs ist in Chile noch immer nicht 
ganz gebannt. 

Es gibt aber noch eine weitere Frage: Sollen und 
können wir uns wirklich ein Urteil über etwas bil- 
den, wofür uns noch ein Tei wichtigster Hinter- 
grundinformationen fehlt? Wir wissen nur so viel, 
daß der Untergang der wirtschaftlichen Stabilität 
mit der Ingangsetzung einer Notenpresse eingelei- 
tet worden ist, die dem einfachen Menschen etwas 
mehr Kaufkraft Vortäuschen sollte und dann eben 
auch in jenes Wirtschaftschaos geführt hat, das wir 
vor dem Putsch in Chile schon haben konstatieren 
müssen. 

In diesem Augenblick, so will es mir scheinen, 
ist es doch nicht die Aufgabe des Europarats, ein 
Urteil über die Ereignisse in einem Land eines an- 
deren Kontinents zu fällen, solange wir nicht die 
wirklichen Grundlagen beherrschen, auf denen ein- 
verläßliches Urteil aufgebaut werden kann. Ich fin- 
de, jetzt wäre es unsere Aufgabe, uns zur europäi- 
schen Zusammenarbeit zu solidarisieren, um die 
Gefahren, die es in dieser Richtung auch in Europa 
geben könnte, zum Zwecke der Wiederherstellung 
und der Sicherung demokratischer Rechte und Frei- 
heiten abzuwehren. Mancher von uns hat auf die 
Beispiele in der Tschechoslowakei und in anderen 
Ostblockstaaten hingewiesen. Für uns sollte der 
Europarat ein Instrument der Integration zu diesem 
Zweck sein, nicht ein Instrument des unnötigen 
Auseinanderdividierens, — um am Ende selber 
nicht mehr die Kraft der Selbstbehauptung und der 
Sicherung der Freiheiten auf unserem Kontinent zu 
haben. 

In diesem Sinne könnten wir uns allerdings wie- 
der in dem Willen zusammenfinden, immer dort, wo 
es nötig ist, für die Sicherung der Menschenrechte, 


für die Sicherung demokratischer Rechte einzutre- 
ten, in Polen, in der Tschechoslowakei, in Chile 
wie anderswo. Ich meine, daß wir auf dieser Grund- 
lage miteinander unsere gemeinsame Basis bewah- 
ren sollten. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Der 
25. Jahrestag der Deklaration der Menschenrechte 
kann, wie die Debatte zeigt, leider nicht Anlaß gro- 
ßer Genugtuung sein, sondern er ruft uns auf, bei 
der vielfältigen Entwicklung in der Welt weiterhin 
mit aller Kraft und mit Risiko für die Menschen- 
rechte einzutreten — in allen Ländern. Wir spra- 
chen über Chile, wir sprachen über die Sowjet- 
union, über die Tschechoslowakei, über Griechen- 
land, über Portugal und andere Länder. 

Als Vertreter Deutschlands liegt es mir beson- 
ders am Herzen, an die unmittelbaren Grenzen mei- 
nes Landes zu schauen, wo im östlichen Teil, in der 
Deutschen Demokratischen Republik, diese Men- 
schenrechte nach wie vor den Menschen verwei- 
gert werden. Dies, obwohl diese Deutsche Demo- 
kratische Republik gerade in die Vereinten Natio- 
nen aufgenommen wurde. Herr Kollege Czernetz 
sprach ja bereits davon, daß es eine ganze Menge 
solcher Staaten in den Vereinten Nationen gibt, die 
nicht bereit sind, die Menschenrechte zu gewähren, 
die ein wesentlicher Teil dieser Charta sind, die sie 
unterschrieben haben, glaubwürdiger werden da- 
durch natürlich weder diese Staaten noch die Ver- 
einten Nationen. Man kann das nur mit großer 
Traurigkeit sagen. 

An der unmittelbaren Grenze der Bundesrepublik 
Deutschland zur DDR werden die Menschenrechte 
laufend mit Füßen getreten. Das Symbol ist vielen 
bekannt: die Berliner Mauer. Aber die andere Gren- 
ze ist um nichts weniger furchtbar und erschüt- 
ternd, wo Stacheldraht, breite Minenstreifen und 
Selbstschußanlagen die deutschen Menschen im 
Osten unseres Landes zwingen sollen, nicht zu ih- 
ren Brüdern in den anderen Teil zu kommen. 

Wie es in Diktaturen so üblich ist, stehen die 
Menschenrechte zwar in der Verfassung, aber sie 
gelten nicht in der Wirklichkeit. Viele Menschen 
müssen deswegen mit zwei Gesichtern leben, dem 
einen Gesicht, das wie eine Maske ist, die man an- 
legt, damit das tägliche Brot für einen selbst und 
für seine Familie gesichert ist, und dem anderen 
Gesicht, das das wirkliche und echte ist. In dieser 
Spannung, in der die Menschen stehen, werden die 
Herzen zerrieben, und man sieht es ihren Gesich- 
tern an. 

Der Friede ist unteilbar. Herr Kollege Czernetz, 
dessen Engagement ich seit Jahren sehr schätze 
und würdige, hat dieses Wort jetzt hier angeführt. 
Der Friede ist unteilbar, und wenn er dauerhaft 
sein soll, muß er sowohl im Verkehr unter den Völ- 
kern wie auch im Verkehr zwischen den einzelnen 
Menschen gelten. Die Menschenrechte und ihre 
Praktizierung sind ein entscheidender Teil einer 
friedlichen Welt. 
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Der innere Friede in Chile ist seit vielen Mona- 
ten größten Gefahren ausgesetzt gewesen. Wie sich 
heute zeigte, hat das zu einer katastrophalen Ge- 
fährdung der Menschenrechte in diesem Lande ge- 
führt. Wenn wir hier von Chile reden, müssen wir 
natürlich die ganzen Umstände erörtern, nicht nur 
das, was im Moment ist, sondern auch das, was da- 
vor lag. Ein Teil der Bürger in Chile sah seine 
Menschenrechte, seine beruflichen Rechte und sein 
Recht der Entfaltung der Persönlichkeit von der Re- 
gierung Allende bedroht. Sie formierten sich zu ei- 
ner Bewegung, der Bewegung „Gremialismo", und 
sie gingen zu aktiven Aktionen gegen das Regime 
über, was zur Folge hatte, daß auch die Gegenseite 
sich formierte und jene latente Spannung entstand, 
aus der Bürgerkriege entstehen. Der Präsident Al- 
lende selbst hat die Gefahr des Bürgerkriegs wie- 
derholt beschworen. All das muß dann mit bespro- 
chen werden — das kann nicht in fünf Minuten 
dargelegt werden — , wenn wir hier so reden wol- 
len, daß wir unsere Reden im nächsten Jahr wieder 
lesen können, ohne daß uns der Kopf dabei rot 
wird. 

Ich wünsche von Herzen, daß sich die Verhält- 
nisse in Chile so schnell wie möglich wieder nor- 
malisieren und daß die Eingriffe, von denen wir hö- 
ren, daß sie böse seien, möglichst bald verschwin- 
den, damit die Menschen möglichst bald wieder in 
ihrer menschlichen Würde und in Frieden dort le- 
ben können. 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist gut, daß es diese 
Entschließung gibt — die wir unterstützen — , die 
Entschließung zur Fortschreibung dessen, was wir 
unter Menschenrechte verstehen. 

Zugleich ist aber mit dem Ereignis Chile in 
schrecklicher Weise deutlich geworden, daß wir 
ohnmächtig sind, in den einzelnen Ländern das 
durchzusetzen, was wir unter Menschenrechten 
verstehen. Ich meine, wer sich jetzt noch weiterhin 
damit zufrieden gibt, nur Reden zu halten und wohl 
abgewogene Stellungnahmen abzugeben, handelt 
seinerseits unmenschlich. Wir müssen in unseren 
Ländern und gemeinsam dafür sorgen, daß mehr ge- 
schieht, und darum sind wir hier. 

Es wurde davon gesprochen, daß wir die Augen 
in diesem Zusammenhang in alle Himmelsrichtun- 
gen werden müssen, und es wurde davon gespro- 
chen, daß wir schon Not damit haben, allein nur in 
Europa die Demokratie zu sichern. Gut! Ich erinne- 
re in diesem Zusammenhang aus aktuellem Anlaß 
an Portugal. Guinea-Bissau hat gestern seine Unab- 
hängigkeit erklärt, und wir hier in Europa werden 
uns damit zu beschäftigen haben, wie die Regierun- 
gen unserer Länder sich zu dem Ringen der Bevöl- 
kerung in Guinea-Bissau um Menschenrechte ein- 
stellen werden. 

Mein Kollege Amrehn hat gesagt, daß die wirt- 
schaftliche Stabilität in Chile schon lange gefährdet 
gewesen sei. Ich weiß nicht, ob man es als wirt- 
schaftliche Stabilität bezeichnen soll, wenn es eine 
kleine Schicht gibt, die mit den Mitteln von Geld 


und Macht die große Menge der Bevölkerung in 
bitterster Armut und Rechtlosigkeit hält 

Der legale Versuch, diese Verhältnisse zu än- 
dern, ist fehlgeschlagen. Dieses furchtbare Ereignis 
bedeutet, daß man dort mit Blut und Gewalt den 
Versuch niedergeschlagen hat, in einem solchen 
Lande Sozialismus auf demokratischem Wege, ohne 
Revolution, durchzusetzen. Ich frage mich, ob diese 
Niederschlagung nicht gerade den Kräften Rücken- 
wind gibt, die den einzigen Ausweg in Gewalt und 
Revolution sehen. Ich meine, das können alle abge- 
wogenen Reden, die man über die Fehler Allendes 
und seine Regierung hält, nicht verschleiern. 

Der Bürgerkrieg in Chile tobt noch. Das ist ein 
Zeichen dafür, daß die Regierung Allende für die 
Bevölkerung immerhin manches zu Wege gebracht 
hat; denn sonst würde sie nicht so erbittert kämp- 
fen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir haben 
die Notwendigkeit vor Augen, in unseren Ländern 
ganz entschieden dafür zu sorgen und auch zu 
kämpfen, daß solche Geschehnisse nicht mit Billi- 
gung unserer Länder ablaufen. 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sicherlich ist es die gemeinsa- 
me Überzeugung dieser Versammlung, daß die 
Menschenrechte uns vorgegebene Rechte sind. Sie 
werden uns gleichsam als Gabe bei der Geburt mit 
in die Wiege gelegt. Niemand hat das Recht, den 
Menschen diese Rechte zu nehmen oder aufzukün- 
digen. 

Allerdings wissen wir — und das ist die bittere 
Wahrheit — , daß in weiten Teilen der Welt die 
Ausübung der Menschenrechte unterdrückt wird. 
Das ist ein Anschlag gegen das wahre Menschsein 
schlechthin. Denn es kann kein Zweifel bestehen; 
Die Menschenrechte sind wegen ihres vorgegebe- 
nen Charakters geographisch universell. Sie sind 
nicht das Privileg von Menschen bestimmter Regio- 
nen dieser Welt, sie sind unabhängig von Ge- 
schlecht, Hautfarbe der Herkunft. 

Daher ist es nur folgerichtig gewesen, daß wir in 
der heutigen Debatte über die Menschenrechte 
auch über Chile gesprochen haben. Vielleicht gibt 
es auch bei uns Mitgliedsstaaten, in denen die Aus- 
übung von Menschenrechten auf Schwierigkeiten 
stößt. Aber lassen Sie mich in allem Freimut sagen: 
Was zur Zeit in Chile an Gewaltpolitik geboten 
wird, übertrifft wohl alles, was gegenwärtig in der 
Welt vor sich geht. 

Ich hatte mir vorgenommen, auch einige Bemer- 
kungen über die Kolonialpolitik Portugals zu ma- 
chen. Doch wegen der Redezeitbegrenzung auf fünf 
Minuten möchte ich mich auf Chile konzentrie- 
ren. 

Gewiß ist es richtig und notwendig und eine in- 
teressante Aufgabe für Historiker und Politiker, die 
Vorgeschichte dieses Putsches zu analysieren. Wer 
die Wahrheit liebt, wird sich diesem Ansinnen 
nicht verschließen können. Doch zu welchen Resul- 
taten man auch kommen mag, zu welchen Ergebnis- 
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sen später Historiker oder Politiker kommen mö- 
gen, eine Tatsache zeichnet sich bereits heute ab: 
Die Junta denkt gar nicht daran, die verfassungs- 
mäßige Ordnung in Chile wiederherzustellen. Sie 
kämpft vielmehr für die Durchsetzung eines reak- 
tionären Systems, von dessen Schlüsselstellungen 
aus sie regieren will. 

Wenn es eines Beweises für die Auffassung, die 
ich eben vorgetragen habe, bedurft hätte, so ist es 
die Nachricht vom Verbot aller Parteien in Chile. 
Für meine Begriffe ist es absurd, zu glauben, daß 
Parteien erst verboten werden, um sie dann unbe- 
fleckt von jeder Verantworung später weder zu- 
zulassen. Gewiß haben wir Versprechungen gehört. 
Man sagte, man wolle Recht, Ordnung und Freiheit 
wiederherstellen. Aber ich erinnere mich auch an 
die Versprechungen, die wir von der Junta in Grie- 
chenland gehört haben. Jeder weiß, daß wir dort 
von der Herstellung einer freiheitlichen gesell- 
schaftlichen Ordnung noch sehr weit entfernt 
sind. 

Vor dem Hintergrund des Verbots von Parteien 
ist es glaubhaft, was ich jedenfalls in Presseorganen 
gelesen habe, daß die Junta die Absicht hat, einen 
Ständestaat zu installieren, d. h. Parteien und das 
Parlament auszuschalten. Genau dies erinnert mich 
in geradezu fataler Weise an die Regime in Spanien 
und Portugal. 

Ich bin daher der festen Überzeugung, daß der 
Putsch keinerlei Rechtfertigung hat, und möchte 
die Befürchtung aussprechen, daß das, was wir in 
Chile zur Zeit an Gewaltakten erleben, möglicher- 
weise erst der Anfang von etwas ist, was sich im 
Laufe der Zeit noch steigern könnte. Deswegen hal- 
te ich es für notwendig, daß wir von dieser Stelle 
aus auf eine derartige mögliche Entwicklung recht- 
zeitig aufmerksam machen. Es ist nicht gesagt, daß 
sich die Lager leeren, es ist auch möglich, daß sie 
sich weiter füllen. 

Wir stehen vor der schwierigen Aufgabe, als Par- 
lamentarier überall, wo Verantwortung auf uns zu- 
kommt, dafür einzutreten, daß alles unterlassen 
wird, was geeignet ist, der Junta zu nützen. 

In diesem Zusammenhang erinnere ich daran, daß 
die Haltung der Bundesrepublik Deutschland in Sa- 
chen Wirtschaftshilfe noch nicht festgelegt ist. Tat- 
sache ist, daß wir eine Sendung von 12 000 Tonnen 
Weizen nach Chile schicken werden, nicht weil wir 
dem Regime helfen wollen, sondern weil wir wis- 
sen, daß dort die einfachen Menschen Hunger ha- 
ben. Die Angehörigen der Junta werden genügend 
zu essen haben; dessen bin ich ganz sicher. Außer- 
dem gilt es für uns, alle Mühe auf uns zu nehmen, 
um der Wiederherstellung der verfassungsmäßigen 
Ordnung dienlich zu sein. 

Ich denke, durch diese heutige Debatte ist ein Si- 
gnal gesetzt worden, das geeignet ist, die Unter- 
drückten in Chile zu ermutigen. Gleichzeitig ist, 
worüber ich sehr froh bin, von allen Debattenred- 
nern unmißverständlich zum Ausdruck gebracht 
worden: Wer die Macht einer Regierung auf die 
Androhung und Ausübung von Waffengewalt 
stützt, verdient unseren ungeteilten Abscheu. 


Freitag, 28. September 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Stand der europäischen Zusammenarbeit auf 
den Gebieten der Kultur und der Erziehung 

(Drucksache 3340) 

Berichterstatter: Abgeordneter Kahn-Ackermann 

Kahn-Ackermann (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf zu- 
nächst meiner großen Freude und Genugtuung dar- 
über Ausdruck geben, daß der Vorsitzende des Mi- 
nisterrates heute während dieser Debatte bei uns 
ist und die Sorgen, die wir auszubreiten haben, 
selbst mit anhören kann. Vielleicht ist er auch in 
der Lage, etwas zu den Problemen, die diese Ver- 
sammlung im Hinblick auf die Gestaltung der kul- 
turellen Zusammenarbeit in Europa bewegen müs- 
sen, zu sagen. 

Herr Präsident, Sie haben uns soeben darauf hin- 
gewiesen, daß unsere Zeit für dieses außerordent- 
lich wichtige Thema bedauerlicherweise limitiert 
ist. Ich möchte mich daher kurz fassen, obwohl es 
der Sache angemessen wäre, wenn ich hier im De- 
tail die Schwierigkeiten ausbreiten könnte, denen 
wir uns zunehmend bei einer vernünftigen Organi- 
sation der kulturellen Zusammenarbeit im Rahmen 
des Europarates gegenübersehen. 

Nach mehrjährigen Bemühungen dieser Ver- 
sammlung, die ja auch institutionell an den Be- 
schlüssen und an der Arbeit des Rates für kulturel- 
le Zusammenarbeit Anteil nimmt, ist wohl die Zeit 
gekommen, nochmals — das ist ja in gewissen Zeit- 
abständen immer wieder geschehen — eine Bilanz 
dessen zu ziehen, was wir auf diesem Gebiet er- 
reicht haben und was wir insbesondere durch die 
Arbeit des Rates für kulturelle Zusammenarbeit er- 
reicht haben. Wir müssen anerkennend sagen, daß 
diese Einrichtung und ihre Mitarbeiter in der Ver- 
gangenheit trotz vieler Unzulänglichkeiten, die mit 
ihrer Arbeit verbunden waren — Mangel an Mit- 
teln, Mangel an, möchte ich sagen, ministerieller 
Übereinkunft unter unseren Mitgliedstaaten, um 
ihre Arbeit sinnvoll zu gestalten — , doch einiges 
Bedeutsame geleistet haben, was wir auch in Zu- 
kunft nicht missen möchten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang daran erin- 
nern, daß in all den Jahren zunächst einmal diese 
Dokumentation über das Erziehungswesen in Euro- 
pa erstellt worden ist, die, wie mir alle Erziehungs- 
minister sagen, von großem Wert für sie ist. Ich 
möchte hinzufügen: Es wäre mir lieber, wir könn- 
ten auch feststellen, daß diese Dokumentation dazu 
beigetragen hätte, daß im europäischen Erziehungs- 
wesen an einigen erstrebenswerten Punkten eine 
engere Zusammenarbeit realisiert worden wäre. Im- 
merhin, dies ist also geschehen. 

Zweitens verdanken wir der Arbeit dieser Ein- 
richtung auch die Organisation einer Reihe bedeut- 
samer Ausstellungen, die partiell jedenfalls, in den 
Ländern, in denen wir sie veranstaltet haben, stark 
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zur kulturellen Bewußtseinsbildung beigetragen ha- 
ben. Daran knüpfen sich natürlich noch eine ganze 
Reihe von Projekten, die ich hier lobend erwähnen 
sollte. 

Aber wenn wir eine Bilanz des Erreichten ziehen 
wollen, auf das es uns ankommt, müssen wir einige 
ganz kardinale Fragen stellen, weil selbst Resolu- 
tionen, die die Erziehungsminister bei ihren zwei- 
jährlichen Zusammenkünften angenommen haben, 
nicht oder nur in höchst unzulänglicher Weise aus- 
geführt worden sind. Ich möchte hier einige Punkte 
erwähnen, die dringend eines neuen Anlaufs und 
einer neuen Energie zu ihrer Bewältigung bedürfen, 
weil vielzu häufig übersehen wird, daß die Zusam- 
menarbeit auf diesem Gebiet eine der Grundlagen 
für ein politisch besser und organischer organisier- 
tes Europa ist, als wir es heute schon haben. 

Wir müssen mit Bedauern feststellen, daß der 
Anlauf zur mehrsprachigen Erziehung in all den 
Ländern, in denen sie nicht sowieso stattfinden 
muß, steckengeblieben ist, obwohl die Erziehungs- 
minister das, ich glaube, schon im Jahre 1965 be- 
schlossen haben. 

Wir müssen in diesem Zusammenhang ferner 
feststellen, daß die einmal ins Auge gefaßten groß- 
zügigen Programme für den Lehreraustausch ge- 
scheitert sind an den Erziehungsstrukturen der ein- 
zelnen Länder. Das ist also nicht in Gang gekom- 
men. Es gibt keinen wirkungsvollen Lehreraus- 
tausch, insbesondere auf dem Gebiet der sprachli- 
chen Erziehung, zwischen den großen Ländern Eng- 
land, Frankreich, Deutschland, Italien — um nur 
vier zu nennen — oder der Schweiz oder Öster- 
reich. 

Wir müssen ferner feststellen, daß die einst ge- 
plante enge Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
europäischen Universitäten nicht verwirklicht wer- 
den konnte. Im Gegenteil, die Zusammenarbeit hat 
aus materiellen Gründen eher einen Rückschlag er- 
litten. 

Nun kommt noch ein weiteres Problem hinzu, um 
das wir uns auch auf europäischer Ebene kümmern 
müßten. Angesichts des in manchen Ländern geüb- 
ten Numerus clausus und ides Mangels an Studien- 
plätzen muß nunmehr auch die Möglichkeit be- 
schränkt werden, Studenten aus einem Lande in 
das andere ausweichen zu lassen, damit sie dort 
ihre Studien vornehmen. Dies hat in diesem Jahr 
geradezu dramatische Formen angenommen. Das 
Postulat des freizügigen Studiums in Europa steht 
nur auf dem Papier und kann in der Wirklichkeit 
nur in ganz bescheidenem Umfang realisiert werden. 

Der nächste Punkt ist die Niveauangleichung im 
Unterrichtswesen. Diese Angleichung müssen wir 
ganz allgemein aus sozial- und arbeitspolitischen 
Gründen in Europa erstreben. Auch dies ist nur in 
unzulänglicher Weise möglich gewesen. 

Hier stoßen wir auf einen ganz kardinalen Punkt, 
der uns alle beschäftigen müßte und der es wert 
wäre, daß auch der CCC sich seiner annehmen 
würde, damit man hier einmal zu gemeinsamen 
Grundsätzen kommt. Es geht um die Beschulung 
der Kinder der vielen Millionen von Gastarbeitern, 


die wir in zahlreichen europäischen Staaten haben. 
Ihre Erziehung und Ausbildung wird in sträflicher 
W'eise vernachlässigt, was in unserem Europa Fol- 
gen haben wird, die wir heute noch gar nicht abzu- 
sehen vermögen. Es handelt sich ja nicht nur um 
ein paar Kinder, sondern um viele Hunderttausende 
von Kindern, und ihre Zahl ist in ständigem Steigen 
begriffen. 

Wir müssen ferner feststellen, daß wir die seit 
vielen Jahren angestrebte Europäische Universität, 
und sei es nur in Form einer Fernsehuniversität, 
zwar auf dem Papier errichtet oder einen Beschluß 
in ihrer Entwicklung erzielt haben, aber daß es an 
der praktischen Ausführung fehlt und daß nach un- 
serer Einschätzung die Schritte, die bis dahin getan 
werden müssen, noch ein ganzes Stück Weges mit 
sich bringen und auch hier versäumt worden ist, 
den CCC als das Organ der Zusammenarbeit auf 
diesem Gebiet auszurüsten und zu befähigen, uns 
dabei zu helfen. 

Ich möchte einen weiteren Punkt von wirklich gro- 
ßer politischer Bedeutung anführen. Das ist die Sa- 
che mit den Schulbüchern. Sicher ist es uns gelun- 
gen, in ganz Europa die Schulbücher von jenen Re- 
likten der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts zu rei- 
nigen, die an dem Nachbarn kein gutes Haar ließen 
oder ihn Vorurteilen unterwarfen, die fehl am Plat- 
ze sind. Wenn sie aber einmal die ganze Schul- 
buchliteratur unserer Mitgliedsstaaten durchgehen, 
so werden Sie trotzdem finden, daß nur in den we- 
nigsten Fällen eine politische Erziehung zum Euro- 
pa von morgen stattfindet und die Bücher im übri- 
gen alle aus einem gewissen nationalstaatlichen 
Denken heraus konzipiert sind. Wir lassen es hier 
an dem richtigen Impetus fehlen, der kommenden 
Generation ein Bild unseres Kontinents zu geben 
wie wir es politisch erstreben. 

All dies hätte — „hätte" sage ich — auf den ver- 
gangenen Erziehungsministerkonferenzen beschlos- 
sen werden können, wenn der CCC in die Lage ver- 
setzt worden wäre, als ständiges Büro dieser Konfe- 
renz zu arbeiten, und wenn es möglich gewesen 
wäre, eine Einrichtung zu haben, wo sich die Kul- 
tus- und die Erziehungsminister unserer Mitglieds- 
staaten in einem Konsensus darauf einigen könn- 
ten, was der Rat für kulturelle Zusammenarbeit 
sinnvollerweise tun könnte. 

Ich möchte zusammenfassen. Die Erziehungsmini- 
sterkonferenz, die wir alle zwei Jahre haben, bedarf 
sicherlich einer Reform. Mein Vorgänger als Präsi- 
dent dieser Kommission, Herr Capelle, hat ja einen 
Bericht dazu vorgelegt, in idem alles Nötige steht. 
Es fehlt dieser Konferenz an der intimen Ausspra- 
che der Erziehungsminister untereinander. Es ist 
nicht gut, wenn sie sozusagen an der Spitze zahlrei- 
cher Delegationsmitglieder anreisen, Papiere verle- 
sen, die dann ausgetauscht werden, ohne daß es zu 
einer wirklichen Diskussion über das kommt, was 
im Bildungs- und Erziehungswesen in Europa prak* 
tisch machbar ist. Es nützt nichts, daß jeder vor- 
trägt, was in seinem Land alles für Fortschritte in 
der Bildungsreform erzielt worden sind; denn die 
Niveauunterschiede im europäischen Erziehungs- 
wesen — ich muß das bedauernd sagen — haben 
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sich in den letzten fünf, sechs Jahren eher vergrö- 
ßert als verringert. Hier bedarf es also einer an- 
dersgearteten Zusammenarbeit. Wie könnte diese 
besser herbeigeführt werden, als daß man eben den 
Rat für kulturelle Zusammenarbeit in jene Institu- 
tion verwandelt, die kulturelle Zusammenarbeit in 
Europa wirklich organisiert! 

Weil heute auch der Präsident von „Europa no- 
stra", Herr Duncan Sandys, unter uns ist, nehme 
ich Gelegenheit, darauf hinzuweisen, daß mit unse- 
rer und der Unterstützung all unserer Mitgliedsre- 
gierungen im Jahre 1975 ein europäisches Archi- 
tekturjahr gefeiert werden soll, das den kulturellen 
architektonischen Traditionen gewidmet sein wird, 
also überwiegend der Denkmalspflege. Wie einfach 
wäre das mühevolle Geschäft, das jetzt in 16 Mit- 
gliedsstaaten organisiert wird, wenn wir hier in 
Straßburg gemeinsam darangehen könnten, mit Hil- 
fe des Rats für Zusammenarbeit einem solchen Be- 
mühen hilfreich zu sein! 

Dies alles ist bedauerlicherweise nicht möglich. 
Ich richte deswegen an den Ministerrat den drin- 
genden Appell, doch dafür Sorge zu tragen, daß aus 
dem Rat für kulturelle Zusammenarbeit endlich 
eine Institution wird, die in der Tat in der Lage ist, 
die kulturelle Zusammenarbeit in Europa zu organi- 
sieren. 

Ein letztes Wort dazu: Es ist nicht damit getan, 
daß man Zusammentritt und sagt, das Gremium be- 
komme in diesem Jahr im Budget eine Verbesse- 
rung von 1 oder 2 %. Damit können wir gar nichts 
anfangen. Das Gremium muß Mittel haben, um ar- 
beiten zu können. Allerdings ist Voraussetzung da- 
für, daß sich auch die Außenminister im Minister- 
rat wie die Erziehungsminister erneut einmal zu- 
sammensetzen und sich darüber einigen, was dieses 
Gremium tun und welche Arbeitsmöglichkeiten es 
bekommen soll. Wenn dies in Kürze nicht möglich 
ist — ich möchte das mit allem Nachdruck sagen — , 
können wir als Versammlung die Verantwor- 
tung für eine weitere Mitarbeit in diesem Gremium 
nicht mehr übernehmen; denn das wäre dann, wie 
ich sagen möchte, eine Zeit- und Geldverschwen- 
dung. Dann müssen die Dinge eben so laufen, wie 
sie bisher laufen. 

Aber ich würde es sehr begrüßen, wenn Sie, Herr 
Minister Kirchschläger, bei Ihren Kollegen mit al- 
lem Nachdruck darauf hinwirken könnten, daß ein 
neuer Anlauf gemacht wird, um diese kulturelle 
Zusammenarbeit wirklich zu ermöglichen; denn 
was wir bisher hier erlebt haben, ist im Hinblick 
auf das gemeinsame Ziel, das wir alle verfolgen, in 
keiner Weise zureichend. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und' Herren! Auch ich möchte zunächst dem 
Rapporteur und gleichzeitigem Vorsitzenden des 
Ausschusses für Kultur und Erziehung sehr herzlich 
für seinen Bericht danken. Ich glaube, wir haben in 
den von ihm aufgeführten Punkten die ausgewoge- 
ne und in der Sache trotzdem engagierte Fragestel- 
lung, die unsere Arbeit in der Zukunft betrifft, so 
deutlich gespürt, daß sich keiner im Hause dem 
Appell unseres Vorsitzenden entziehen kann. 


Meine Damen und Herren, ich möchte noch kurz 
auf drei Punkte hinweisen. 

Der erste Punkt — da ein finanzieller, wahr- 
scheinlich der schwergewichtigste — betrifft die 
Institution, die wir für kulturelle Zusammenarbeit 
geschaffen haben — CCC — , die praktisch so sehr 
in finanziellen Nöten steckt, daß sie keine Arbeit 
mehr leisten kann. Ein dringender Appell an den 
Ministerrat ist erforderlich, um diesen Engpaß, die- 
sen quasi ohne Haushalt existierenden CCC zu 
überwinden. Die bildungspolitische Arbeit soll in 
Zukunft zumindest nicht noch geringer, sondern 
möglichst erweitert werden. 

Der zweite Punkt, auf den ich hinweisen möchte, 
hängt mit dem Europa der Zukunft zusammen. Das 
erstreben wir in diesem Hause ja doch alle so sehr: 
nämlich nicht nur den engeren Bereich der europäi- 
schen Gemeinschaften, sondern den weiteren, für 
den wir im Europarat arbeiten, zu festigen. Daher 
meine ich, daß es a) unbedingt erforderlich wird, 
Modelle für unsere Schulbücher der allgemeinbil- 
denden Schulen zu entwickeln, wodurch dieses Eu- 
ropa der Zukunft präzisiert werden kann; und zwar 
so, daß Europa der Jugend nicht als das Europa der 
Händler und Bauern allein erscheint — wie es vie- 
len in der Öffentlichkeit, vor allen den jüngeren 
Leuten zumeist vor Äugen gestellt — , sondern als 
eine Union, für deren politisch moralische Qualität 
einzusetzen sich lohnt. 

Mein Votum innerhalb dieses Komplexes betrifft 
b) den Hochschulaustausch. Der europäische Stu- 
dentenaustausch stagniert, wo er doch verstärkt 
fortgeführt werden müßte. Ich glaube, daß es rich- 
tig ist, was mein Kollege Roper sagte, daß wir von 
den Universitäten weit in der Welt viel mehr wis- 
sen als von denen in den europäischen Nachbarlän- 
dern. Die intereuropäische Kommunikation hat hier 
eine sektorale Bewährung. 

In diesem Zusammenhang mochte ich c) sehr 
deutlich machen, daß wir hier ja vor wenigen Ta- 
gen eine Resolution zum Gastarbeiterproblem in 
Europa gefaßt haben. Dort haben wir ausdrücklich 
gefordert, daß der kulturellen und bildungspoliti- 
schen Not, in der sich die Gastarbeiter in unseren 
Ländern befinden, abgeholfen wird. Ich glaube, hier 
läge eine spezielle Aufgabe auch unseres Rates für 
kulturelle Zusammenarbeit, Modelle zu entwickeln, 
und diese Forderungen zu konkretisieren, wie in 
Zukunft für die Kinder der Gastarbeiter weiter ver- 
fahren werden kann. Hier wird sich zeigen müssen, 
ob wir den „Niveauausgleich", den wir durchsetzen 
wollen, auch tatsächlich in die Tat umsetzen kön- 
nen oder ob wir auch in diesem Bereich nur wieder 
darüber reden, aber nichts tun. 

Ich möchte schließen, in dem ich drittens uns al- 
len noch einmal unser Programm vor Augen führe: 
Die Effektivität unserer Arbeit im Europarat muß 
sich im Bereich Erziehung und Kultur eigentlich 
noch erweisen, Im Bereich der Bildungspolitik muß 
institutionell im CCC weitergearbeitet werden kön- 
nen! Ich möchte an uns alle appellieren, daß wir 
das Auseinanderklaffen von Fiktion und Wirklich- 
keit — europäischer Wirklichkeit, europäischer 
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Fiktion — ■ sehen und abhelfen, wo wir können. Ich 
glaube, das Instrument des Rates für kulturelle Zu- 
sammenarbeit ist dafür ein gutes Medium. 

Kahn- Ackermann (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident, in Anbetracht der kurzen Zeit, die uns 
am heutigen Vormittag zur Verfügung steht, möch- 
te ich auf eine zusammenfassende Antwort verzich- 
ten. Ich kann nur das unterstützen, was die einzel- 
nen Kollegen hier in der Versammlung zu dem The- 
ma gesagt haben. 


Tagesordnungspunkt: 

Verbot jeglicher Werbung für Tabak und 
Alkohol sowie Maßnahmen zur Einschränkung 
des Verbrauchs dieser Erzeugnisse 

(Drucksache 3323) 

Berichterstatter: Abgeordneter Voogd 
(Fortsetzung der Aussprache vom Vortage) 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 
an die Versammlung 

(Drucksache 3325) 

T ages ordnungspunkt : 

Meinungsfreiheit und Rolle des Künstlers 
in der europäischen Gesellschaft 

(Drucksache 3329) 

Berichterstatter: Abgeordneter Karasek 
(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als erster Sprecher erlaube ich 
mir, die beiden Einleitungssätze des genannten, 
aber nicht zitierten Artikels 10 der Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte hier 
noch einmal ins Gedächtnis zu rufen: 

Jedermann hat Anspruch auf freie Meinungsäu- 
ßerung. Dieses Recht schließt die Freiheit der 
Meinung und die Freiheit zum Empfang und zur 
Mitteilung von Nachrichten oder Ideen ohne Ein- 
griffe öffentlicher Behörden und ohne Rücksicht 
auf Landesgrenzen ein. 

Diese beiden Sätze werden allerdings im zweiten 
Teil dieses Artikels in einem gewissen Umfang re- 
lativiert. Auch das hat uns in Florenz beschäftigt. 
Das Florenzer Symposium war deswegen bedeutsa- 
mer als manche andere Veranstaltung zu ähnlichen 
akademischen Themata, weil: 

erstens Politiker und Künstler zu gemeinsam pro- 
blematisiertem Gespräch anwesend waren und je 
sehr differenziert über ihr jeweiliges Verhältnis zur 
anstehenden Sache nachgedacht haben; 


zweitens diese Debatte am Vorabend der zweiten 
Phase der KSZE stattfand und deren schwieriges 
Problem noch einmal deutlich umschrieb: freies 
Wirken des Künstlers, unzensiertes Kunstwerk, 
Austausch von Informationen, Ideen, Personen; 

drittens dank der Bemühungen des Vorsitzenden 
Kahn- Ackermann drei ausgezeichnete Vorträge die- 
ses Symposium bestimmt haben. 

Günter Grass' Beitrag hebe ich deswegen beson- 
ders hervor, weil seine Florenzer Aussagen im Zu- 
sammenhang mit seinem vorgesehenen Besuch in 
der Sowjetunion in den letzten Wochen leider eine 
erstaunliche Aktualität gefunden haben. Ich greife 
drei, mir besonders markante Aussagen heraus. Er- 
stens: 

Die Freiheit der Künste ist nur dort möglich, wo 
die sozialen und individuellen Menschenrechte 
geachtet werden; überall dort, wo eine relative 
Freiheit der Kunst oder ein privilegierter Status 
der Künstler erkauft werden, . . . isolieren sie sich 
als Elite, begnügen sie sich mit einer Spielwie- 
senfreiheit, ... ist der Künstler die Hure wech- 
selnder Mächte. 

Zum andern: 

Für die Meinungsfreiheit sprechen . . . heißt: dem 
notwendigerweise zersetzenden Zweifel überall 
und auch dort, wo der Glaube gewohnt ist, als 
geschlossene Gesellschaft aufzutreten, jederzeit 
Eintritt zu gewähren, heißt: jene Widersprüche 
auszuhalten, die die menschliche Gesellschaft 
kennzeichnen. 

Und drittens: 

Wenn wir am Anfang einer Epoche stehen, die 
man vorläufig „die entspannte Koexistenz" nen- 
nen mag, . . . gilt es, rechtzeitig auf jene Gefahr 
hinzuweisen, die in der staatsautoritären und pri- 
mär ökonomischen Anpassung beider Systeme 
liegen könnte; sie ginge allseits auf Kosten der 
Meinungsfreiheit; sie würde die Kultur, also den 
notwendigerweise sperrigen Ausdruck dieser 
Epoche, einebnen und so verflacht und praktika- 
bel machen: nicht nur die Kunst und die Künst- 
ler, sondern auch die Angepaßten hätten den 
Schaden. 

Dem kann ich auch heute nur noch wenig hinzufü- 
gen. 

Meine Damen und Herren, dies war ein politi- 
sches Symposium, und die, die immer noch denken, 
„l'art pour l’art" sei das eigentliche Stichwort der 
Kulturpolitik, haben sich — wie stets — geirrt. In- 
dem heute von Kultur gesprochen wird, steht Poli- 
tik zur Debatte, und indem Politik zur Verhandlung 
steht, geht es auch um Kultur — hier die Mei- 
nungsfreiheit des Künstlers. So findet das Thema, 
das gestern im Zusammenhang mit Chile anklang, 
hier seine Fortsetzung. Hier geht es genau so um 
das Verhältnis von Moral und Politik wie im Fall 
der geschändeten Menschenrechte in Chile. Um 
was anderes geht es denn auch hier, als darum, 
festzustellen, daß jede künstlerische Aussage in 
dieser Gesellschaft auch eine politische ist?! Der 
Künstler ist nicht nur mit Politik konfrontiert, son- 
dern einer ihrer Exegeten, einer ihrer würdigsten. 
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Als 1970 zum erstenmal ein deutscher Regierungs- 
chef, Willy Brandt, vor den Schriftstellern sprach, 
hat er die Schriftsteller als die „Interpreten des 
Menschen" bezeichnet. Er hat damit das gemeint, 
was etwa Heinrich Böll bei der Empfangnahme des 
Nobelpreises in Stockholm so gesagt hat: 

Immer noch ist Kunst ein gutes Versteck, nicht 

für Dynamit, sondern für geistigen Explosivstoff 

und für gesellschaftliche Spätzünder. 

Ich meine, daß das uns alle, auch und besonders in 
der anbrechenden Entspannungszeit, zu beschäfti- 
gen hat und daß wir daher von diesem Forum aus 
den Künstlern Mut machen sollten, weiter die un- 
liebsamen Einmischer in politische Dinge zu sein. 

Mit diesem Appell, Herr Präsident, meine Damen 
und Herren Kollegen, möchte ich schließen: Wir 
müssen Schriftsteller, Künstler und Intellektuelle 
als Kritiker akzeptieren: Pavel Kohout, der sich ge- 
stern und vorgestern von schwieriger politischer 
Position aus zur Meinungsfreiheit in der CSSR ge- 
äußert hat, den Russen Solschenizyn, den Liederma- 
cher Biermann in der DDR, den Politik-Trommler 
Grass wie die Hunderte von Chilenen, die sich im 
Augenblick nicht mehr äußern können. Mut zu ma- 
chen, diese Einmischer zu sein und zu bleiben, 
heißt, Politik und Moral als Einheit zu begreifen. 

Dr. Gessner (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit innerer Bewegung erleben 
wir den Versuch, in der Sowjetunion kritische 
Männer und Frauen des Systems zu unterdrücken. 
Diese Tragödie macht deutlich: Die Scheu vor gei- 
stiger und damit politischer Auseinandersetzung im 
eigenen Land offenbart mangelndes Selbstbewußt- 
sein in der eigenen Sache. Wir erleben den er- 
staunlichen Vorgang, daß sich die Weltmacht So- 
wjetunion vor Männern und Frauen ohne Waffen 
fürchtet. Sie hat sich damit allerdings die Erkennt- 
nis zu eigen gemacht, daß die Freiheit des Geistes 
— jedenfalls auf Dauer gesehen — oftmals mächti- 
ger sein kann als die Macht einer allgegenwärtigen 
staatlichen Bürokratie. 

Vor dem Hintergrund dessen, was sich in der So- 
wjetunion abspielt, möchte ich dem Berichterstatter 
sehr herzlich für den hervorragenden Bericht dan- 
ken. Allerdings, in einem Kernpunkt möchte ich 
eine eigene Darstellung des Problems geben, so wie 
ich es sehe. Ich meine die Frage, die auch im Be- 
richt angesprochen worden ist, inwieweit Überein- 
künfte zwischen Ost und West freie Meinungsäuße- 
rungen und freies Schaffen von Künstlern in totali- 
tären Staaten herbeizuführen geeignet sind. 

Im Bericht werden Stimmen zitiert, vertragliche 
Abschlüsse westlicher Staaten mit kommunisti- 
schen Regierungen sollten nur bei Gegenleistungen 
in bezug auf mehr Demokratie in jenen Staaten er- 
folgen. Wir hören diese Stimmen mit sehr viel Auf- 
merksamkeit; wir verstehen diese Warnung von 
Menschen, die in geistiger und seelischer Not le- 
ben. Doch sooft wir dieses Problem wenden mögen, 
immer wieder kommen wir zu demselben Ergebnis: 
Der dringend notwendige Prozeß der Verbesserung 
unserer staatlichen Beziehungen mit den östlichen 
Nachbarn wäre unmöglich, wenn die Demokratisie- 


rung kommunistischer Staaten von uns zur conditio 
sine qua non gemacht werden würde. Wir müssen 
realistisch genug sein, um zu erkennen: Es besteht 
eine offensichtlich unüberwindliche Diskrepanz 
zwischen Wunsch und Möglichkeit. Kein kommu- 
nistischer Staat würde mit uns Verträge abschlie- 
ßen, wenn wir die Einführung demokratischer Prin- 
zipien zur Vorbedingung erhöben. 

So standen und stehen wir vor der Wahl, entwe- 
der Verträge abzuschließen unter Verzicht auf die 
Forderung nach Einführung von demokratischen Le- 
bensformen oder aber vertragliche Abmachungen 
prinzipiell auszuschließen. Wir sind nach langer 
Analyse der weltpolitischen Situation zu der Über- 
zeugung gekommen, daß das menschliche und 
staatliche Interesse es gebietet, auch dann Überein- 
künfte mit Staaten unterschiedlicher Gesellschafts- 
ordnung abzuschließen, wenn keine Chance für ge- 
sellschaftspolitisches Entgegenkommen besteht. Im 
übrigen darf ich hinzufügen: Die 20 Jahre des kal- 
ten Krieges mit ihrer Abkapselung zwischen Ost 
und West haben den Künstlern nicht mehr Freiheit 
gebracht. 

Manche werden sich fragen, aus welchem Grun- 
de sich die Sowjetunion wohl so und nicht anders 
verhält, Diesen Punkt, der an sich eine Darstellung 
dessen verdient, was in der Sowjetunion als Staats- 
doktrin verstanden wird, möchte ich nicht weiter 
ausführen. Doch eines möchte ich wenigstens sa- 
gen. Zur Ausübung von Kunst gehört sicherlich 
sehr viel; aber es gehört auf alle Fälle dazu die 
Chance zum politischen und gesellschaftlichen 
Zweifel. Die demokratische Qualität eines jeden 
Staates kann man nicht zuletzt daran erkennen, ob 
er den Mut zur Äußerung dieses Zweifels bestraft 
oder nicht. 

Doch der Zweifel, von dem ich soeben gespro- 
chen habe, ist der Todfeind jeder totalitären Ideolo- 
gie eines jeden autoritären und totalitären Staates. 
Er wird daher bekämpft, gleich, ob er sich in der 
Literatur, in der Wissenschaft oder in der Kunst 
niederschlägt. 

Ich verkenne nicht, daß es auch in der Sowjet- 
union Schwankungen in der Behandlung von 
Schriftstellern und Künstlern gegeben hat. Ich erin- 
nere mich noch sehr gut an das Buch von Dudin- 
zew aus den 50er Jahren, das ich mit großem Inter- 
esse gelesen habe: „Der Mensch lebt nicht von Brot 
allein". Doch diese Bandbreite von Schwankungen 
ist sehr gering. 

Nun versuchen wir auf der Konferenz für Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa mehr zwi- 
schenmenschliche Kontakte zu schaffen, eine Ver- 
breiterung des Informationsflusses herbeizuführen, 
der auch den Künstlern zugute käme. Ich halte es 
für möglich — lassen Sie mich das zum Abschluß 
sagen — , daß die Führung der Sowjetunion die 
Ausschöpfung dieser von ihr selbst festgesetzten 
Bandbreite an mehr Informationen und damit an 
mehr geistiger und künstlerischer Freiheit vorzu- 
nehmen bereit ist. Aber sie wird immer noch eng 
genug sein, um Kunst, Wissenschaft und Literatur 
weiter unter Kontrolle zu halten. 
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Tagesordnungspunkt : 

Ergebnisse der europäischen Ministerkonferenz 
für Umweltschutz (28. bis 30. März 1973 
in Wien) 

(Drucksache 3338) 

Berichterstatter: Abgeordneter Reichl 

Tagesordnungspunkt : 

Ansprache des Bundesministers des Innern der 
Bundesrepublik Deutschland, Genscher 

Genscher, Bundesminister des Innern der Bun- 
desrepublik Deutschland: Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Das Jahr 1973 ist ein Jahr 
europäischer Umweltpolitik. Es gibt zwei herausra- 
gende Ereignisse, die diese Feststellung rechtferti- 
gen: einmal die erste Konferenz der Umweltmini- 
ster der im Europarat zusammengeschlossenen 
Staaten vom 28. bis 30. März 1973 in Wien, zum an- 
deren die Verabschiedung des Umweltaktionspro- 
gramms der Europäischen Gemeinschaft am 19. Juli 
1973 durch den Rat der Gemeinschaft, in dem — 
ebenfalls zum erstenmal — die Umweltminister der 
Mitgliedsstaaten zusammengetreten sind. 

Beide Konferenzen waren Regierungskonferen- 
zen. Erklärtermaßen ging es dabei nicht darum, die 
Zahl der gutgemeinten, aber leider wirkungslosen 
Umweltdeklarationen zu vergrößern, sondern es 
ging um konkrete Beschlüsse und Entscheidungen 
zu konkretem Handeln. 

Jetzt haben nicht die Regierungen, sondern die 
Parlamente das Wort. Sie müssen die Vorausset- 
zungen für eine europäische UmweLtpolitik schaf- 
fen, die mit der jeweiligen nationalen Politik har- 
moniert, und sie müssen umgekehrt die europäische 
Dimension in ihre jeweilige nationale Umweltpoli- 
tik voll einbeziehen. 

Ich bin deshalb dankbar, daß ich heute hier in 
Straßburg eine Aussprache zwischen Parlamentari- 
ern über grundlegende Aspekte europäischer Um- 
weltpolitik miterleben darf. 

Ihnen, Herr Präsident, darf ich für die Einladung 
danken, vor der Beratenden Versammlung des Eu- 
roparats zu Umweltfragen zu sprechen. Ich bin die- 
ser Einladung gern gefolgt; denn es ist meine feste, 
auf Erfahrung gegründete Überzeugung, daß kein 
Land in Europa auf sich allein gestellt seine Um- 
weltprobleme lösen könnte. Ja, selbst Europa darf 
sich nicht isoliert betrachten, sondern muß sich 
einreihen in die globale Front zur Abwehr der 
weltweit auftretenden ökologischen Probleme. 

Genau das hat die Konferenz der Umweltminister 
in Wien geleistet, und darin liegt ihre eigentliche 
politische Bedeutung. Europa hat sich in der Um- 
weltpolitik mit klaren Zielvorstellungen zu Wort 
gemeldet. 

Der österreichischen Regierung sei für ihre ver- 
dienstvolle Initiative gedankt, die sie ergriffen hat, 


um diese Konferenz zustande zu bringen. Ein be- 
sonderes Wort des Dankes möchte ich an Frau Mi- 
nisterin Leodolter richten, deren zielbewußte Lei- 
tung wesentlich zum Erfolg der Konferenz beigetra- 
gen hat. 

Nach meiner Überzeugung stand diese Konferenz 
in der besten Tradition des Europarats. Am Anfang 
seiner Geschichte stand das Bemühen um die Men- 
schenrechte. Und um Menschenrechte, und zwar 
das ganz ursprüngliche Recht auf ein menschen- 
würdiges Leben, geht es auch hier. 

Ich teile deshalb voll und ganz die Würdigung 
der Konferenzergebnisse, die der Generalsekretär 
des Europarats gegeben hat, als er sagte, es sei 
eine vielversprechende Entwicklung, daß die Mini- 
sterkonferenz empfohlen habe, die Möglichkeiten 
zur Schaffung eines rechtlichen Instruments zu un- 
tersuchen, das den Schutz eben dieser Rechte des 
Individuums garantieren soll. 

Der heutigen Aussprache liegt der instruktive 
und präzise Bericht des Herrn Kollegen Reichl zu- 
grunde, der die Ergebnisse der Konferenz zutref- 
fend und klar interpretiert. 

Ich will nun meinerseits versuchen, die Wiener 
Konferenz im Zusammenhang mit der gesamten eu- 
ropäischen Umweltpolitik zu behandeln. Das veran- 
laßt mich als Vertreter eines Staates, der sowohl in 
der Europäischen Gemeinschaft als auch im Euro- 
parat mitarbeitet und für dessen gesamte Politik 
die europäische Dimension eine beständige Größe 
darstellt, hier zunächst etwas zur Bedeutung des 
Umweltaktionsprogramms der Europäischen Ge- 
meinschaft für den Europarat und seine Mitglied- 
staaten zu sagen; denn natürlich betreffen Aktivitä- 
ten eines Teiles von Europa am Ende doch das gan- 
ze Europa. 

Ausgangspunkt für das Programm der Gemein- 
schaft ist die Überzeugung, daß eine beständige 
und ausgewogene Wirtschaftsentwicklung nicht 
ohne wirksame Bekämpfung der Umweltbelastun- 
gen, nicht ohne Verbesserung der Lebensqualität, 
mithin nicht ohne Umweltschutz möglich ist. Der 
Rat der Umweltminister hat aus dieser Erkenntnis 
den, wie ich meine, folgerichtigen Schluß gezogen, 
daß die Verbesserung der Lebensqualität und der 
Schutz der Umwelt zwei der wesentlichen Aufga- 
ben der Gemeinschaft sind. Diese Aufgaben beru- 
hen unmittelbar auf den Römischen Verträgen. 

Das Programm gliedert sich in einen einleitenden 
Teil, in dem Grundsätze festgelegt werden, und in 
eine umfangreiche Beschreibung einer Vielzahl 
konkreter Aktionen, die alsbald in Angriff genom- 
men werden sollen. 

Wichtig für unsere heutige Diskussion erschei- 
nen mir vor allem die Grundsätze. Sie wurden be- 
reits in der Bonner Konferenz der Umweltminister 
der EG-Mitgliedsstaaten am 31. Oktober 1972 vorfor- 
muliert und stellen ein Konzentrat der wesentlichen 
Ergebnisse der Umweltdiskussion der letzten Jahre 
dar. Auch der Europarat hat geistige und konzep- 
tionelle Vorarbeit für die Formulierung dieser 
Grundsätze geleistet. 
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Was sagen die Grundsätze aus? Es wird aner- 
kannt, daß die beste Umweltpolitik darin besteht, 
Umweltbelastungen von vornherein zu vermeiden. 
Deshalb wird für alle technischen Planungs- und 
Entscheidungsprozesse gefordert, ihre Auswirkun- 
gen auf die Umwelt so früh wie möglich zu unter- 
suchen und zu berücksichtigen. 

Geradezu als Durchbruch ist die Einigung auf 
den Grundsatz zu werten, daß die Kosten der Ver- 
meidung und Beseitigung von Umweltbelastungen 
grundsätzlich deren Verursacher zu tragen hat. 

Ferner ist der tragende Gedanke aus Stockholm 
aufgenommen worden, daß in einem Land betriebe- 
ne Tätigkeiten keine Umweltschäden in einem an- 
deren Staat verursachen dürfen, außerdem, daß 
jede Ausbeutung natürlicher Ressourcen, die erheb- 
liche Schäden für das ökologische Gleichgewicht 
verursacht, vermieden werden muß. 

Diese — gewiß unvollständige — Aufzählung 
soll zeigen, daß es sich bei den in Brüssel beschlos- 
senen Grundsätzen keineswegs um Überlegungen 
handelt, die etwa allein für die Europäische Ge- 
meinschaft Gültigkeit hätten. 

Das EG-Umweltprogramm, dessen Verabschie- 
dung für die Europäische Gemeinschaft selbst ne- 
ben der unmittelbaren sachlichen Bedeutung auch 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu der ange- 
strebten politischen Union ist, stellt damit einen 
Kristallisationspunkt europäischer Umweltpolitik 
dar. 

Die Brüsseler Ergebnisse haben aber sachliche 
Bedeutung weit über den Gemeinschaftsraum hin- 
aus für alle Staaten des Europarats und auch über 
diese hinaus für die weltweiten Bemühungen auf 
dem Gebiet der Umwelt. Sie könnten auch eine 
Grundlage für eine aus europäischer Verantwort- 
lichkeit wachsende Mitarbeit bei der Durchführung 
des Umweltaktionsprogramms der Vereinten Natio- 
nen sein. 

Wenn ich hier die Bedeutung des EG-Umweltpro- 
gramms unterstreiche, so tue ich das also im Hin- 
blick auf die Umweltministerkonferenz des Europa- 
rats in Wien. Die Wiener Konferenz ist nicht zu- 
letzt dank der ständigen, drängenden Impulse die- 
ser Beratenden Versammlung zustande gekommen. 
Ich erinnere nur an die Empfehlung Nr. 699 über 
die Umweltpolitik in Europa und an die Empfeh- 
lung Nr. 660 über die Auswirkung der Umweltbela- 
stungen auf die menschliche Gesundheit. Durch 
ihre Initiative hat die Beratende Versammlung 
maßgeblich zu der Einberufung und zum Erfolg der 
Wiener Konferenz sowie zu ihren konkreten Ergeb- 
nissen beigetragen. 

In der internationalen Zusammenarbeit auf dem 
Umweltgebiet zeichnet sich gerade in diesem Jahr 
deutlich ab, daß die Zeit der großen programmati- 
schen Absichtserklärungen hinter uns liegt. Wir 
sind auch international in die operative Phase ein- 
getreten. Die Einigung auf internationale konkrete 
Aktionen tritt immer stärker in den Vordergrund. 

Das gilt nicht nur für das EG-Umweltaktionspro- 
gramm und für die Ergebnisse der hier ebenfalls zu 
erwähnenden ersten Stitzung des Verwaltungsrats 


für die Umweltprogramme der Vereinten Nationen. 
Es gilt mit hohem Rang auch für die Wiener Um- 
weltministerkonferenz des Europarats. In Wien sind 
verpflichtende grundsätzliche Beschlüsse zur euro- 
päischen Umweltpolitik und insbesondere zur Er- 
haltung von Natur und Landschaft in Europa gefaßt 
worden. 

In den Schlußfolgerungen der Wiener Konferenz 

findet sich ein Element von höchster Bedeutung. Es 
wird die allgemeine Frage nach der rechtlichen, or- 
ganisatorischen und planerischen Grundlage einer 
wirksamen Umweltpolitik aufgeworfen. Die Mini- 
ster haben dem Ministerausschuß empfohlen, unter 
Berücksichtigung der Empfehlung Nr. 683 der Bera- 
tenden Versammlung eine Untersuchung über die 
Möglichkeiten der Schaffung eines Rechtsinstru- 
ments zur Durchsetzung der Rechte des einzelnen 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes durchzuführen. 
Darin liegt die Frage nach der Anerkennung des 
Rechts eines jeden Bürgers auf menschenwürdige, 
gesunde Umweltbedingungen sowie die weitere Fra- 
ge, wie ein solches Recht garantiert werden kann. 
Als Lösungsmöglichkeiten sind in Wien eine Ergän- 
zung der Menschenrechtskonvention des Europa- 
rats von 1950 und die Schaffung einer umfassenden 
Umweltcharta des Europarats diskutiert worden. 

Die Bundesregierung mißt dieser Problematik 
eine außerordentliche Bedeutung zu und ist der 
Auffassung, daß die von der Konferenz erbetene 
Untersuchung mit Vorrang durchgeführt werden 
sollte. Europa würde mit der Schaffung eines sol- 
chen Rechtsinstruments im Interesse seiner Bürger 
einen hervorragenden Beitrag auch zur Verwirkli- 
chung der Stockholmer Erklärung zur Umwelt des 
Menschen leisten. 

Der Berichterstatter hat zu Recht hervorgehoben, 
daß die Ministerkonferenz in Wien die Rolle des 
Europarats als Wächter über die Rechte des einzel- 
nen Menschen im Hinblick auf seine Umwelt her- 
ausgestellt hat. Dieses Wächteramt sollte eine der 
vornehmsten Aufgaben der Beratenden Versamm- 
lung sein, wie es heute bei der Verteidigung der 
allgemeinen Menschenrechte schon der Fall ist. 

Diese Untersuchung sollte daneben einen wichti- 
gen politischen Impuls für die Mitgliedsstaaten da- 
hin geben, daß sie die Notwendigkeit prüfen, ihr 
nationales Recht, insbesondere ihre nationalen Ver- 
fassungen, entsprechend zu ergänzen. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
hat schon Anfang dieses Jahres erklärt, daß die 
Menschen insgesamt ein elementares Recht auf 
eine menschenwürdige Umwelt haben, dem Verfas- 
sungsrang zukommen sollte. 

Demgemäß wird zur Zeit ein Gesetz zur Ergän- 
zung unserer Verfassung, des Grundgesetzes, verar- 
beitet. Es soll die Grundrechte in dem Sinne erwei- 
tern, daß die natürlichen Lebensgrundlagen unter 
den besonderen Schutz der staatlichen Ordnung ge- 
stellt werden. Damit wird der notwendige neue 
Maßstab für Gesetzgebung und Verwaltung geschaf- 
fen, der endlich den ökologischen Erfordernissen 
den ihnen gebührenden Rang in der Wertordnung 
unserer Gesellschaft einräumen soll. 
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Die Minister sind in ihren Schlußfolgerungen in 
Wien ferner übereingekommen, daß alles zu tun ist, 
damit Umweltrücksichten bei allen öffentlichen 
Entscheidungen, die Einfluß auf die Umwelt haben 
oder haben könnten, gebührend geachtet werden. 
Darin steckt die Forderung nach einer integrierten 
Planung und nach Überprüfung aller Planungsent- 
scheidungen der öffentlichen Hand auf ihre Um- 
weltverträglichkeit. 

Die Umweltdiskussion wird damit um eine neue 
planerische Dimension erweitert. Es muß ein In- 
strumentarium geschaffen werden, das es möglich 
macht, alle Auswirkungen gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Entwicklung wirkungsvoll unter 
Kontrolle zu behalten. Dabei werden sich immer 
wieder Zielkonflikte zwischen Umweltpolitik und 
Wirtschaftsentwicklung zeigen. Sie werden aber 
rechtzeitig erkannt und nicht wie in der Vergan- 
genheit erst dann, wenn es zu spät ist und der Kon- 
flikt schon gegen die ökologischen Notwendigkei- 
ten entschieden ist. 

Diese Problematik bedarf zu ihrer Lösung der 
permanenten Diskussion. Die Diskussion muß von 
den Regierungen und Parlamenten gleichermaßen 
geführt werden. Gerade der Europarat ist ein beru- 
fenes Gremium für die Erörterung dieser rechtli- 
chen und planerischen Fragen, von deren Lösung 
auch die Zukunft jeder freiheitlichen Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung abhängt. 

Umweltschutz wird nur auf der Grundlage neuer 
ökologischer Orientierung in Recht und Verwal- 
tung auf die Dauer Erfolg haben. Umweltbelastun- 
gen sind in der Regel ungewollte oder in Kauf ge- 
nommene Nebenwirkungen von Aktivitäten, die an 
sich positiv beurteilt werden könnten. Diese Ne- 
benwirkungen sind rechtzeitig aufzudecken. Die 
sich aus ihnen ergebenden Folgen sind abzuschät- 
zen und bei der Entscheidungsvorbereitung so zu 
berücksichtigen, daß Nachteile vermieden oder we- 
nigstens vermindert werden. 

All dies ist nur in einem methodischen Prüfungs- 
verfahren unter enger Beteiligung aller betroffenen 
Stellen sinnvoll durchführbar. Eine Konzeption für 
eine solche Umweltverträglichkeitsprüfung ist in 
der Bundesrepublik Deutschland erarbeitet worden. 
Sie soll in einer gesetzlichen Regelung ihren Nie- 
derschlag finden. 

Die Bundesregierung ist gern bereit, ihre dabei 
gewonnenen Erkenntnisse anderen interessierten 
Stellen mitzuteilen. Sie ist dankbar für die Anre- 
gungen, die die Wiener Konferenz für ihre Überle- 
gungen gegeben hat. 

Mit der Aufnahme dieser rechtlichen und planeri- 
schen Fragen in die Wiener Schlußfolgerungen ist 
ein Signal gesetzt worden, ein Signal, das auch 
über diese Beratende Versammlung in die Mit- 
gliedsstaaten weitergegeben werden sollte. 

Die Wiener Konferenz hat sich sodann mit gründ- 
lichen Fachberatungen für den Bereich des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege befaßt. Die Re- 
solutionen 1, 2 und 3 umreißen die Aufgaben des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, die — ne- 
ben der Schaffung verbesserter gesetzlicher Grund- 
lagen — von besonderer Dringlichkeit sind. 


Innerhalb der in den Resolutionen angesproche- 
nen Themenkomplexe gibt es spezielle Fragen, die 
aus der Sicht der Bundesregierung mit besonderem 
Vorrang einer vertieften internationalen Zusam- 
menarbeit bedürfen. 

Ständig wachsende Nutzungsansprüche an den 
Raum in Verbindung mit zunehmender Überbauung 
und Zerteilung der Landschaften haben zu einer an- 
haltenden Beeinträchtigung des Naturhaushalts, zur 
teilweisen Überbeanspruchung natürlicher Res- 
sourcen und — * vor allem in der Nähe von Verdich- 
tungsgebieten - — - zu einer dramatischen Wertmin- 
derung der Landschaft als Erholungsraum ge- 
führt. 

Das Wirkungsgefüge des Naturhaushalts, aber 
auch das Landschaftsbild einschließlich wichtiger 
Elemente unserer europäischen Naturlandschaften 
werden in unseren Überlegungen zur gesamträumli- 
chen Entwicklung künftig als begrenzender Faktor 
angesehen werden müssen. Das bedeutet eine Ver- 
ankerung dieser Gesichtspunkte in der Landschafts- 
planung. 

Damit komme ich zum Inhalt der ersten Resolu- 
tion: Planung und Pflege der natürlichen Umwelt 
einschließlich der Erholungsgebiete im Rahmen ei- 
nes Gesamtplanungssystems. 

Landschaftsplanung muß zum einen Grundlage 
und integrierter Bestandteil der räumlichen Ge- 
samtplanung sowie auch der einzelnen raumbedeut- 
samen Fachplanungen sein. Zum anderen hat sie ei- 
nen fachplanerischen Beitrag zum Schutz oder zur 
funktionsgerechten Ausgestaltung von Freiräumen 
außerhalb und innerhalb der Siedlungsgebiete zu 
liefern. 

Der Inhalt der Landschaftsplanung und ihr Stand- 
ort im Gesamtsystem räumlicher Entwicklungspla- 
nungen bedürfen noch der Präzisierung und zum 
Teil einer verbesserten rechtlichen Untermauerung, 
um effizient werden zu können. Wir sollten uns da- 
bei bemühen, in den einzelnen Ländern zu ver- 
gleichbaren Lösungen zu finden und als Vorausset- 
zung hierfür zunächst den Erfahrungs- und Informa- 
tionsaustausch zu vertiefen. 

Weder die Zusammenhänge im Haushalt der Na- 
tur noch die landschaftlichen Voraussetzungen für 
die Erholung der Menschen sind an die Grenzen von 
Staaten gebunden. Die Endlichkeit des Naturpoten- 
tials und der Mangel an naturnahen Erholungsland- 
schaften werden uns zunehmend vor die Notwen- 
digkeit grenzüberschreitender Landschaftsplanungen 
stellen, nicht um Feigenblätter der Völkerfreund- 
schaft mit Vorzeigecharakter zu schaffen, sondern 
im Interesse unserer gemeinsamen elementaren Le- 
bensbedingungen. Diese gemeinsamen Bedingungen 
können wir nur sichern, wenn wir das Instrument 
der Landschaftsplanung möglichst einheitlich ge- 
brauchen. 

Wir sollten außerdem im Rahmen der Land- 
schaftsplanung gemeinsame Kriterien für den 
Schutz bestimmter naturnaher Gebiete finden und 
nach Möglichkeit eine einheitliche Klassifikation 
anstreben. Dies gilt um so mehr, als viele dieser 
Gebiete wegen der Wichtigkeit für die Erhaltung 
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von Tier- und Pflanzengesellschaften oder wegen 
der Einmaligkeit der Landschaft ohnehin übernatio- 
nale Bedeutung haben. 

Entsprechendes gilt auch für die Ausweisung von 
Gebieten für Freizeit und Erholung und für Gebiete, 
in denen eine Kombination der Gesichtspunkte der 
Landschaftserhaltung und der Erschließung für die 
Erholung angestrebt wird. Unter dem letztgenann- 
ten Aspekt sind vor allem die Naturparke zu nen- 
nen. Gerade für derartige Gebiete wäre die Schaf- 
fung übernationaler europäischer Organisationsfor- 
men nicht nur eine völkerverbindende Aufgabe von 
ideellem Wert. Sie könnte darüber hinaus auch 
praktische Vorteile beim Austausch von Erfahrun- 
gen und möglicherweise auch bei der Durchführung 
gemeinsamer Aktionsprogramme bieten. Doch auch 
hierfür wäre ein vergleichbares Planungsinstrumen- 
tarium eine ganz wesentliche Voraussetzung. 

Die zweite Resolution umfaßt das, was wir den 
Artenschutz nennen. Tier- und Pflanzenarten sind 
wichtige Bestandteile des Naturhaushalts, der unse- 
re Lebensgrundlage bildet. Das Aussterben oder die 
Gefährdung von Arten sind alarmierende Hinweise 
auf die Gefährdung menschlicher Lebensbedingun- 
gen; Hinweise, die wir als Warnung rechtzeitig zur 
Kenntnis nehmen müssen. 

Darüber hinaus gibt es aber auch ethische, ideel- 
le Gesichtspunkte, die für die Erhaltung von Tier- 
und Pflanzenarten sprechen; Gründe, die sich noch 
nicht mit exakten wissenschaftlichen Methoden be- 
legen lassen, an deren Berechtigung aber dennoch 
wohl niemand zweifeln dürfte. 

Der Schutz der Tier- und Pflanzenarten ein- 
schließlich des Schutzes ihrer natürlichen Lebens- 
stätten sowie die Sicherung von Reservaten für die 
wissenschaftliche Beobachtung kann nur in über- 
staatlicher Zusammenarbeit sinnvoll organisiert 
werden; denn die Probleme des Artenschutzes sind 
großräumig und kennen wiederum keine politischen 
Grenzen. Insofern kann es z. B. auch in keinem 
Land gleichgültig sein, wenn in einem anderen 
Singvögel millionenfach getötet werden. 

Hinter dieser Feststellung dürfen wir aber nicht 
den Dank an diejenigen vergessen, die sich aufop- 
fernd um eine Verbesserung der Verhältnisse in ih- 
rem eigenen Land bemühen und schon mit Erfolg 
bemüht haben. Eine wichtige Voraussetzung für 
eine derart vertiefte Zusammenarbeit ist der Ab- 
schluß internationaler Konventionen. Was die Pari- 
ser Vogelschutzkonvention von 1950 angeht, möch- 
te ich Ihnen hier versichern, daß die Bundesregie- 
rung den Beitritt anstrebt und und die Vorausset- 
zungen dafür zur Zeit intensiv prüft. 

Auch im Rahmen anderer internationaler Kon- 
ventionen werden wir hoffentlich bald enger Zu- 
sammenarbeiten können. Zu denken ist hier vor al- 
lem an das Übereinkommen vom März dieses Jah- 
res über den internationalen Handel mit gefährde- 
ten Arten frei lebender Tiere und Pflanzen sowie an 
das Übereinkommen von 1971 über Feuchtgebiete 
— insbesondere als Lebensraum für Wasser- und 
Wattvögel — von internationaler Bedeutung. 


Auch die Förderung des Umweltbewußtseins der 
Bevölkerung, das in der dritten Resolution ange- 
sprochen ist, bietet Ansatzpunkte für internationale 
Zusammenarbeit. Umweltbewußte Bürger können 
unbequem werden, vor allem — der Herr Berichter- 
statter hat das erwähnt — , wenn sie sich zusam- 
menschließen. Das sollte aber in Kauf genommen 
werden, und diese Entwicklung sollte sogar unter- 
stützt werden, weil hier etwas heranwächst, was 
letztlich der Sicherung unserer Lebensgrundlagen 
dient und in vielen Fällen — von Ausnahmen abge- 
sehen — eine nützliche Unterstützung der Anre- 
gung für das Handeln der Regierungen darstellt. 

Wichtige Aufgaben in dem Bereich Aufklärung, 
Unterricht und Ausbildung gibt es vor allem im Er- 
fahrungs- und Informationsaustausch sowie in der 
Förderung der Zusammenarbeit von Jugendorgani- 
sationen unter dem Leitmotiv der Erhaltung unserer 
natürlichen Umwelt. 

Meine Damen und Herren, wir können feststel- 
len: Die Konferenz von Wien war ein Erfolg. Diese 
Konferenz hat uns allen Aufgaben gestellt, die wir 
jetzt lösen müssen. Sie war ein Auftakt für inten- 
sive Zusammenarbeit und eine konsequentere Um- 
weltpolitik. Jetzt gilt es, die Zeit bis zur nächsten 
Konferenz zu nutzen. Klarere ökologische Grenz- 
werte und wirkungsvollere Gesetze sind zu schaf- 
fen. 

An der Meisterung der Umweltkrise kann und 
muß Europa sich bewähren. Dazu muß es sich der 
gemeinsamen Bedrohung bewußt sein. Wenn in 
Deutschland tausendjährige Dome in Gefahr sind, 
geht das auch den norwegischen Fischer etwas an. 
Wenn eine Stadt wie Venedig vom Verfall gekenn- 
zeichnet ist, betrifft das auch den Industriearbeiter 
im Ruhrgebiet. Wenn wir Natur und Umwelt in Eu- 
ropa verteidigen, dann verteidigen wir letzlich das, 
was Europa der Welt gegeben hat und immer noch 
gibt: eine humane Kultur. 

Die Umweltpolitik ist eine Chance für Europa. 

Die Aufgabe entzieht sich völlig dem traditionellen 
Denken, das den Staatsgrenzen, Gemeinschaftsgren- 
zen oder Blockgrenzen verhaftet ist. Wie ein Staat 
bei der Planung und Durchführung seiner Umwelt- 
politik die Interessen seiner unmittelbaren Nach- 
barn berücksichtigen muß, wie eine Staatengruppe 
bei ihren Aktivitäten den Blick für ihre eigenen 
Grenzen nicht vergessen darf, so müssen auch die 
Staaten des Europarats darum bemüht sein, einen 
größeren Horizont, und zwar einen gesamteuropäi- 
schen Horizont, zu gewinnen. 

Die Umweltpolitik und verwandte Gebiete wie 
z. B. die Raumordnungspolitik bieten dafür geeigne- 
te Ansatzpunkte; wir verfügen ja schon über positi- 
ve Erfahrungen. An der ersten europäischen Raum- 
ordnungsministerkonferenz haben Staaten außer- 
halb des Europarats teilgenommen. In Wien war 
mit der Sozialistischen Republik Rumänien sogar 
ein Mitglied des Warschauer Pakts als Beobachter 
vertreten. Der Europarat wird damit Kontaktebene 
auch über Blockgrenzen hinweg. 

Noch bedeutungsvoller allerdings ist es zu erken- 
nen, daß es keine Umweltgrenzen zwischen den 
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Landern der Europäischen Gemeinschaft und den 
Ländern des Europarats geben kann und geben 
darf. Die Forderung nach mehr Lebensqualität 
kennt keine Grenzen. Grenzen dürfen deshalb auch 
kein Hindernis sein, mehr Lebensqualität zu schaf- 
fen. 

Hier wächst dem Europarat eine neue Dimension 
seiner politischen Verantwortung zu, deren Erfül- 
lung für die Mitglieder der EG wie für die Nicht- 
mitglieder von unübersehbarer Bedeutung ist. 
Wollte man diese Ver wantwortung einschränken 
auf bestimmte Sachbereiche — etwa nur auf Natur- 
schutz und Landschaftspflege — , die anderen Um- 
weltbereiche aber dem Europarat vorenthalten, so 
würde man sich damit entscheiden für europäische 
Harmonie in dem einen Bereich und für europäi- 
sche Disharmonie in dem weit größeren Restbe- 
reich. Dies entspräche nicht der europäischen Per- 
spektive der Europäischen Gemeinschaft und nicht 
der europäischen Verantwortung des Europarats. 

Der Europarat muß die Ebene sein, auf der sich 
die Staaten der Gemeinschaft und die Nichtmit- 
gliedstaaten zur gemeinsamen Umweltaktion fin- 
den. Insofern kann und muß er sich als Bindeglied 
bewähren. Das ist nicht nur eine zwingende Not- 
wendigkeit für den Erfolg des Umweltschutzes, es 
ist auch eine politische Forderung, die eine politi- 
sche Antwort verlangt. 

Ich sagte schon, Umweltpolitik ist eine konkrete 
Aufgabe. Mit Deklarationen ist es nicht getan. Spe- 
ziell im internationalen Bereich geht es um einheit- 
liche und harmonisierte Normen, Kriterien und 
Standards. Ich habe deshalb auf der Wiener Konfe- 
renz vorgeschlagen, gemeinsame Kriterien für die 
hygienische Belastbarkeit der Luft aufzustellen. Die 
Bundesregierung wird diesen Vorschlag auf der 
nächsten Umweltministerkonferenz erneut Vorbrin- 
gen; denn wir brauchen einen konkreten Anfang, 
Die Menschen in Europa erwarten von uns, — und 
sie erwarten es mit Recht — , daß wir handeln. In 
der Umweltpolitik liegt eine Dynamik, vor der 
Grenzpfähle nicht bestehen können. 

Die Wiener Konferenz hat sich dieser Dynamik 
nicht entzogen. Schon heute steht fest, daß die Ar- 
beit weitergehen wird. Die nächsten Konferenzorte 
kennen wir. Wir müssen alle Anstrengungen unter- 
nehmen, um einer europäischen Umweltpolitik im- 
mer neue, immer weitere Möglichkeiten zu eröff- 
nen. Der Europarat ist dafür ein berufenes und ge- 
eignetes Gremium, um eine solche europäische Um- 
weltpolitik zu betreiben und damit in der Realität 
ein Stück Europa zu verwirklichen. Aus der ge- 
meinsamen Bewältigung der Umweltkrise könnte 
mehr erwachsen als nur eine sektorale Zusammen- 
arbeit. 

Deshalb müssen wir anspruchsvoll sein und das 
Ziel hochstecken. Europäische Umweltpolitik kann 
und darf nicht die Einigung auf ein ökologisches 
Minimum bedeuten. Die Menschen in Europa erwar- 
ten von ihren Regierungen mehr. Sie erwarten die 
beste Lösung. Daran wollen wir zusammen Weiter- 
arbeiten. 


Mari (Luxemburg): Herr Präsident! Herr Bundes- 
minister! Sie haben einen sehr schönen Vortrag 
über Umweltverschmutzung gehalten. Ich bin Ab- 
geordneter Ihres kleinen Nachbarlandes Luxemburg. 
In der Bundesrepublik Deutschland hat sich vor acht 
Tagen ein Umweltskandal ereignet: Durch abgela- 
gerte Chemikalien ist eine enorme Umweltver- 
schmutzung verursacht worden. Sie verstehen meine 
Frage; denn das interessiert auch uns. 

Ich habe die ganzen Vorgänge im deutschen Fern- 
sehen verfolgt. Ich meine, nicht nur das Transport- 
unternehmen ist verantwortlich, sondern die Auf- 
traggeber sind ebenfalls verantwortlich. Müßten 
sich z. B. die zuständigen Stellen nicht auch für die 
Frage interessieren, was mit ihren gefährlichen Ab- 
fällen geschieht? 

Daneben trifft die Chauffeure dieses Transport- 
unternehmens ebenfalls eine erhebliche Schuld. 
Denn nichts entschuldigt diese Leute, die doch für 
ihr gefährliches Unternehmen, für die durch sie vor- 
genommenen Ablagerungen spezielle Zahlungen 
entgegennahmen. Für Geld waren die Leute ja 
schließlich einverstanden, die Umwelt zu verseu- 
chen; also sind dieselben genauso schuldig wie der 
Auftraggeber, der inzwischen verhaftet wurde. 

Meine Frage: Wie wird sich die deutsche Gesetz- 
gebung gegenüber diesem Skandal verhalten? 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab- 
geordneter, wir haben in der Bundesrepublik 
Deutschland seit dem Juni des vergangenen Jahres 
ein modernes und auch den gegebenen Anforderun- 
gen gerecht werdendes Abfallbeseitigungsgesetz, 
Die Vorgänge, die Sie geschildert haben, machen 
deutlich, daß es nicht ausreicht, Gesetze zu haben, 
sondern daß es — wie in allen Rechtsgebieten — 
notwendig ist, die Durchsetzung dieser Gesetze auch 
zu ermöglichen und ihre Einhaltung zu kontrollie- 
ren.. Das ist genau das Problem, um das es bei die- 
sem Giftmüllskandal geht. 

Wir erleben immer wieder, daß noch nicht das 
ausreichende Rechts- oder sagen wir auch: Unrechts- 
bewußtsein bei allen Beteiligten vorhanden ist. Das 
mag damit Zusammenhängen, daß in der Vergangen- 
heit viele Umweltdelikte nur als — sagen wir ein- 
mal — Kavaliersdelikte behandelt und bestraft wur- 
den: mit Geldstrafen, die möglicherweise sogar bei 
der Durchführung eines solchen Unternehmens mit 
kalkuliert wurden. 

Das neue Gesetz beschränkt sich nicht allein auf 
Geldbußen und Geldstrafen, sondern sieht für Fälle 
wie diesen — ohne daß ich damit der gerichtlichen 
Verurteilung vorgreifen will — Gefängnisstrafen 
vor, die nicht mit kalkuliert werden können und 
schon gar nicht aus einer Nebenkasse bezahlt wer- 
den können. 

Wenn ich sage, daß dieses Gesetz diese Strafen 
vorsieht, so entnehmen Sie daraus schon, daß wir 
in den einzelnen Umweltgesetzen unseres Landes 
— denen, die wir schon verabschiedet haben, und 
denen, die noch im Gesetzgebungsgang sind — 
scharfe strafrechtliche Bestimmungen haben. Wir 
sind allerdings der Meinung, daß die Aufnahme von 
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Strafbestimmungen in die einzelnen Umweltgesetze 
nur eine vorläufige Maßnahme — um einer dringen- 
den Notwendigkeit Rechnung zu tragen — sein 
kann. Langfristig gesehen gehören alle diese Be- 
stimmungen in das Strafgesetzbuch, weil sie eben 
nicht ein kriminelles Sonderrecht minderen Ranges 
sind, sondern weil sie kriminelles Unrecht sind, weil 
es sich — wie gerade der von Ihnen geschilderte 
Skandal zeigt — um gemeingefährliche Delikte han- 
delt. 

Unsere Altvorderen, Herr Präsident, waren nicht 
so unmodern, wie man das gelegentlich annimmt. 
Das Reichsstrafgesetzbuch aus dem Jahre 1871 z. B. 
enthält schon ein Umweltschutzdelikt, das unter den 
gemeingefährlichen Verbrechen aufgeführt war aus 
der Sicht der damaligen Zeit. Das war nämlich das 
Delikt der Brunnenvergiftung. Da hat man schon ge- 
wußt, wo solche Delikte hingehören. Ich meine na- 
türlich nur die Brunnenvergiftung im engeren Sinne 
und nicht diejenige, die uns gelegentlich auch begeg- 
net. 

Czernetz (Österreich): Herr Präsident, gestatten 
Sie, daß ich vor meiner konkreten Frage dem Herrn 
Bundesminister Genscher vor diesem Hause aus- 
drücklich Dank sage für seine Rolle auf der Wiener 
Umweltkonferenz. Sie hat einen dramatischen Ver- 
lauf genommen. Wir erinnern uns an die Warnun- 
gen des Generalsekretärs Toncic: „Wir werden ge- 
rade ein bißchen Naturschutz machen können. " Es 
war das Herumreißen des Steuers durch die deut- 
sche Bundesregierung — die durch Minister Gen- 
scher gesprochen hat — , das dem Europarat die 
heute von ihm wieder beschriebene Rolle zugewie- 
sen hat. 

Aber gerade in Kenntnis dieses Verdienstes um 
den Europarat stehe ich nun vor einer interessanten 
und komplizierten Frage, die sich mit dem vorheri- 
gen Besuch des Vorsitzenden des Ministerkomitees, 
Bundesminister Kirchschläger, verbindet. Ich ent- 
nehme der „Welt" vom 21. August dieses Jahres, 
daß Herr Bundesminister Genscher die Einberufung 
einer Konferenz der europäischen Innenminister für 
Anfang 1974 plane, auf der Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der wachsenden internationalen Krimina- 
lität koordiniert werden sollen. Es sollen zunächst 
die Innenminister der EWG teilnehmen. Es ist auch 
die Teilnahme anderer Staaten, beispielsweise 
Österreichs und der Schweiz, möglich. Dann wird 
besonders betont, daß zuerst die Wirtschaftskrimina- 
lität zu besprechen ist. 

Herr Bundesminister, ich möchte die konkrete 
Frage stellen: Wenn Sie eine solche Innenminister- 
konferenz planen, wie ist es dann möglich, daß im 
Ministerausschuß des Europarats gesagt wird, der 
Antrag dieser Versammlung, zur Frage der Bekämp- 
fung und Vorbeugung des Terrorismus eine Konfe- 
renz der Innenminister und der für das Polizeiwe- 
sen verantwortlichen Minister einzuberufen, sei 
nicht durchführbar, weil die Mehrzahl der Mitglieds- 
länder dies abgelehnt habe und nur eine Minderzahl 
dazu bereit sei? Ich bin Ihnen für die Initiative dank- 
bar, Herr Minister, aber warum machen wir so et- 
was nicht im Rahmen des Europarats? 


Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab- 
geordneter, Sie wissen, daß alle Konferenzen dieser 
Art, die neue Gebiete der Zusammenarbeit eröffnen 
sollen, einer behutsamen Vorbereitung bedürfen. Es 
gibt mancherlei verständliche und noch mehr unver- 
ständliche Hemmungen, die diese oder jene Regie- 
rung davon abhalten, daran teilzunehmen. Deshalb 
können Sie davon ausgehen, daß die letzte Entschei- 
dung über Art, Thematik und Umfang der Konferenz 
nicht gefallen ist. 

Sie haben mit Recht hervorgehoben, daß Fragen 
der Wirtschaftskriminalität — die für die Europä- 
ische Gemeinschaft natürlich im Vordergrund ste- 
hen — bei einer solchen Konferenz einen besonde- 
ren Rang einnehmen werden. Aber ich mache kein 
Hehl daraus, daß über die polizeiliche Zusammen- 
arbeit, die wir heute schon im europäischen Bereich 
haben, hinaus eine enge Zusammenarbeit notwendig 
ist, und wir werden dafür Organisationsformen fin- 
den müssen. In welchem Bereich sich das abspielt, ist 
dann eine Frage der Haltung der einzelnen Regie- 
rungen. Ich möchte da niemandem vorgreifen; ich 
kann nur sagen, daß die Bundesregierung aus ganz 
praktischen Erfahrungen und Erfordernissen heraus 
an einer weitgehenden Zusammenarbeit interessiert 
ist. Wir haben ja heute gerade wieder in Ihrem Land 
Terrorakte der von Ihnen genannten Art zu bekla- 
gen. 


Sieglerschmidt (SPD): Herr Minister, Sie haben 
zu meiner Genugtuung die Rolle des Europarates 
und dieser Versammlung bei der Harmonisierung 
des Umweltschutzes hervorgehoben und ausgeführt, 
daß die Harmonisierung des Umweltschutzes sich 
nicht allein auf die Neun beschränken dürfe. Auf 
der anderen Seite ist nicht zu übersehen, daß die 
Harmonisierung des Umweltschutzes wesentlich 
auch mit der Harmonisierung der Wirtschaften der 
verschiedenen Länder zu tun hat. Insofern ist sicher- 
lich manches nur im Rahmen der Neun zu machen 
und nicht im Rahmen der 17, weil diese eben nicht 
eine so enge Wirtschaftsgemeinschaft haben. 

Im Lichte dieser Überlegungen würde ich gerne 
wissen, wie Sie die Aufgabenverteilung und die Ab- 
grenzung zwischen Europäischer Gemeinschaft und 
Europarat auf diesem Gebiet sehen. 


Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab- 
geordneter, es ist ganz offenkundig — ich habe das 
schon hervorgehoben — , daß im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft viele Regelungen leichter zu- 
stande zu bringen sein werden als darüber hinaus. 
Aber es wäre falsch, wenn wir es als einen Erfolg 
feiern wollten, daß wir uns in der Europäischen Ge- 
meinschaft näherkommen, und gleichzeitig Mauern 
aufrichten. Das gilt nicht nur für den Handelsver- 
kehr. Es gilt z. B. auch für den Umweltschutz über 
die Grenzen der Gemeinschaft hinaus. Deshalb kann 
alles das, was in der Gemeinschaft beraten und be- 
schlossen wird, nicht gleichgültig sein für die Zu- 
sammenarbeit im Kreise der im Europarat vertrete- 
nen Länder. 
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Ich habe heute in meinen Ausführungen bewußt 
den Bericht über das, was auf der ersten Minister- 
ratstagung der EG geschehen ist, mit einbezogen, 
um die Verbindung und die Brücke herzustellen, weil 
ich der Meinung bin, daß der Europarat die Ebene 
ist, auf der man sich begegnen muß. 

Es ist ganz offenkundig, daß es viele Rechtsgebiete 
gibt, auf denen die Interessenlage ganz gleich ist, 
ob es sich bei den Nachbarstaaten um Gemeinschafts- 
länder handelt oder nicht. In unserem Lande gibt es 
zur Zeit eine heftige öffentliche Diskussion über die 
Durchführung eines Umweltschutzgesetzes, des soge- 
nannten Benzinbleigesetzes, bei dem eine weitere 
drastische Stufe am 1. Januar 1976 in Kraft treten 
soll. Hier wird uns natürlich in der binnenländischen 
Diskussion gesagt, daß sich möglicherweise Proble- 
me ergeben, wenn im anderen europäischen Bereich 
noch nicht Regelungen dieser Art vorhanden sind. 

Wir stehen hier vor der prinzipiellen Frage, ob 
wir nach dem Geleitzugsystem Vorgehen sollten mit 
der Maßgabe, daß dann in Europa, und zwar ganz 
gleich, ob im Europarat oder in der Gemeinschaft, 
das langsamste Schiff das Tempo des Geleitzuges 
bestimmt, oder nicht. Die Antwort kann nur sein — 
so wie sie in der Europäischen Gemeinschaft schon 
durch die Konferenz von Bonn, noch einmal bestätigt 
durch die Ministerratstagung, gefunden wurde — , 
daß Gemeinschaftsregelungen nicht weitergehende 
Schritte im nationalen Bereich behindern dürfen, 
allerdings unter einer Voraussetzung: daß die na- 
tionalen Regelungen nicht im Widerspruch zu den 
Gemeinschaftsregelungen stehen, sondern sich in der 
Regel nur mit größerer Intensität bewegen. Niemand 
von uns kann ein Interesse daran haben, angesichts 
der weltweiten Bemühungen um Abbau der Zoll- 
schranken und der noch intensiveren Bmühungen um 
einen Abbau von Hemmnissen im EWG-Bereich et- 
wa neue Handelsschranken durch unterschiedliche 
Umweltschutzbestimmungen zu errichten. Wir wer- 
den immer wieder von Fall zu Fall entscheiden müs- 
sen, ob es sich um eine strikte Anwendung von Um- 
weltschutzgesetzen im Sinne einer weitergehenden 
Regelung hindelt oder ob es etwa eine Regelung ist, 
die den schon gefundenen Gemeinschaftsregelungen 
zuwiderläuft. Das Letztere wäre nicht sinnvoll. 

Im anderen Fall können weitergehende Regelun- 
gen natürlich zugleich eine anziehende Wirkung auf 
die anderen Länder haben. Ich bin überzeugt, wir 
werden zunehmend erleben, daß die öffentliche Mei- 
nung in den europäischen Ländern beobachtet, wel- 
che Fortschritte der Umweltschutz in den Nachbar- 
ländern macht. Die nationalen Regierungen und die 
nationalen Parlamente werden gefragt werden, war- 
um diese Maßnahme denn nicht auch im eigenen 
Lande ergriffen wird, wenn sie sich im Nachbarland 
als technisch durchführbar erweist. 

Auch hier könnten vom Europarat Impulse ausge- 
hen. Denn wir sind ja dai^an interessiert, daß die 
Regelungen möglichst gleichartig sind, aus den schon 
genannten Gründen, aber natürlich auch weil wir 
vermeiden wollen, daß Länder sich Wettbewerbsvor- 
teile dadurch verschaffen, daß sie in Sachen des Um- 
weltschutzes zurückhaltender sind als andere. 


Abg. Radius (Frankreich) möchte wissen, was 
davon zu halten sei, wenn man eine Behörde schaffe, 
die nicht nur die Einhaltung der Bestimmungen der 
geplanten Bodencharta überwachen solle, sondern 
auch bei Feststellung von Verstößen Strafen ver- 
hängen könne. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Ich würde 
das begrüßen, Herr Abgeordneter. 

Abg. Weber (Frankreich) erkundigt sich inwie- 
weit die in den einzelnen Ländern gewonnenen Er- 
fahrungen und Ergebnisse auf dem Gebiet der Abfall- 
beseitigung, insbesondere der Tierkörperbeseitigung, 
allgemein genutzt werden könnten. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Herr Ab- 
geordneter, die Frage der Vermittlung des Wissens 
über Umweltschutzprobleme und vor allem die Maß- 
nahmen zu ihrer Lösung ist ein Hauptproblem der 
Umweltschutzpolitik in allen Ländern. Es entspricht 
unserer Gesellschaftordnung, daß die Forschung ge- 
rade in diesem Bereich sich ganz wesentlich in der 
Wirtschaft vollzieht. Wir haben es bei Anhörungen 
und in den Ausschüssen sehr oft damit zu tun - — 
das wird in Ihrem Land nicht anders sein als bei 
uns — , daß die Beamten der Regierung und daß die 
Abgeordneten des Parlaments einer Fülle von Argu- 
menten der anderen Seite gegenüberstehen, ohne 
über das ausreichende Wissen verfügen zu können. 
Es ist deshalb notwendig, dem Wissensstand auch 
der Parlamente und dem Wissensstand der Regie- 
rung und ihrer Beamten die entsprechende Höhe 
zu geben. 

In meinem Land wird der Versuch, das zu errei- 
chen, in der Weise übernommen, daß wir ein Um- 
weltbundesamt gründen, das seinen Sitz in Berlin 
haben soll und in dem der gesamte Sachverstand 
in diesem Bereich zusammengefaßt und außerdem 
das Wissen, die Kenntnisse über diesen Bereich 
zusammengetragen werden sollen. 

Ich bin überzeugt, daß ein Austausch des Wissens 
entsprechender Behörden der verschiedenen Staaten 
untereinander zusätzlich dazu beitragen kann, daß 
wir auf diesem Gebiet handlungsfähiger werden, als 
es jetzt der Fall ist. 

Dr. Enders (SPD): Herr Minister, in Ihren Aus- 
führungen und Antworten ist deutlich geworden, 
daß es sich beim Umweltschutz nicht allein um die 
Sauberhaltung der Landschaft und um Grünflächen 
handelt, sondern um elementare Uberlebenschancen 
der Menschheit. Wenn Gifte in das Grundwasser 
dringen, machen sie bei ihrer Ausbreitung nicht vor 
Landesgrenzen halt. Daher müssen alle Staaten da- 
ran interessiert sein, wesentliche Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen. 

Kürzlich hat sich auf Grund des Giftmüll-Skan- 
dals in der Bundesrepublik gezeigt, daß Gefahren 
auf uns zukommen, die wir gegenwärtig kaum über- 
sehen können. Ich meine, wir können diejenigen, bei 
denen die giftigen Abfallstoffe anfallen, nicht aus 
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ihrer Verantwortung entlassen, indem sie sagen: Wir 
zahlen 150 DM pro Tonne, mag der nächste sehen, 
wohin mit diesem Zeug. Es muß gesichert sein, daß 
zunächst einmal die Ablagerung sachgerecht erfolgt 
und zum anderen auch eine Kontrolle dergestalt be- 
steht, daß bei neuen Produktionsgängen die nun neu 
anfallenden giftigen Abfallstoffe sofort erfaßt wer- 
den. 

Daher meine Frage: Welche Sicherheitsmaßnah- 
men stellen Sie sich vor, um in den Produktions- 
gängen sofort eingreifen zu können? 

Was die Kontrolle der sachgerechten Lagerung, 

insbesondere auch in Kalischächten, angeht — das 
wurde bereits begonnen — , frage ich: Sind die 
Staaten eventuell bereit, zum Abbau diser Schächte 
einen finanziellen Beitrag zu leisten? 

Genscher, Bundesminister des Innern. Diese 
Frage, die die Zusammenarbeit in der Gemeinschaft 
angeht, Herr Abgeordneter, ist im Umweltprogramm 
der Europäischen Gemeinschaft schon angeschnitten 
worden. Ich habe den ersten Teil Ihrer Frage so 
verstanden, daß Sie auch Aufklärung darüber haben 
wollen, wie erreicht werden kann, daß neu ent- 
stehende giftige Abfälle auch im betrieblichen Rah- 
men sofort erkannt werden. Sie wissen, daß in un- 
serem Lande in den Betrieben Beauftragte für den 
Unfallschutz vorhanden sind, die eine besondere, ge- 
setzlich umschriebene Verantwortung haben. Hier 
geht es um den Schutz der Arbeitnehmer vor be- 
triebsbedingten Gefahren. Wir sind der Meinung, 
daß wir zukünftig in unseren Umweltschutzgesetzen 
auch einen Umweltschutzbeauftragten für jeden Be- 
trieb bestimmen sollten mit klar umrissenen Ver- 
antwortlichkeiten, aber auch klar umrissenen Mög- 
lichkeiten, dieser seiner Verantwortung auch gegen- 
über dem Betrieb gerecht zu werden. Nur so wird 
es denkbar sein, daß wir das von Ihnen gewünschte 
Ziel erreichen. Denn niemand wird fordern wollen, 
daß wir riesige neue Bürokratien schaffen, die dann 
doch nicht die Problemnähe hätten, die wir brauchen. 
Wir haben mit diesen Beauftragten für den Unfall- 
schutz der Arbeitnehmer bei der Durchführung der 
Arbeitsschutzbestimmungen in unserem Lande gute 
Erfahrungen gemacht. Wir sollten diese guten Er- 
fahrungen auf die Durchführung und Kontrolle der 
Umweltschutzvorschriften im Bereich jedes einzelnen 
Betriebes übertragen. 

Abg. Dame Joan Vickers (Großbritannien) möchte 
wissen, was man unternehmen könne , um die wei- 
tere Verunreinigung der Landschaft durch Abfälle 
zu stoppen. 

Genscher, Bundesminister des Innern: Zu Ihrer 
Frage sind zwei Feststellungen zu treffen. Einmal 
ist es offenkundig, daß es nicht ausreicht, für Ab- 
fälle größeren Umfangs und vor allem gefährlicher 
Art Bestimmungen zu schaffen, die eine bestimmte 
Form der Abfallbeseitigung vorsehen, wenn nicht 
zugleich der Staat oder die Gesellschaft auch die 
Möglichkeiten hersteilen, in denen diese Abfall- 
beseitigung stattfinden kann. Unser Abfallbeseiti- 


gungsgesetz, von dem ich soeben gesprochen habe, 
sieht daher vor, daß die Bundesländer in der Bun- 
desrepublik Deutschland, daß aber auch Gemeinde- 
verbände durch Zusammenschluß Abfallbeseitigungs- 
pläne aufstellen können, in denen festgelegt wird, 
wo und wie in ihrem Verantwortungsbereich die 
Abfallbeseitigung stattfinden kann. Es wird also 
nicht nur eine abstrakte gesetzliche Forderung er- 
hoben, sondern es werden zugleich die Lösungs- 
möglichkeiten angeboten. Es ist ganz selbstverständ- 
lich, daß diese Gemeinden oder kleinere Städte für 
sich selbst gar nicht in der Lage sind, alle Anforde- 
rungen der Abfallbeseitigung zu erfüllen. Sie kön- 
nen es, wenn sie sich zusammenschließen. Damit 
werden diese Anlagen, die zum Teil erhebliche In- 
vestitionen erfordern, rationeller hergestellt werden 
können. Das bedeutet natürlich bei vielen Stadt- 
vätern, vielen Dorfvätern und vielen Kreisvätern 
die Überwindung eines natürlichen Ehrgeizes, für 
sich allein und selbst eine solche Anlage zu haben. 
Aber es gibt praktische Beispiele dafür, daß das 
möglich und richtig ist. 

Der zweite Punkt ist die Verunreinigung der 
Landschaft durch die Bürger selbst, also gar nicht 
durch Industrieabfälle. Wir wären alle dankbar, 
wenn die Massenmedien uns bei der Aufklärung der 
Bürger helfen wollten, was sie selbst, jeder für sich, 
durch ihr Verhalten im Bereich des Umweltschutzes 
tun können. Die saubere Landschaft ist nicht nur ein 
Problem der großen Müllkippen, an denen ganze 
Lastwagenladungen abgeladen werden. Die saubere 
Landschaft ist auch ein Problem der Selbstdisziplin 
jedes einzelnen, wenn er erholungsuchend seinen 
Spaziergang macht. 

Auch die saubere Luft — gegen die Raucher will 
ich als Nichtraucher nichts sagen — ist ein Problem 
jedes einzelnen Autofahrers. Er soll nicht schon zehn 
Minuten, bevor er sein Fahrzeug in Bewegung setzt, 
den Anlasser betätigen und warten, bis die ganze 
Familie eingestiegen ist und alle Koffer verpackt 
sind. So gibt es viele kleine Bereiche, in denen 
unser Konsumverhalten eine Menge beitragen kann. 

Wir kennen alle die Sorgen unserer Stadtväter 
bei der Beseitigung der zwar praktischen, aber unter 
Gesichtspunkten des Umweltschutzes leider absolut 
untauglichen Plastiktragetaschen. Hier ist sehr wohl 
eine gewisse Nostalgie am Platze — um ein Mode- 
wort zu gebrauchen, das bei uns zur Zeit eine Rolle 
spielt — , nämlich die Forderung nach der Rückkehr 
zum guten alten Einkaufsnetz der Großmutter, das 
uns keine Abfallbeseitigungsprobleme aufgibt. 


Tagesordnungspunkt: 

Ergebnisse der europäischen Ministerkonferenz 
für Umweltschutz (28. bis 30. März 1973 
in Wien) 

(Drucksache 338) 

Berichterstatter: Abgeordneter Reichl 
(Fortsetzung der Aussprache) 


32 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1102 


Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Herr Mini- 
ster! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
als Mitglied des Wirtschaftsausschusses dieses Ho- 
hen Hauses noch auf eine Gefahr hinweisen, die in 
dem Bericht zur Europäischen Umweltkonferenz 
nicht genügend zum Ausdruck kam. Durch eine 
stärkere Beachtung von Umweltschutzüberlegungen 
in den nationalen Gesetzen werden nämlich in der 
Regel die Erzeugerkosten steigen und werden somit 
die Produkte verteuert. Bei einem funktionierenden 
internationalen Handel führt dies zu Wettbewerbs- 
verzerrungen, und sehr schnell werden die Forde- 
rungen der durch höhere Kosten benachteiligten 
Unternehmungen nach einem Schutzzoll gegen Pro- 
dukte aus Ländern ohne solche Umweltschutzgesetze 
laut. Die führt letztlich zu einer Renationalisierung 
der Märkte, die allen für den Europagedanken 
engagierten Parlamentariern nicht gleichgültig sein 
kann. 

Daraus ist die Folgerung zu ziehen, daß Umwelt- 
schutzgesetze keine vagen Deklarationen sein dür- 
fen, sondern auf internationaler Ebene bis ins De- 
tail gehen müssen. Wer einmal in der Europäischen 
Gemeinschaft das Fingerhakeln um die Harmonisie- 
rung der veterinärmedizinischen Gesetzgebung für 
den Handel mit landwirtschaftlichen Produkten mit- 
erlebt hat, der kann sich vorstellen, wieviel Arbeit 
aus der von mir aufgestellten Forderung erwächst. 
Dennoch wäre es falsch- den Kopf in den Sand zu 
stecken und den komplexen Zusammenhang zwi- 
schen Liberalisierung des Handels und mehr Um- 
weltschutz zu vernachlässigen. 

Unabhängig von der Liberalisierung des Handels 
kann allein schon durch unterschiedliches nationales 
Umweltrecht ein Konflikt zwischen den Nationen 

herbeigeführt werden. Egoistische nationale Ver- 
haltensweisen können ein gutnachbarschaftliches 
Verhältnis zwischen den Staaten belasten, wie dies 
gerade zwei Projekte in dieser Region beweisen: 
In Basel werden noch immer die Abwässer ungeklärt 
in den Rhein geleitet, und in Fessenheim wird ein 
Kernkraftwerk gebaut, dessen Auswirkungen auch 
jenseits der Landesgrenze noch zu verspüren sind. 
Diese Ereignisse sind geeignet, den Nachweis zu 
liefern, daß es nicht bei Tischreden und feierlichen 
Deklarationen bleiben darf, sondern daß ein ge- 
meinsames Europa auch gemeinsame Spielregeln im 
Umweltschutzbereich benötigt, Spielregeln, die bis 
in die Einzelheiten gehen müssen. 

Bliebe diese mühsame Arbeit auf den Kreis der 
EG-Mitglieder beschränkt, dann wäre eine neue 
Grabenbildung zwischen den außerhalb dieser Or- 
ganisation stehenden Nationen und den Mitgliedern 
der Gemeinschaft die Folge, eine Situation, die wohl 
keiner von uns wünscht. Deshalb meine Forderung: 
Neben den Gesprächen auf der politischen Ebene 
muß auch die Arbeit der Experten intensiviert wer- 
den mit dem Ziel, durch bessere Umweltschutzge- 
setze die Lebensqualität in ganz Europa zu steigern 
und eine Renationalisierung unserer Wirtschafts- 
beziehungen zu verhindern. 


Samstag, 29. September 1973 

Tagesordnungspunkt: 

13. Jahresbericht der Europäischen Freihandels- 
assoziation und Antwort der Versammlung 

(Drucksache 3322 und 3326) 
Berichterstatter: Abgeordneter Goess 

Tagesordnungspunkt : 

Ansprache des amtierenden Präsidenten des 
Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, 
des schwedischen Ministers Lidbom 

Tagesordnungspunkt : 

18. und 19. Jahresbericht der Europäischen 
Verkehrsministerkonferenz und Antwort der 
Versammlung 

(Drucksachen 3327, 3191 und 3321) 
Berichterstatter: Abgeordneter Valleix 

Stellungnahme des Ausschusses für Regional- 
planung und Kommunalfragen 

(Drucksache 3339) 

Berichterstatter: Abgeordneter Radius 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des amtierenden Präsidenten der 
Europäischen Verkehrsministerkonferenz, des 
niederländischen Verkehrsministers Westerterp 

Tagesordnungspunkt; 

18. und 19. Jahresbericht der Europäischen 
Verkehrsministerkonferenz und Antwort der 
Versammlung 

(Drucksache 3327, 3191 und 3321) 
Berichterstatter: Abgeordneter Vallaix 

Stellungnahme des Ausschusses für Regional- 
planung und Kommunalfragen 

(Drucksache 3339) 

Berichterstatter: Abgeordneter Radius 
(Fortsetzung der Aussprache) 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich freue 
mich sehr, daß der Kollege Vallaix uns wieder in 
erprobter Art die Stellungnahme zum Bericht der 
Verkehrsminister vorgelegt hat. Ich möchte mich 
herzlich bei ihm bedanken. Ebenso danke ich Ihnen, 
Herr Minister, für die interessante Rede über Ver- 
kehrspolitik und die Darlegung ihrer Auffassungen 
als holländischer Verkehrsminister. 


33 



Drucks ache 7/1102 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Ich möchte zu vier Punkten dieser beiden großen 
Berichte Stellung nehmen: 1. allgemeine Verkehrs- 
politik, 2. Eisenbahnen, 3. europäische Verkehrs- 
wege, 4. innerstädtischer Verkehr. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren. Die be- 
schlossene Liberalisierung der Verkehrspolitik ist 
sicher eine sehr vernünftige Sache, weil mit ihr das 
fruchtbarste ökonomische Prinzip auch im Verkehr 
durchgesetzt werden soll. Allerdings, Herr Minister 
— und da bin ich etwas anderer Auffassung als Sie 
bzw. die Regierung unseres Landes — , ist für die 
Liberalisierung die Erfüllung bestimmter Voraus- 
setzungen erforderlich, insbesondere hinsichtlich der 
Angleichung der Wettbewerbsbedingungen. Das ist 
ein Streit, der schon über zehn Jahre währt und der 
vor allem von Ihrem Land, Herr Minister, sehr in- 
tensiv geführt wird. Dieser Streit hat es bisher ver- 
hindert, daß in der Verkehrspolitik der Europäischen 
Gemeinschaft wirklich essentielle Fortschritte erzielt 
werden konnten. Die Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen wird von mir und meinem 
Land für eine entscheidende Voraussetzung ge- 
halten. 

Ich verweise z. B. darauf, daß Dieselkraftstoff in 
Holland ganz wesentlich geringer besteuert wird als 
in der Bundesrepublik Deutschland. Man kann natür- 
lich sagen, 40 Liter Dieselkraftstoff sind wenig im 
Grenzüberschreitenden Verkehr. Aber das Ruhr- 
gebiet, eines der großen deutschen Wirtschaftszen- 
tren, liegt direkt vor der Tür der Holländer. Ange- 
sichts dessen werden Sie sicher Verständnis haben, 
Herr Minister, wenn wir sagen, daß Voraussetzung 
für eine weitere Liberalisierung des Verkehrs eine 
wirkliche Anpassung der Wettbewerbsbedingungen 
sein muß. Das Angleichungsproblem stellt sich natür- 
lich sowohl hinsichtlich der Länder wie auch hin- 
sichtlich der Verkehrsträger untereinander: Eisen- 
bahn, Kraftverkehr, Schiffahrt, Luftverkehr. Hier 
wird deutlich, daß es des Abschlusses von Verein- 
barungen zwischen den Ländern bedarf, wenn man 
zu dauerhaften, erfolgversprechenden Regelungen 
kommen will. 

Ich weiß, daß die Lösung dieser Aufgabe sehr 
schwierig ist. Ich sagte ja schon, daß es in der Euro- 
päischen Gemeinschaft auf diesem Gebiet seit vielen 
Jahren überhaupt nicht vorwärtsgeht. Wir wissen 
auch, wie vielschichtig die Interessen gelagert sind, 
die Interessen der einzelnen Verkehrsträger und der 
Länder, die dabei berührt werden. Aber wir müssen 
diese Problematik angehen, und ich möchte Sie bit- 
ten, Herr Minister, weiterhin Mut zu haben und 
nicht zu verzagen. Sie sagten -gerade, daß Sie ein 
neuer Minister sind; um so einfacher ist es für Sie, 
frischen Mut beim Angehen dieser Probleme zu be- 
weisen. 

Ich komme zu dem zweiten Punkt, den ich an- 
sprechen möchte: die Eisenbahnen. Hier haben alle 
unsere Länder dieselben Probleme, Defizite, finan- 
zielle Verluste. Unter den Eisenbahnern gab es die 
Meinung, die Eisenbahn habe keine Zukunft mehr. 
Sie haben nach Amerika geschaut: stillgelegte Strek- 
ken, tote Bahnhöfe, die verfallen. Aber wir müssen 
sagen, ohne Eisenbahnen geht es nicht, und ich habe 
eigentlich nie diese depressiven Stimmungen der 


Eisenbahner bei uns begreifen können. Es zeigt sich 
ja, wie wichtig die Eisenbahnen sind. Wenn man 
etwa das Verkehrsaufkommen betrachtet, wird 
einem sofort klar, daß die Eisenbahnen nicht ersetz- 
bar sind. Kein anderer Verkehrsträger kann dieses 
Volumen bewältigen. 

Allerdings wird eines unerläßlich sein: Die Eisen- 
bahnen müssen die technischen Fortschritte noch 
stärker nutzen, d. h. sie müssen höhere Geschwin- 
digkeiten fahren. Frankreich und Großbritannien 
machen hier bemerkenswerte Versuche, und auch 
mein Land bemüht sich. Das reicht natürlich nicht. 
Wenn wir wissen, daß ein Güterwagen die Hälfte 
der Transportzeit auf Rangierbahnhöfen verbringt, 
dann wissen wir auch, daß hier ein ganz wichtiger 
technischer Schwerpunkt liegt, der angegangen wer- 
den und wo man die Dinge in die Hand bekommen 
muß. Sicher wird die Einführung der automatischen 
I Kupplung, die wir sehr begrüßen, wie auch Herr 
Valleix in seinem Bericht zum Ausdruck gebracht 
hat, uns voranbringen. Aber wenn jetzt hier wieder 
gebremst wird, wird natürlich dieser technische 
Rationalisierungsprozeß wieder hinausgezogen. Am 
Ende zahlen alle Bürger über ihre Steuern für eine 
solche Verzögerung. Ich meine, es ist sehr dringlich, 
daß diese Maßnahmen in Angriff genommen werden. 

In diesem Zusammenhang gehören auch die Über- 
legungen über neue Verkehrssysteme wie das Luft- 
kissenfahrzeug, den Aerotrain und Magnetschwebe- 
bahntechnik. Aber wir wissen, daß es noch viele 
Jahre braucht, bis diese Systeme eingesetzt werden 
können. 

Natürlich wird sich auch die Frage stellen: Wie 
ist es dann mit den Eisenbahnen? Wir müssen so- 
wohl die technische Entwicklung neuer Verkehrs- 
systeme als auch hohe Geschwindigkeiten mit der 
normalen Eisenbahntechnik intensiv angehen. Ent- 
scheiden kann man heute noch nichts. Aber je schnel- 
ler die Entwicklung vorankommt, um so eher hat 
man die Daten, um die Probleme lösen zu können. 
Gerade hier wird deutlich, wie unerhört die euro- 
päischen Staaten aufeinander angewiesen sind. Einer 
kann nichts allein machen. 

Das gilt auch für die Verladetedmik, die für eine 
moderne Eisenbahn notwendig ist, und viele andere 
Dinge. Hinsichtlich der Verladetechnik bin ich etwas 
anderer Meinung als der Kollege Osborn. Ich glaube, 
daß der kombinierte Verkehr von Straße und Bahn 
eine gute Zukunft hat, wenn er technisch weiter ver- 
bessert wird. Das Problem besteht gerade darin, daß 
die kleinen Distanzen von der Bahn nicht zufrieden- 
stellend bedient werden. Die Bahn legt auch- keinen 
so großen Wert darauf, sondern mehr auf die gro- 
ßen Distanzen. 

Was den Kraftwagen betrifft, so haben fast alle 
Länder Europas — wenn Sie so wollen — die Dinge 
in der Hand, weil sie meistens Lizenzierungen und 
Kontingentierungen für den gewerblichen Güter- 
kraftverkehr haben. Hier kann man, wenn man will 
— das ist immer die Frage: wenn man will! — , die 
Dinge in etwa regulieren. Aber es geht natürlich 
darum, daß den Möglichkeiten und Notwendigkeiten 
der Wirtschaft Rechnung getragen wird. Deswegen 
ja der Wunsch nach schnellen Umlaufzeiten. Hier 
greift eines in das andere über. 
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Ich bin auch nicht der Meinung, daß das Problem 
der Eisenbahnen weitgehend nur ein Problem von 
Schiene und Straße ist. Die Problematik der Eisen- 
bahnen wird tangiert durch den gewaltigen Struk- 
turwandel der Güter, die transportiert werden. Dazu 
gehören die Rohrleitungen und die Binnenschiffahrt. 
Wenn neue Kanäle mit öffentlichen Mitteln gebaut 
werden, dann ist die Frage: Wie rentabel sind sie? 
Das alles spielt hier mit hinein. Die Binnenschiffahrt 
steht mit der Bundesbahn mit Sicherheit nicht weni- 
ger in Konkurrenz als der Straßengüterverkehr. 
Wahrscheinlich — von der Herkunft der Güter her 
— - noch um vieles mehr. 

Es hat sich auch gezeigt — jedenfalls bei uns in 
Deutschland — , daß die Vollauslastung der Bahn 
die Probleme alleine nicht lösen kann. Die Proble- 
matik ist vielschichtiger; sie ist schwieriger, als viele 
meinen. 

Wenn man das alles zusammenfaßt, so weiß man, 
daß die Probleme der Bahn wohl weitgehend nur 
durch Investitionen für Modernisierung und Ratio- 
nalisierung lösbar sind, und zwar durch rechtzeitige 
Investitionen und nicht durch solche, die zu spät 
kommen. 

Der dritte Punkt betrifft die europäischen Ver- 
kehrsnetze. Ich begrüße es sehr, daß die Arbeiten 
in diesem Bereich weit gediehen sind. Ich weiß, daß 
auch an einem Netz für die Eisenbahnen gearbeitet 
wird. Ich möchte nur bitten, Herr Minister, daß man 
rechtzeitig alle Arbeiten an Eisenbahn-, Straßen- 
und Wasserstraßennetzen miteinander verknüpft 
und koordiniert. Nicht daß die eine Hand nicht 
weiß, was die andere tut. Unsere Geldmittel sind 
überall knapp; weil sie knapp sind, müssen wir sie 
rationell einsetzen. Das ist nur bei einer Koordi- 
nation möglich. 

Der letzte Punkt betrifft den innerstädtischen 
Verkehr, Herr Minister, den Sie angesprochen haben. 
Daß der Öffentliche Verkehr Vorrang bezüglich der 
Investitionen hat, weil in diesem Bereich etwas 
nachzuholen ist, ist unbestritten. Aber ich warne 
vor dem Fehler, den notwendigen Ausbau der Stra- 
ßen zu unterlassen. Bis diese öffentlichen Verkehrs- 
netze stehen, vergehen viele, viele Jahre. Was soll 
in dieser Zeit geschehen? Was ist in dieser Lücke? 
Das sollte man sich noch einmal sorgfältig überlegen. 

Eines muß ins andere greifen. Das Entscheidende 
der Politik ist, daß wir eine Politik der Koordination 
betreiben, wo jeder die Aufgabe erfüllt, für die er 
vom Technischen her besonders geeignet ist. 


Montag, 1. Oktober 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Stand der Ost-West-Verhandlungen und der 
zur Zeit stattfindenden transatlantischen 
Verhandlungen 

(Drucksache 3333) 

Berichterstatter: Abgeordneter Oestergaard 


Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bericht unseres Kollegen 
Oestergaard bildet eine ganz ausgezeichnete Grund- 
lage für unsere Diskussion. Er ist umfassend, präzise 
und enthält alle Fragestellungen, die für die jetzigen 
Verhandlungen zwischen Ost und West und inner- 
halb des atlantischen Bündnisses von Bedeutung 
sind. 

Der Bericht ist bei allem Realismus in den Einzel- 
heiten in der Grundhaltung optimistisch. Er geht da- 
von aus, daß nach einer Periode des Kalten Krieges 
beide Seiten bereit sind, Konzessionen zu machen 
und auf unrealistische und unbegründete Ansprüche 
zu verzichten. 

Der Bericht glaubt außerdem feststellen zu kön- 
nen, daß beide Weltmächte daran interessiert sind, 
die Kosten des Wettrüstens zu vermindern. 

Schließlich bezeichnet er es als das Ziel dieser 
Politik, aus den gegenwärtigen Entspannungsbestre- 
bungen konkrete Realitäten zu machen, um durch 
eine schrittweise Annäherung die Spaltung Europas 
zu überwinden. 

Ich bin gewiß, meine Kollegen, daß wir alle dieses 
Ziel teilen. Wer würde es nicht als wünschenswert 
ansehen, daß beide Seiten bereit sind, Konzessionen 
zu machen und unrealistische und unbegründete An- 
sprüche aufzugeben! Wer möchte nicht hoffen, daß 
beide Großmächte daran interessiert sind, die Kosten 
des Wettrüstens zu vermindern! Aber, so müssen 
wir fragen, geben die Tatsachen zu solchen Erwar- 
tungen Anlaß? 

Was das Wettrüsten angeht, so führt der Bericht 
selbst aus, daß die sowjetischen Streitkräfte in Ost- 
europa ständig verstärkt werden. Warum? Genügt 
der Sowjetunion die drei- bis vierfache Überlegen- 
heit nicht, die sie schon jetzt hat? Warum legt sie 
trotz des niedrigen Lebensstandards in der Sowjet- 
union ihren Völkern derartige Einschränkungen auf? 
Auf jeden Fall kann diese Politik das Vertrauen 
nicht stärken. 

Was die gegenseitigen Konzessionen und die Auf- 
gabe unrealistischer und unbegründeter Ansprüche 
angeht — das ist ja ein wesentlicher Punkt, der den 
relativen Optimismus nicht nur des Berichterstatters 
begründet — , so ist doch zu fragen, ob denn die Zu- 
geständnisse beider Seiten auch nur in einem annä- 
hernden Gleichgewicht zueinander stehen, ob also 
nicht nur der Westen, sondern auch der Osten durch 
nennenswerte Konzessionen seinen Entspannungs- 
willen bereits unter Beweis gestellt hat. 

Wie sieht die Wirklichkeit aus? Zwar hat die DDR, 
wie der Bericht mit Recht anführt, nicht auf der vor- 
herigen völkerrechtlichen Anerkennung bestanden, 
ehe sie in Verhandlungen mit Bonn eintrat; aber ist 
diese Konzession mehr als eine reine Formalität an- 
gesichts der Tatsache, daß die DDR im Zuge der Ent- 
spannung inzwischen weltweit anerkannt und in die 
UNO aufgenommen ist? 

Gewiß, die Sowjetunion hat, worauf der Bericht 
ebenfalls mit Recht hinweist, zugestehen müssen, 
daß auf der KSZE auch über die Erweiterung der zwi- 
schenmenschlichen Kontakte über den Eisernen Vor- 
hang hinweg gesprochen wird. Aber daß das faßbare 
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Ergebnisse haben wird, darauf haben wir bisher noch 
keine konkrete Aussicht. Zwar gibt es in Deutsch- 
land jetzt erfreulicherweise Reiseerleichterungen 
von West nach Ost, worauf der Bericht ebenfalls mit 
Recht hinweist, aber nicht von Ost nach West. Die 
Verweigerung des Menschenrechts auf Freizügigkeit 
für die Menschen in der DDR wird nach wie vor mit 
unveränderter Brutalität praktiziert, und zwar durch 
Schußwaffen und automatische Tötungsmaschinen, 
die jetzt nicht abgebaut, sondern weiter ausgebaut 
werden. 

Was die Stellung Berlins angeht, so läßt die So- 
wjetunion keine Gelegenheit aus, die im Berlin-Ab- 
kommen zugestandene Bindung West-Berlins an die 
Bundesrepublik so eng wie möglich, nein, enger als 
möglich — so meine ich — auszulegen, wie die jet- 
zige Einschränkung der konsularischen Vertretungs- 
befugnisse auf natürliche Personen zeigt. 

Wir müssen uns, wenn wir nüchtern sind, fragen: 
Ist diese unnachgiebige Haltung der Sowjetunion die 

angemessene Antwort auf die großen Konzessionen, 
die wir erbracht haben? Mit unseren Konzessionen 
meine ich nur die deutschen. Gezahlt haben wir ja 
nicht nur mit der zumindest praktischen Aufgabe des 
Selbstbestimmungsrechts der Deutschen in der DDR, 
sondern auch mit dem der osteuropäischen Völker. 
Denn was bedeutet die Anerkennung der ost- und 
mitteleuropäischen Realitäten durch den Westen 
anderes als die Legitimation eines tatsächlichen Zu- 
standes, den die Sowjetunion wider alles Völker- 
recht den ost- und mitteleuropäischen Völkern gegen 
ihren Willen aufgezwungen hat? Das ist sicherlich 
mehr als eine Formalität. Es ist ein ganz ungewöhn- 
licher Erfolg der Weltpolitik der Sowjetunion, der 
von ihr selbst auch so bewertet wird. 

Meine Damen und Herren, ich sage das alles nicht, 
weil ich mich als Kalter Krieger darstellen möchte, 
— eine Kategorie, in die mit sowjetischer Nachhilfe 
bei uns allzuschnell alle diejenigen eingestuft wer- 
den, die es wagen, die Realitäten nicht nur zu sehen, 
sondern auch zu bezeichnen. Ich sage es auch nicht, 
um von der Fortsetzung der Entspannungspolitik 
abzuraten. Ganz im Gegenteil, nach all den Kon- 
zessionen, die wir erbracht haben, muß < unbedingt 
ausgelotet werden, ob und welche Gegenleistungen 
nicht zuletzt zugunsten der Menschen in Ost- und 
Mitteleuropa erzielt werden können. Und das ist 
nicht möglich ohne intensive Verhandlungen zwi- 
schen Ost und West, auf denen wir daher mit Nach- 
druck bestehen müssen. 

Ich sage das alles nur, um der Gefahr entgegen- 
zuwirken, daß wir Wunschträumen erliegen, einer 
Gefahr, die für westliche Demokratien typisch ist, 
sei es aus edlen Motiven oder sei es auch nur in der 
Absicht, die öffentliche Meinung des eigenen Lan- 
des nicht zu enttäuschen, die sich in unrealistische 
Erwartungen gesteigert hat. 

Ich folgere daraus ferner — und da stimme ich mit 
dem Berichterstatter völlig überein — , daß es not- 
wendig ist, unsere Sicherheit, d. h. praktisch das 

Gleichgewicht der Kräfte in Europa aufrechtzuerhal- 
ten. 

Lassen Sie mich zum Abschluß meines Diskus- 
sionsbeitrags darauf in einigen Thesen eingehen. 


Erstens. Ziel unserer Verteidigungspolitik ist die 
Verhinderung des Krieges, und zwar jeden Krieges, 
nicht nur des atomaren, sondern auch des konventio- 
nellen, der zwar nicht unbedingt für die Sowjetunion 
und die USA, aber für Westeuropa ebenfalls tödlich 
wäre. 

Zweitens. Kriegsverhinderung durch Abschrek- 
kung statt durch Unterwerfung wäre ohne nukleare 
Komponente nur möglich, wenn die Sowjetunion 
ihre konventionelle Überlegenheit aufgeben würde. 
Dafür spricht nichts. Sie rüstet weiter auf und lehnt 
jede ausgewogene Truppenreduzierung ab. 

Drittens. Die unter diesen Umständen für West- 
europa unverzichtbare nukleare Abschreckung durch 
einen atlantischen Verbündeten, dessen Lebensbasis 
außerhalb Europas liegt, hat zunehmend an Glaub- 
würdigkeit eingebüßt, seitdem es ein atomares Patt 
zwischen den Weltmächten gibt. Insofern hat das 
Breschnew-Nixon- Abkommen tatsächlich nur das for- 
malisiert, was auf Grund der realen Lage ohnehin 
schon galt. Ich möchte nicht so weit gehen wie der 
französische General Gallois, der der amerikanischen 
Nukleargarantie für Europa jede Glaubwürdigkeit 
abstritt. Aber es ist kein Zweifel, daß der amerika- 
nische Präsident vor eine furchtbare Entscheidung 
gestellt würde, falls er zur Abwehr eines konventio- 
nellen Angriffs auf Europa amerikanische Atomwaf- 
fen einsetzen sollte mit der Konsequenz eines so- 
wjetischen Gegenschlags auf die USA. 

Unter diesen Umständen wäre es für die Sicher- 
heit Westeuropas erwägenswert, eine zwar mit den 
USA verbündete, aber unabhängige europäische 
Nuklearmacht zu schaffen, deren Abschreckungswir- 
kung allen europäischen Mitgliedstaaten zugute 
käme. Eine solche europäische Nuklearmacht kann 
es aber nicht geben, solange es keine politische Au- 
torität in Europa gibt, die sie einsetzen könnte. So- 
lange das Vereinte Europa nicht geschaffen ist, kann 
es Waffen dieser Art nur unter nationalem Ober- 
befehl gaben, und das heißt praktisch nur unter bri- 
tischem und französischem. Die Bundesrepublik 
scheidet schon deswegen aus, weil sie aus wohlerwo- 
genen Gründen bereits 1954 auf A-, B- und C-Waffen 
verzichtet hat. Dieser Verzicht gilt auch für die Zu- 
kunft. 

Fünftens. Die britischen und französischen Atom- 
streitkräfte reichen nicht aus, einem atomaren An- 
griff der Sowjetunion auf Europa zu widerstehen. 
Sie schützen ihre Länder aber vor einem konventio- 
nellen Angriff und sind insofern für Großbritannien 
und für Frankreich von großem Wert. 

Sechstens. In einer weit schwierigeren Lage als 
Frankreich und Großbritannien sind die Bundesrepu- 
blik, die Benelux-Staaten, die skandinavischen Län- 
der und Italien. Sie stehen wie die anderen west- 
europäischen . Staaten einem konventionell weit 
überlegenen Gegner gegenüber ohne eigenen nukle- 
aren Schutz, auch ohne die atomare Schutzgarantie 
eines eng benachbarten europäischen Verbündeten, 
gestützt allein auf die Nukleargarantie der USA, 
deren Glaubwürdigkeit unterschiedlich eingeschätzt 
wird, wobei wir nur hoffen können, daß die Sowjet- 
union sich nicht die Einschätzung des französischen 
Generals Gallois zueigen macht. Unter diesen Um- 
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ständen ist es, meine ich — Herr Präsident, ich werde 
noch stärker kürzen — , eine Lebensfrage gerade für 
die europäischen Nichtnuklearmächte, daß ihr sicher- 
heitspolitisches Defizit nicht ständig größer, sondern 
geringer wird. Gerade unsere Hoffnung ist die Ver- 
einigung Europas auch unter diesem Aspekt. Denn 
nur ein starkes Westeuropa kann auf die Dauer das 
Gleichgewicht in Europa aufrechterhalten. 

Aber wir stellen mit Sorge fest, daß nicht nur der 
europäische Einigungswille schwächer geworden ist, 
sondern daß sich neue Hindernisse für die euro- 
päische Einigung auftun. Ich möchte Bezug nehmen 
auf die große Rede des französischen Außenministers 
Jobert in der Nationalversammlung vom Juni dieses 
Jahres. Herr Jobert hat als Grund für die Nichtteil- 
nahme Frankreichs an MBFR geäußert, daß MBFR 
ein neues Element der Teilung nach Westeuropa 
hineintrage und daß Frankreich nicht daran mitwir- 
ken wolle. Dieses Argument ist nicht von der Hand 
zu weisen, wenn man sich vergegenwärtigt, daß 
nach bisherigen Überlegungen Vereinbarungen nur 
für einen Teil des Gebietes der Westeuropäischen 
Union getroffen werden sollen, nämlich für die 
Bundesrepublik und die Benelux-Staaten. 

Ein ähnliches Element der Teilung wird nach der 
Ratifizierung des Nichtverbreitungsvertrages auch 
dieser sein, weil er ja ebenfalls wieder unterschied- 
liche Regelungen für die Nuklear- und die Nicht- 
nuklearstaaten der Westeuropäischen Union schaf- 
fen würde. 

Meine Damen und Herren, ich könnte den Versuch 
machen, aus dieser sehr gekürzt vorgetragenen Ana- 
lyse, die sicherlich einer näheren Ausführung be- 
dürfte, konkrete politische Schlußfolgerungen zu 
ziehen. Aber ich möchte darauf nicht nur aus Zeit- 
gründen verzichten. Ehe wir Schlußfolgerungen zie- 
hen können, ist es notwendig, daß wir eine überein- 
stimmende Lagebeurteilung erzielen. Im übrigen 
würde ich es für gut finden, daß mögliche Schluß- 
folgerungen nicht von einem Deutschen zur Diskus- 
sion gestellt werden, sondern von anderen Euro- 
päern, die dazu vielleicht berufener sind. 

Ich möchte zum Schluß nur bitten, daß wir auch 
dieses Thema nüchtern, ohne Scheu vor Tabu und 
zügig erörtern. Ich bin der Meinung, daß gerade die 
sich jetzt beschleunigenden Verhandlungen, die wir 
bejahen, Westeuropa an einen Scheideweg bringen. 
Ich meine, daß wir auf Dauer keine halbe Euro- 
päische Union haben können. Wir werden entweder 
eine ganze Europäische Union haben, die alle Fragen 
einbezieht, auch die Sicherheitsfragen, oder wir wer- 
den keine Westeuropäische Union haben. Deshalb 
meine ich, parallel mit den Bemühungen in der Ent- 
spanungspolitik zwischen Ost und West müssen un- 
sere Bemühungen zur westeuropäischen Einheit, 
nicht nur auf beschränkten, sondern auf umfassenden 
Gebieten einhergehen. 

Ich bin Ihnen dankbar, Herr Präsident, daß Sie 
mich das haben ausführen lassen. 

Frau von Bothmer (SPD); Meine Damen und 
Herren! Mein kurzer Beitrag wird sich beziehen auf 
den Teil des Berichtes, der in dem Satz gefaßt ist; 


„Europa und Amerika sollten ein neues Bewußtsein 
und eine neue Zielsetzung in bezug auf die übrige 
Welt entwickeln." 

Es ist in die Verantwortung Europas gestellt, zu 
verstehen, daß Frieden und Sicherheit in der Dritten 
Welt von europäischem Tun und Lassen wesentlich 
abhängen. So wie wir entsprechend der gefaßten 
schriftlichen Erklärung dieses Hauses nicht länger 
hinnehmen wollen, daß Südafrika unseren Namen 
nutzt, um Diskriminierung gegen andere Rassen 
seines Landes auszusprechen, wie wir uns weigern, 
daß Europa für die dortige schwarze und farbige 
Bevölkerung für Verweigerung gleicher Rechte steht, 
so müssen wir im ganzen eine entschiedenere und 
weitergehende Politik verfolgen. 

Längst sind wir durch Gleichgültigkeit und ausge- 
prägtem Sinn für Eigennutz tief schuldig geworden 
an der Diskrepanz der Verteilung des Reichtums 
auf der Welt. Auf europäischem Konto stehen Span- 
nungen in den Rassenbeziehungen. Der Frieden und 
die Sicherheit in der Welt sind nicht nur bedroht, 
sie sind gestört. Wir haben das nicht verhindert. 
Es steht uns Europäern nicht gut an, allein feierliche 
Erklärungen positiver Willenbekundungen abzuge- 
ben. 

Ich will nicht verkleinern, was an aktiver Entwick- 
lungshilfe von den einzelnen Ländern in großartiger 
Weise geleistet wird. Ich will — und dazu ist die 
politische Debatte, wie ich meine, geeignet — darauf 
hinweisen, daß Europa mit seiner bedeutenden Stel- 
lung in der Welt nicht nur viel versäumt hat und 
versäumt, sondern auch inkonsequent handelt. 

1. Europa spricht davon, daß es dafür sorgen will, 
die ungleiche Verteilung des Reichtums in der Welt 
auszugleichen. Es gibt mit seiner Entwicklungshilfe 
Geld und know how, und zugleich beutet es immer 
noch Länder der Dritten Welt aus. 

2. Wir wollen keine Rassendiskriminierung: 
Aber Portugal, ein europäisches Land, unterdrückt 
die schwarze Bevölkerung in den von ihm beherrsch- 
ten afrikanischen Ländern, und europäische Bezie- 
hungen zu Südafrika sind in vieler Hinsicht dazu 
angetan, die Apartheidpolitik dort zu unterstützen. 

3. Europäische Länder, die den UN-Sanktionen 
gegen Rhodesien beigetreten sind, können nicht ver- 
hindern, daß ihre Geschäftsleute diese Sanktionen 
gezielt umgehen. 

Können wir wirklich der Meinung sein, daß wir den 
Frieden hüten? Können wir wirklich der Meinung 
sein, daß allein die Auflehnung der schwarzen Be- 
völkerung in den betroffenen Ländern Gewalt sei. 
nicht aber die Methoden derer, die sie mit Gewalt 
und unserer stillschweigenden Duldung unterdrük- 
ken? 

Eine Frage möchte ich noch anschließen, die sich 
mir im Zusammenhang mit dem heutigen Besuch der 
israelischen Ministerpräsidentin stellt: Was haben 
die europäischen Länder getan, um das palästinen- 
sische Flüchtlingsproblem lösen zu helfen? Haben 
sie überhaupt zur rechten Zeit gemerkt, daß dort ein 
Gefahrenherd für die ganze Welt heranwuchs? 
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Wir haben hier von den Menschenrechten ge- 
sprochen. Das sollten wir auch im Hinblick auf die 
Dritte Welt nicht vergessen; nicht vergessen sollten 
wir auch, daß wir sagten, für Menschenrechte einzu- 
treten ist nicht gleichzusetzen mit Einmischung in 
innere Angelegenheiten. So lebenswichtig für Eu- 
ropa die Ost-West- Verhandlungen und Europas 
Rolle in dem Komplex ist, so notwendig es ist, daß 
es hier zu einer echten Kooperation kommt, so we- 
nig kann sich Europa leisten, wohlgesetzte Reden 
vor kooperatives Handeln gegenüber der Dritten 
Welt zu setzen. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache der Ministerpräsidentin Von Israel 
Frau Golda Meir 

Frau Meir (Ministerpräsidentin von Israel): Herr 
Präsident, sehr geehrte Mitglieder des Rates, 

ich danke Ihnen aufrichtig für das, was Sie heute 
morgen gesagt haben, und dafür, daß Sie mich ein- 
geladen haben, vor dem Europarat zu sprechen. Wir 
gehören nicht zu Europa — ich sage fast „leider" — , 
aber unsere Nichtanwesenheit in Europa liegt so 
weit zurück, daß an dieser geographischen Tatsache 
nichts mehr zu ändern ist. Da wir unser Ideal näm- 
lich einen ähnlichen Rat wie diesen hier, einen Rat 
aller Länder und Völker unseres Gebietes, noch nicht 
in unserem Gebiet verwirklichen konnten, sind wir 
noch sehr eng mit Europa, mit jedem europäischen 
Land und mit diesem Rat im allgemeinen verbunden. 

Wir haben es als ein Vorrecht angesehen, daß wir 
jahrelang hierhin Beobachter entsenden konnten, und 
wir haben die enge Zusammenarbeit und die ihnen 
gegebenen Möglichkeiten, sich in mannigfacher 
Weise an der Arbeit des Rates zu beteiligen, zu 
schätzen gewußt. Wir haben vor allem das unein- 
geschränkte Verständnis für unsere Probleme zu 
schätzen gewußt, das uns von diesem Rat entgegen- 
gebracht wurde. Vielleicht sollte uns das gar nicht 
überraschen. Die Geschichte Europas und die Ge- 
schichte des jüdischen Volkes sind eng miteinander 
verknüpft. Wir haben gemeinsam manche Stunde 
der Not und Verzweiflung durchgestanden, und wir, 
das jüdische Volk, werden nie vergessen, daß es auf 
diesem Kontinent war, daß wir zuerst in den Genuß 
von Freiheit, Gleichheit und der Möglichkeiten eines 
normalen freien Lebens kamen. 

Die meisten von uns erinnern sich daran — wenn 
ich mich umsehe, muß ich allerdings gestehen, daß 
einige von ihnen vielleicht zu jung sind, um das 
selber erfahren zu haben — , daß im letzten und 
größten aller Schrecken, die auf Europa niedergingen 
und in denen mein Volk am meisten leiden mußte, 
alle Völker in allen ihren Ländern ebenso leiden 
mußten. Wir versuchen, bei der Erziehung unserer 
Jugend ein Gleichgewicht nach beiden Seiten zu ge- 
währleisten. Wir wollen nicht, daß unsere junge 
Generation mit dem Gefühl heranwächst, daß zu 
jedem Zeitpunkt unserer recht tragischen Geschichte 
jeder gegen uns war. Wir versuchen stets, ihnen zu 
zeigen, daß es in jedem auch noch so dunklen Zeit- 
abschnitt im Leben des jüdischen Volkes, immer 
Menschen — zu einigen Zeiten wenige, zu anderen 


viele — gegeben hat, die unter Einsatz ihres eigenen 
Lebens zu uns gehalten haben. 

Den Gepflogenheiten hier in diesem Gremium 
entsprechend habe auch ich versucht, in die Fußstap- 
fen derjenigen zu treten, die vor einem solchen 
Forum sprechen, und habe eine Rede geschrieben, 
die Sie sicher erhalten haben. Ich habe mich jedoch 
im letzten Augenblick angesichts dessen, was in den 
letzten zwei oder drei Tagen geschehen ist, und 
angesichts des weiten Zusammenhangs, in dem es 
geschah, entschlossen das Papier, auf das diese Rede 
geschrieben wurde, nicht zwischen Sie und mich zu 
stellen. 

Herr Präsident, Sie waren so freundlich, auf die 
Ereignisse in Wien vor einigen Tagen hinzuweisen. 
Was dort geschah, ist bereits das ganze Problem, das 
ich Ihnen erläutern möchte. Es rückt nämlich alles ins 
rechte Licht, und ich halte es für sinnlos, Ihnen Ab- 
satz für Absatz jenes Problems vorzutragen, das die 
Ereignisse in Wien bereits verdeutlicht haben. 

Um was geht es? Der Staat Israel ist 25 Jahre alt, 
und diese 25 Jahre hat er nicht zwei aufeinander- 
folgende Jahre echten Friedens gehabt. Die Länder 
in Europa hatten ebenfalls Krieg; einige von ihnen 
mehr als einmal. Es ist jedoch unvorstellbar, daß 
irgendein Land in Europa glaubt, daß einer seiner 
Nachbarn, der es vielleicht in der Vergangenheit 
angegriffen hat, dies wieder tun wird. Sie und auch 
wir glauben, daß wir alle die Lehre gezogen haben, 
daß der Krieg keine Probleme löst, daß er für beide 
Seiten mehr oder weniger die gleichen Ergebnisse 
hat. Niemand, der je einen Krieg gewonnen hat, hat 
ihn ohne zu leiden, ohne den Verlust von Leben, 
ohne Zerstörung gewonnen. Es muß ein Preis dafür 
gezahlt werden. Der Preis für einen verlorenen Krieg 
ist hoch, für einen gewonnenen Krieg ist dieser Preis 
jedoch gleichermaßen zu zahlen. 

Wir haben alle unsere Kriege gewonnen. Wir ha- 
ben den Preis dafür gezahlt. Viele Tausende unserer 
jungen Söhne und Töchter könnten heute noch am 
Leben sein, sollten heute noch am Leben sein und 
sich am Aufbau ihres Landes beteiligen. Viele Tau- 
sende auf der arabischen Seite sollten heute am Le- 
ben sein, um beim Aufbau ihres Landes mitzuarbei- 
ten, so daß es ihrem Volke heute besser ginge. 

Vielleicht ist die Hoffnung, daß einmal die Zeit 
kommen wird, da auch in unserem Gebiet das getan 
wird, was Europa getan hat, nur ein Traum. Aber 
viele unserer Träume haben sich erfüllt. Nur wenn 
sie den Mut haben zu träumen, haben einzelne oder 
ganze Länder auch den Mut, ihre Hoffnungen und 
Träume Wirklichkeit werden zu lassen. Wir träumen 
und hoffen, daß die Zeit kommen wird, da in unse- 
rem Gebiet das getan wird, was Europa getan hat, 
daß wir unsere Probleme gemeinsam besprechen und 
daß wir, was noch wichtiger ist, gemeinsam unser 
Land in echter Zusammenarbeit aufbauen, da wir 
wissen, daß kein einziges Volk in unserem Gebiet 
dadurch glücklicher werden kann, daß ein anderes 
Volk vernichtet wird. Das Glück aller Völker in 
unserem gesamten Gebiet hängt davon ab, daß wir 
alle in Frieden leben und Zusammenarbeiten können. 

Ich sagte bereits, daß der Staat Israel 25 Jahre 
alt ist. Was Israel wahrscheinlich von den anderen 
Ländern am kennzeichnendsten unterscheidet, ist die 
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Tatsache, daß wir uns der Welt, den einzelnen Län- 
dern, mit denen wir verbunden sind, und der Welt 
im allgemeinen, gegenüber immer noch erklären 
müssen. Sehen wir einmal die Vereinten Nationen 
als die Völkerfamilie an, zu der wir auch gehören, 
so sind wird dort 25 Jahre lang jedes Jahr angeklagt 
worden und mußten unser Verhalten erklären. 

Was nun in Wien geschehen ist, rückt das Pro- 
blem des jüdischen Volkes und die Stellung Israels 
unter seinen Nachbarn ins rechte Licht. Bei den 
Greueltaten der Vergangenheit verloren wir ein 
Drittel unseres Volkes. Die übrigen zwei Drittel 
leben in drei großen Zentren — in den Vereinigten 
Staaten, der Sowjetunion und in Israel selbst. Israel 
ist von einer Bevölkerung von 650 000 im Jahre 
1948 auf 3 Millionen angewachsen. 

Der Staat Israel wurde erbaut und hat nur dann 
einen Sinn, wenn ihm eines möglich ist: zu dem 
Land zu werden, in das jeder Jude, ob er es muß 
oder will, von Rechts wegen kommen kann. Eines 
der ersten von uns verabschiedeten Gesetze war 
das Rückkehrergesetz, das besagte, daß Israel nicht 
der Besitz jener 650 000 war, noch der der annähernd 
3 Millionen ist. Es gehört jedem Juden in der Welt, 
der dorthin kommen möchte und dort leben möchte; 
es gehört jedem Juden in der Welt, der dorthin 
kommen muß und dort leben möchte, ob jung, ob alt, 
ob krank. 

Juden sind zu uns aus den verschiedensten Ge- 
genden der Welt gekommen, aus sehr unterent- 
wickelten und aus hoch entwickelten Ländern. Wir 
haben versucht, zu einem einzigen Volk zusammen- 
zuwachsen, und das, glaube ich, mit einigem Erfolg. 

Juden aus der westlichen Welt können kommen, 
wann immer sie das wollen. Aber dann gibt es das 
Problem der beinahe 3 Millionen Juden in der So- 
wjetunion. Einigen Stimmen zufolge sollen es 3 V 2 
und anderen zufolge 4 Millionen sein. Nach der 
offiziellen Volkszählung in Rußland gibt es 2 V 2 Mil- 
lionen Juden, es ist jedoch bekannt, daß viele Juden 
in Rußland sich nicht als solche haben eintragen 
lassen, da sie dachten, daß das ihr Leben erleichtern 
würde. 

Wir glauben, daß viele dieser Juden nach Israel 
kommen möchten. Sie sagen noch nicht einmal, daß 
sie die Sowjetunion aufgrund ihres Systems und 
ihrer Ideologie verlassen möchten. Sie sagen immer 
wieder nur das eine: „Wir sind Juden. Jedes Volk 
hat ein eigenes Land. Wir wollen in das Land un- 
seres Volkes gehen. Wir wollen ihm dabei helfen, 
dieses Land aufzubauen. Wir wollen mit unserem 
Volk im jüdischen Staat leben." 

Ich brauche Ihnen jetzt nicht im einzelnen zu er- 
zählen, wie schwierig das für sie ist. Wenn es noch 
einigen mehr gelingt, herauszukommen, so ist das 
wahrscheinlich auch zum großen Teil der Einstel- 
lung dieses Rates zu diesem Problem zu verdanken. 

Wir haben keine gemeinsame Grenze mit der 
Sowjetunion. Die meisten Juden müssen durch an- 
dere Länder hindurch. Wir waren und sind der Auf- 
fassung, daß jedes Land, das an die Freiheit glaubt, 
dessen Volk an Freiheit und Menschenwürde glaubt, 
auch daran glaubt, daß jedes Volk ohne Ausnahme 
ein Recht auf Leben hat. Das Recht auf Leben wird 


jedoch nur gewährleistet, wenn jedes Volk das 
Recht auf Selbstverteidigung hat, in der Hoffnung, 
daß es dieses Recht nicht auszuüben braucht. Wenn 
es sich jedoch Gefahr gegenüber sieht, dann muß es 
auch das Recht, sich zu verteidigen, haben. Das muß 
für alle Völker einschließlich der Juden gelten. 

Ich verstehe durchaus, daß sich für jedes Land, 
das den Juden die Durchreise auf dem Wege nach 
Israel gestattet, Probleme ergeben. Jedoch werden 
diese Probleme nicht durch die Juden geschaffen. 
Sie werden vielmehr durch diejenigen geschaffen, 
die sie vernichten und töten wollen. Derjenige, der 
mit einem Gewehr droht, und der andere, der sich da- 
durch verteidigt, daß er dafür sorgt, daß dieses Ge- 
wehr nicht auf ihn schießt, sind nicht dieselben. Es 
ist sehr leicht zu sagen: „Ein Fluch auf beide Häu- 
ser!" Das ist wahrscheinlich die größte Ungerechtig- 
keit, die man sagen kann. Sie kann bestenfalls 
demjenigen, der das sagt, die Mühsal und Angst, 
eine Entscheidung treffen zu müssen, ersparen; und 
zwar braucht er dann nicht zu entscheiden, wer von 
den beiden zu verfluchen ist und wer nicht. Es ist 
sehr leicht für ihn zu sagen: „Das geht mich nichts 
an. Der eine hat ein Gewehr und der andere hat 
ein Gewehr. Seid alle beide verflucht und macht, 
daß ihr beide rauskommt. " Aber auch diese Situ- 
ation stimmt in Wirklichkeit nicht, weil dann der 
eine sagt: „Ich gehe nur dann raus, wenn du das, 
was ich dir gegen den anderen zu tun auftrage, auch 
tust." So werden oft die Bedingungen des einen 
akzeptiert, und der andere wird hinausgejagt. 

Wenn ich von dem spreche, was in Wien geschah, 
dann will ich das Parlament hier nicht mit der Frage 
konfrontieren, was die österreichische Regierung 
getan hat. Ich spreche von dem Problem selbst. Was 
hat es gezeigt? Welche Gefahr ergibt sich, wenn 
eine solche Situation akzeptiert werden sollte? 

Der Krieg von 1967 war der dritte in unserem 
Gebiet. Ich mache die Versammlung darauf aufmerk- 
sam, das wir — dieses unbeugsame, dickköpfige 
Volk — die Entschließung der Vereinten Nationen 
von 1947 annahmen. Sie wurde von unseren Nach- 
barn zurückgewiesen. Wir waren damit einverstan- 
den, in den Grenzen des Waffenstillstandsabkom- 
mens zu leben. Die Grenzen jedoch wurden wieder 
und wieder verletzt. Es stimmt zwar, daß Israel 
wiederholt vom Sicherheitsrat verurteilt wurde — * 
wir wurden jedoch für Vergeltungsschläge verur- 
teilt. Das bedeutet, daß etwas geschehen war und 
wir darauf reagiert haben. 

Ich spreche gewiß nicht im Namen einer Nation 
von Engeln. Wir versuchen, anständige menschliche 
Wesen zu sein. Wir können der Welt nicht verspre- 
chen, uns um ein Abkommen zu bemühen, das so 
aussieht, wie wenn wir Engel wären. Wir sind mehr 
oder weniger genauso wie andere Völker. 

Nach dem Krieg von 1967 glaubten wir offen und 
ehrlich daran, daß das der letzte Krieg sei. Mein 
Vorgänger, der verstorbene Levi Eschkol, sagte un- 
mittelbar nach dem Krieg den arabischen Ländern 
im Namen der israelischen Regierung: „Wir wollen 
uns zusammensetzen und als gleichberechtigte Part- 
ner verhandeln, nicht als Gewinner und Verlierer. 
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Wir wollen ein für alle Mal einen Friedensvertrag 
abschließen. Wir wollen Zusammenarbeiten." Wir 
bekamen die Antwort: keine Verhandlungen, keine 
Anerkennung, keinen Frieden. 

Nach der Niederlage auf dem Schlachtfeld begann 
die terroristische Tätigkeit zuerst in Israel selbst, 
in den besetzten Gebieten und über die Grenzen 
hinaus. Aber auch hier hatten die Terroristen keinen 
Erfolg. Ich erinnere Sie daran, daß wir in Israel eine 
israelisch-arabische Gemeinschaft von ungefähr 
400 000 Menschen haben, einschließlich Moslems und 
Christen und jener jüdischen Glaubens. Sie sind 
allen israelischen Staatsbürgern gleichgestellt. Sie 
alle haben am Wohlstand und an der Entwicklung 
teil. Ein arabisches Dorf im heutigen Israel hat in 
keinem einzigen arabischen Land ein Gegenstück. 
Glücklicherweise haben die terroristischen Hand- 
lungen in den besetzten Gebieten am Westufer und 
im Gazastreifen aufgehört. Die Türen und Brücken 
sind offen. Die Leute kommen und gehen von einem 
Teil Israels in den anderen. Sie gehen nach Jorda- 
nien und in andere Länder, um dort zu studieren 
und Urlaub zu machen, und zwar Tausende von 
ihnen. Es kommen ständig Araber aus den feind- 
lichen Ländern. 

Nachdem sie in Israel selbst keine Erfolge ver- 
buchen konnten, haben die arabischen Organisa- 
tionen, unterstützt von den arabischen Regierungen, 
von ihnen mit Waffen versorgt und im Guerillakrieg 
ausgebildet, den Terror nach Europa und in alle 
Teile der Welt getragen. 

Ich verstehe durchaus die Gefühle eines Minister- 
präsidenten und anderer Mitglieder der Regierung 
eines Landes, wenn sie sagen: „Wir haben damit 
nichts zu tun. Warum ist gerade unser Land für der- 
artige Tätigkeiten ausgesucht worden?" Glauben 
Sie mir, ich verstehe diese Gefühle. Ich verstehe, 
daß sie letztlich zu der Schlußfolgerung kommen, 
daß der einzige Weg, diese Kopfschmerzen loszu- 
werden, darin besteht, ihr Land entweder den Juden 
— und sicherlich den Israelis — oder den Terroristen 
zu verbieten. Eine solche Entscheidung muß von 
jeder Regierung getroffen werden. 

Ich verstehe, was das heißt, wenn ein Flugzeug 
entführt wird. Ich habe selbst Erfahrung mit solchen 
Situationen. Ich mußte mit einer solch bösen Situa- 
tion fertig werden, als in Thailand israelische Frauen 
und Männer über zwanzig Stunden lang auf dem 
Boden liegend und an Händen und Füßen gefesselt 
gefangengehalten wurden. Wir mußten dann wieder 
und wieder sagen, daß wir den Forderungen der 
Terroristen nicht nachgeben würden. Ich hoffe, ich 
brauche Ihnen nicht zu erklären, daß es mir dabei 
nicht leicht ums Herz war. Jedoch die Eltern eines 
der jungen Männer und eines der jungen Mädchen 
riefen mich an, um mir zu sagen: „Geben Sie nicht 
nach!" Vielleicht darf ich hier kurz vom Thema ab- 
schweifen und Ihnen mitteilen, daß dieser junge 
Mann und dieses junge Mädchen jetzt verheiratet 
sind. Warum aber sagten diese Eltern, warum sagten 
wir: „Geben Sie nicht nach!"? War es deswegen, 
weil wir kein Herz haben? Haben die Eltern kein 
Herz? Hat der Premierminister und die Regierung 
kein Herz? 


Meine Freunde, wir haben eine bittere Lehre zie- 
hen müssen. Man kann ein Leben unmittelbar nur 
retten, wenn man weitere Leben gefährdet. Der Ter- 
ror muß ausgemerzt werden. Es kann keine Ver- 
handlungen mit Terroristen geben. Was soll man zu 
der furchtbaren Geschichte sagen, die in Wien pas- 
siert ist? Ist das ein Geschäft? Anders weiß ich nicht, 
was geschehen ist. Lassen Sie mich sagen, es war 
ein Abkommen, eine Vereinbarung. Ich will die 
freundlichsten Worte benutzen, wenn dadurch nur 
die Situation geändert werden kann. Es wurde eine 
Vereinbarung dahin gehend getroffen, daß die Ter- 
roristen diese drei Juden und den Österreicher 
gehen lassen, wenn als Gegenleistung russische 
Juden, die nach Israel auswandern möchten, nicht 
weiter von Österreich — nach allem, was sie haben 
durchmachen müssen — unterstützt werden. Oder, 
wie es abgeschwächt gesagt wurde, es wird ihnen 
nicht mehr im gleichen Ausmaß geholfen werden, 
und die Terrororganisation und die arabischen Staa- 
ten feiern einen großen Sieg, wie man es im Rund- 
funk hören konnte — und von ihrem Standpunkt 
aus auch zu Recht. Es ist das erste Mal, daß eine 
Regierung eine derartige Abmachung getroffen hat. 
Bis jetzt ist meistens dabei herausgekommen — ei- 
niges wurde von uns kritisiert — , daß die Terrori- 
sten, die Verbrechen wie in München bei den Olym- 
pischen Spielen begangen haben, schließlich freige- 
lassen wurden, um das gleiche Verbrechen erneut zu 
begehen oder es zu versuchen. Jetzt haben sie sehr 
viel mehr erreicht. Der wesentliche Grundsatz der 
Freizügigkeit der Völker steht nun, zumindest für 
die Juden, unter einem Fragezeichen, und es wird 
ein großer Sieg gefeiert. 

Ich weiß, ich bin überzeugt davon, daß die Frage 
nach dem Leben dieser vier Menschen sehr hoch zu 
bewerten ist. Die vier sind jetzt frei, sie leben, ich 
bin jedoch überzeugt davon, daß das, was in Wien 

— sicherlich ohne irgendeine Absicht der österrei- 
chischen Regierung oder ihres Ministerpräsiden- 
ten — geschehen ist, die denkbar größte Ermutigung 
für den Terror in der ganzen Welt ist. 

Meine Freunde, das erste Flugzeug, das entführt 
wurde, war ein El AL-Flugzeug auf dem Wege nach 
Algerien, und Algerien akzeptierte das Flugzeug 
voller Passagiere, und seitdem schwieg die Welt. 
Es gab mal hier und dort einen Artikel, eine Rede 

— aber Sie sehen ja, was mit dem Luftverkehr in der 
ganzen Welt passierte. Niemand, der ein Flugzeug 
besteigt, ist wirklich davon überzeugt, daß er sicher 
an seinem Ziel ankommt. Insbesondere wenn, Gott 
behüte, ein Israeli an Bord sein sollte, dann ist man 
wirklich in Gefahr. Besteht also die Lösung darin, 
keine Israelis mehr in Flugzeuge einsteigen zu las- 
sen? Der Unterschied zwischen einem Israeli und 
einem Juden ist sehr schwer auszumachen. Wir 
sprechen in der Welt der siebziger Jahren des zwan- 
zigsten Jahrhunderts. Bezieht sich der „Niemand", 
der von der Sowjetunion durch Österreich durch- 
reisen darf, nur auf Juden? 

Glauben Sie mir, wir sind überaus dankbar für 
alles, was die österreichische Regierung für die 
Zehntausende von Juden getan hat, die aus Polen, 
Rumänien, der Sowjetunion kommend, durch Ösler- 
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reich gereist sind. Wir sind äußerst dankbar für die 
menschliche Hilfe, die die österreichische Regierung 
diesen aus der Sowjetunion kommenden Juden ge- 
währt hat, die in Schönau für einige Stunden, manch- 
mal einen ganzen Tag lang, bleiben. Wir legen gar 
keinen Wert darauf, sie lange in Österreich zu las- 
sen. Unsere Flugzeuge fliegen sie sobald wie mög- 
lich aus. Wir wissen, daß viele österreichische Sicher- 
heitskräfte notwendig waren, um Schönau zu be- 
wachen, nicht etwa, weil die Juden da sind, sondern 
weil die Araber mehr als einmal beschlossen haben 
— wir wissen das und die österreichische Regierung 
weiß das — , Schönau in die Luft zu sprengen. Wenn 
natürlich keine Juden da sind, gibt es auch nichts in 
die Luft zu sprengen. 

Und dann wird wieder nicht die Entscheidung ge- 
troffen, die Terroristen unschädlich zu machen, son- 
dern sie freizulassen, wenn sie einen Terrorakt be- 
gangen haben oder wenn man sie mit Waffen in der 
Hand antrifft und sie zugeben, daß sie genau das 
vorhatten, nämlich Schönau in die Luft zu sprengen, 
und sie dann weggeschickt werden, weil sie es noch 
nicht getan haben, — was machen sie dann? Sie 
gehen zurück nach Beirut, nach Libyen, nach Ägyp- 
ten, um die Sache erneut vorzubereiten und es noch 
einmal zu versuchen. Die Lösung heißt: kein 
Schönau, dann gibt es keine Terroristen. 

Um Ihnen zu beweisen, daß dieses Problem nicht 
erst nach der Gründung des Staates Israel entstan- 
den ist, will ich Ihnen sagen, daß es früher im zari- 
stischen Rußland einmal einen jüdischen Dichter 
gegeben hat. Sie wissen, daß wir einen bestimmten 
Feiertag haben, der jetzt sehr bald gefeiert wird, 
an dem wir ein provisorisches Häuschen oder eine 
Art Hütte in den Hof so bauen, daß der Himmel zu 
sehen ist. Eine der Vorschriften für den Bau dieser 
kleinen provisorischen Hütte ist die, daß sie nicht 
direkt auf dem Erdboden stehen darf: zwischen ihr 
und dem Boden muß ein bestimmter Zwischenraum 
bleiben. Der jüdische Dichter schrieb einmal, daß ein 
bestimmtes Tier in die Hütte eindrang und sie um- 
warf. Die Kernfrage ist nun die, wer ist zu tadeln, 
das Tier? 

Es heißt natürlich, gäbe es keine solche Regel, die 
einzuhalten wäre, gäbe es keine Hütte zu bauen, 
gäbe es auch nichts umzuwerfen, so ist das Tier nicht 
verantwortlich. Das war im zaristischen Rußland. Das 
war ein Regime, gegen das alles, was in der Welt 
von guter und anständiger Gesinnung war, in Waf- 
fen aufbegehrte. 

Jetzt haben wir 1973. Der Staat Israel wurde nach 
den Greueltaten des Krieges geschaffen. Die 6 Mil- 
lionen Juden in Ost- und Mitteleuropa bildeten eine 
Sprach- und Glaubensgemeinschaft, sie sprachen he- 
bräisch und waren den jüdischen Traditionen ver- 
haftet. Sie sind nicht mehr da, und eine Million Kin- 
der ist nicht mehr da. Es wurden nämlich nicht nur 
6 Millionen getötet — auch die zukünftigen Gene- 
rationen waren bereits tot, bevor sie geboren wur- 
den. 

Der Staat Israel wurde akzeptiert, weil die Völker 
familie im Jahre 1947, einschließlich der Sowjetunion 
und Polen, der Auffassung war, die reine Gerechtig- 


keit gebiete es, daß auch die Juden dort, in dem 
kleinen Teil der Welt, in den sie gehörten, Souverä- 
nität erhalten. 

Wir haben etwas getan in diesen 25 Jahren, wir 
haben viel Freundschaft und Verständnis von Völ- 
kern in aller Welt erfahren — und sehr viel Mißver- 
ständnisse. 

Herr Präsident, ich danke Ihnen, daß Sie mich ein- 
geladen haben, hier zu sprechen, und ich danke 
Ihnen, meine Freunde, für Ihr Zuhören. Ich habe Sie 
mit einem Problem konfrontiert. Wenn Sie wollen, 
können Sie sagen: „Das ist nicht unser Problem." 
Dann möchte ich Ihnen jedoch sagen und bitte Sie 
gleichzeitig, mir zu verzeihen, daß in dieser Welt 
heute kein Problem mehr ausschließlich das Problem 
eines bestimmten Volkes ist. Wenn es so etwas wie 
eine Völkerfamilie gibt, dann hat jedes Familienmit- 
glied ein gleiches Recht auf Leben und Existenz und 
auf Freizügigkeit in aller Welt und darauf, jeden, 
den es möchte, in sein Land aufzunehmen. 

Diese Terroristen, zwei von ihnen mit Gewehren, 
die sie auf die Geiseln gerichtet hatten, haben zu- 
mindest die Frage aufgeworfen, ob ein Land über- 
haupt Juden, und zwar ausschließlich Juden gestat- 
ten soll, sein Staatsgebiet für ihre Durchreise zu be- 
nutzen. 

Ich hoffe aufrichtig, daß dies nicht die endgültige 
Entscheidung der österreichischen Regierung ist. Ich 
hoffe aufrichtig, daß es irgendwo ein Mißverständnis 
gegeben hat, eine Mißdeutung. Wir wünschen kei- 
nen Sieg über irgendeine Regierung, wir möchten 
nur, daß die Dinge klargestellt werden. Es ist reiner 
Zufall, daß ich gerade nach diesem Wochenende hier 
spreche, und ich hielte es für unehrlich, wenn ich, 
da ich heute hier bin, Sie nicht darauf hinwiese, wie 
wir, das Volk und die Regierung von Israel, beurtei- 
len, was geschehen ist. Warum sollte nur für Öster- 
reich gelten, daß sowjetische Staatsbürger auf ihrem 
Weg nach Israel keine Unterkunftsmöglichkeiten 
erhalten dürfen, um ihr Leben zu schützen? Warum 
sollten nicht auch andere Länder sagen: „Das gleiche 
gilt auch für unser Land?" 

Ich möchte abschließend nur noch auf eine bittere 
Erinnerung hinweisen. Sie wissen sicherlich alle, daß 
ich in der Welt als die alte Frau mit den vielen 
Komplexen und Erinnerungen dargestellt werde. In 
der langen Geschichte meines Volkes hat es die 
Diaspora gegeben, die Progrome im zaristischen 
Rußland als meine erste Erinnerung, dann kamen 
die Kriegsverbrechen, und jetzt gibt es den Terror. 
Ich erinnere mich an all das. Und ich bin nicht die 
einzige, die sich erinnert. Ich erinnere mich ebenfalls 
daran, daß 1938 einer der größten Präsidenten der 
Vereinigten Staaten eine Konferenz nach Evian ein- 
berief. Von den vielen dort vertretenen Staaten wur- 
den sehr schöne und aufrichtige Reden gehalten, in 
denen vollste Sympathie bekundet wurde für die 
jüdischen Flüchtlinge, die von Deutschland und dann 
von allen Ländern aus, in die die Nazis vordrangen, 
durch die ganze Welt gehetzt wurden. Jeder ver- 
urteilte den Faschismus und versicherte das jüdische 
Volk seines tiefen Mitgefühls, alle wiederholten je- 
doch im Refrain: „Aber mein Land kann sie nicht 
aufnehmen." Der Vertreter eines Landes sagte: „In 
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meinem Land hat es noch nie ein jüdisches Problem 
gegeben. Deshalb wollen wir auch keines dadurch 
schaffen, daß wir Juden in unser Land aufnehmen." 

Meine Freunde, ich danke Ihnen noch einmal für 
Ihre Aufmerksamkeit. Verzeihen Sie mir, wenn ich 
Sie noch einmal mit einigen der Probleme, denen 
Israel sich gegenübersieht, konfrontiert habe. 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident, bevor ich 
die Fragestunde einleite, die Sie angekündigt haben, 
möchte ich zwei Gedanken äußern dürfen. 

Erstens. Frau Ministerpräsidentin, Sie haben un- 
sere Einladung, morgen vor dem Politischen Aus- 
schuß in geschlossener Sitzung zu uns zu sprechen, 
angenommen, und ich möchte Ihnen dafür im Namen 
aller Kollegen Dank sagen. Ich hoffe, wir werden 
die Möglichkeit haben, dort mit Ihnen noch einige 
besondere Fragen zu diskutieren. 

Heute und hier möchte ich Ihnen sagen, daß ich 
tief beeindruckt und bewegt bin von den Worten, 
die Sie an die Plenarversammlung gerichtet haben. 
Gleichzeitig möchte ich Ihnen versichern — ebenso 
wie meine Kollegen von der österreichischen Dele- 
gation, Herr Czernetz und Herr Karasek — , daß der 
Politische Ausschuß, dem vorzusitzen ich seit einigen 
Jahren die Ehre habe, darüber hinaus aber wohl 
auch, wie ich glaube sagen zu dürfen, die gesamte 
Beratende Versammlung bei dem bleiben werden, 
was diese parlamentarische Versammlung hier im- 
mer wieder verkündet hat, nämlich daß sie sich ge- 
gen jeden Terror wendet und daß sie sich nicht nur 
für die Freiheit aller Menschen, sich in Europa nach 
ihrem Willen bewegen zu können, einsetzt, sondern 
daß sie auch die Freiheit aller Menschen und insbe- 
sondere der sowjetischen Bürger jüdischen Glaubens 
garantiert wissen will, nach Israel auszureisen. Wir 
haben das in den vergangenen Jahren in einer Reihe 
von Entschließungen immer wieder bekräftigt. 

Zweitens. Ich habe zu diesem Zweck zusammen 
mit einer Reihe von anderen Mitgliedern der Bera- 
tenden Versammlung eine Entschließung vorgelegt, 
von der ich hoffe, daß das Präsidium die Vorlage 
als Dringlichkeitsentschließung akzeptieren wird, so 
daß morgen dann darüber abgestimmt werden kann. 
Ich habe diese Entschließung mit einer klaren und 
spezifischen Zielrichtung für das große politische 
Problem, das Sie aufgezeigt haben, eingebracht, und 
ich bitte Sie, daraus ersehen zu wollen, daß wir in 
dieser Beratenden Versammlung des Europarats 
auch aus aktuellem Anlaß sehr wohl wissen, was wir 
unseren Mitgliedsregierungen zumindest in Form 
einer Entschließung nahezulegen haben. Wir hoffen 
als Parlamentarier, daß die Regierungen in Europa 
daraus endlich die notwendigen Folgerungen ziehen 
werden. 

Frau Ministerpräsidentin, ich möchte Ihnen eine 
Frage vorlegen, von der ich hoffe, daß Sie sie nicht 
als indiskret ansehen und daß Sie sie uns werden 
beantworten können. Ich beziehe mich dabei auf das, 
was Sie in Ihrer Rede gesagt haben, als Sie davon 
sprachen, daß Ihr Vorgänger, Ministerpräsident 
Eschkol, aber auch Sie die arabischen Regierungen 
und Völker sofort nach 1967 aufgerufen haben, in 


Gespräche, in Verhandlungen einzutreten. Wir wis- 
sen inzwischen, daß die arabischen Völker — oder 
sollte ich besser sagen: Regierungen — nicht bereit 
sind, mit Ihrer Regierung in Verhandlungen einzu- 
treten, weder in direkte noch in indirekte Verhand- 
lungen — obwohl doch allein Verhandlungen zum 
Frieden führen können — , wenn die israelische Re- 
gierung sich nicht vorher bereit erkläre, die unter 
israelischer Verwaltung stehenden Gebiete zu räu- 
men. Ich darf Sie fragen, Frau Ministerpräsidentin, 
ob Sie oder Mitglieder Ihrer Regierung Versuche 
unternommen haben oder Versuche haben unterneh- 
men lassen, um diskret und ohne Publizität mit Poli- 
tikern und Führern der arabischen Regierungen oder 
einiger dieser Regierungen Kontakte aufzunehmen. 

Frau Meir: Ich danke Ihnen für Ihre Worte. Ich 
bin gerne bereit, auf Ihre beiden Fragen zu antwor- 
ten. Wir haben immer gesagt — und bei dieser 
Einstellung ist es bis zu diesem Zeitpunkt geblieben, 
und ich bin sicher, daß sich das auch nach den 
Wahlen nicht ändern wird; wenigstens etwas, was 
sich nach den Wahlen nicht ändern wird — , daß 
wir bereit sind, zu jeder Zeit, an jedem Ort mit un- 
seren arabischen Nachbarn über die Möglichkeit 
eines Friedensvertrages zu verhandeln, der natürlich 
die Frage der Grenzen ohne jegliche Vorbedingung 
einschließen wird. 

Ich weiß, daß man uns manchmal vorwirft: „Sie 
stellen, wenn Sie das sagen, aber Bedingungen", und 
die Regierung und das Parlament haben gesagt, „wir 
werden nicht zu den Grenzen von 1967 zurückkehren, 
den Grenzen, die durch den Krieg zerstört wurden." 
Wir verlangen jedoch nicht, daß irgendeiner unserer 
Nachbarn diesen unseren Standpunkt vor Verhand- 
lungen akzeptiert. 

Präsident Sadat sagt z. B., daß kein Quadratzenti- 
meter Boden der Sinai-Wüste im Besitze Israels 
bleiben kann. Wir sagen nicht: „Da das Ihre Ent- 
scheidung ist, haben Verhandlungen keinen Sinn; 
wir werden nicht mit Ihnen verhandeln." Er verlangt 
von uns, daß wir das vor den Verhandlungen akzep- 
tieren. Deshalb werden wir seine Forderungen 
sicherlich nicht akzeptieren, verlangen aber auch 
nicht von ihm, daß er unsere Bedingungen annimmt. 

Wir wollen Zusammentreffen. Jeder Seite steht es 
völlig frei, alle Forderungen und Ansichten auf den 
Tisch zu legen. Deshalb müssen Verhandlungen sein. 
Stimmen wir alle von vornherein in irgendeinem 
Punkt überein, braucht es gar keine Verhandlungen 
zu geben. 

Es gibt grundlegende Unterschiede zwischen uns 
und unseren arabischen Nachbarn. Wir glauben, daß 
diese Schwirigkeiten mit dem aufrichtigen Wunsch 
nach einem echten Frieden überwunden werden kön- 
nen. Es werden Kompromisse notwendig sein. Wir 
glauben, daß wir nach einer Zeit der Verhandlungen 
zu Friedensvereinbarungen gelangen können. 

Wir sehen keine Möglichkeit, uns aus irgend- 
einem Teil der besetzten Gebiete ohne Verhand- 
lungen und ohne Friedensvereinbarungen zurückzu- 
ziehen. Andererseits glaube ich, daß Israel nach den 
Verhandlungen ohnehin nicht alle Gebiete besetzt 
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halten wird. Es geht hier auch um Gebiete, die nie- 
mals durch den Völkerbund zugewiesen wurden. Das 
Westufer wurde niemals Jordanien zugewiesen, und 
ebensowenig wurde ein Teil der Altstadt Jerusalems 
Jordanien zugewiesen. Vielleicht sollte der Grund- 
satz, daß es nicht zulässig ist, durch Gewalt Land 
zu erwerben, für alle Seiten gleichermaßen gelten. 
Auf jeden Fall sind mit dem Westufer für unser 
Volk sehr enge und teure geschichtliche Erinnerun- 
gen verbunden; ich bin jedoch überzeugt, daß wir 
durch Verhandlungen ein Übereinkommen erzielen 
können; es darf sich aber nicht um eine Evakuierung 
handeln, wobei dann anschließend die arabischen 
Armeen zu den gleichen Grenzen zurückkommen, 
an denen wir 1967 angegriffen wurden. 

Was die Bemühungen um Verhandlungen angeht, 
so darf ich ohne Einschränkung sagen, wir haben 
uns keine Gelegenheit entgehen lassen, diejenigen, 
die nach Ägypten oder Syrien reisten oder von 
dort zurückkamen, zu bitten, die Botschaft zu über- 
mitteln, daß wir, wenn Präsident Sadat oder Präsi- 
dent Assad nicht bereit sind, öffentlich mit uns zu 
verhandeln, bereit sind, auf jeder beliebigen Ebene 
zusammenzutreffen, um miteinander zu sprechen. 
Vielleicht werde ich morgen im Ausschuß etwas Be- 
sonderes, zumindestens zu einem derartigen Fall, 
sagen. Leider haben wir niemals eine positive Ant- 
wort erhalten, daß man sich irgendwo irgendwie 
zusammensetzen kann, um zu verhandeln. Wir hof- 
fen aber immer noch auf die Zukunft. 


Dr. Schwencke (SPD): Frau Ministerpräsidentin, 
Sie haben nicht Ihre vorbereitete allgemeinpolitische 
Rede gehalten, sondern im Blick auf die Wiener Er- 
eignisse gesprochen. Ich möchte Ihnen für diese Rede 
meine Hochachtung aussprechen. Ich weiß, wie das 
ist, daß Sie nach dem biblischen Wort verfahren 
— und ich beglückwünsche Sie dazu — , daß dem, 
dessen Herz von Trübsal, Kummer und Zorn voll ist, 
der Mund übergeht. Ich möchte daher angesichts 
Ihrer Gesamtantwort und dessen, was bisher ge- 
sagt wurde, meine Frage, die schon gestellt wurde, 
zurückziehen. 


Frau von Bothmer (SPD): Frau Ministerpräsi- 
dentin, erlauben Sie mir zwei Fragen. 

Mir scheint die Frage, die ein Kollege nach den 
palästinensischen Flüchtlingen gestellt hat, von 
Ihnen nicht ganz präzise beantwortet zu sein. Es 
handelt sich bei den palästinensischen Flüchtlingen 
doch wohl nicht allein um das Sich-nicht-mischen- 
Können mit den Menschen in den arabischen Län- 
dern, in denen sie jetzt leben, sondern es handelt 
sich, wenn wir Ihr Wort, Frau Ministerpräsidentin, 
von heute morgen ernst nehmen, doch darum, daß 
diese Flüchtlinge wie alle Menschen das Recht haben 
wollen, in ihr eigenes Land, in das sie gehören und 
in dem sie leben wollen, zurückzukehren. Das 
scheint mir das Kernproblem zu sein. Wie sieht das 
nun aus Ihrer Sicht aus, wenn ich Sie bei Ihren 
eigenen Worten nehmen darf? 


Die andere Frage ist folgende. Wir alle sind, wie 
Sie hier gehört haben, der Meinung, daß der Luft- 
terror eine Sache ist, die wir gemeinsam bekämpfen 
müssen. Wie aber sollen wir uns dazu stellen, daß 
auch Ihr Land zu einem solchen Akt seine Zuflucht 
genommen hat? Wir müssen das verstehen können, 
um den Konflikt im Nahen Osten, der uns tief be- 
wegt und angeht, besser beurteilen zu können *). 

Dr* Gessner (SPD): Frau Ministerpräsidentin! 
Seit Jahren müssen wir mit Regelmäßigkeit zur 
Kenntnis nehmen, daß sich diejenigen Führer im ara- 
bischen Lager durchgesetzt haben, die Verhandlun- 
gen ablehnen. Nun sprachen Sie in Ihrem Referat 
gegen Schluß von der Hoffnung auf die Zukunft im 
Zusammenhang mit Verhandlungen. Ich möchte Sie 
fragen: Gibt es Ihrer Auffassung nach Anhalts- 
punkte dafür, daß die Hoffnung auf Verhandlungen 
begründet ist? 

Frau Meir: Ich danke Ihnen. Natürlich ist das 
Problem der palästinensischen Flüchtlinge schwer- 
wiegend, da es sich hier um Menschen handelt. Der 
Krieg von 1948 wurde jedoch von den Arabern be- 
gonnen, und zwar unter großer Beteiligung der da- 
mals in Palästina lebenden arabischen Gemeinschaft, 
und zwar auch auf der Seite, von der man annahm, 
daß sie zu Israel gehörte. Die Vereinten Nationen 
beschlossen 1947 die Teilung Palästinas. Das war die 
zweite Teilung. Als das Vereinigte Königreich vom 
Völkerbund das Mandat für Palästina erhielt, er- 
streckte sich Palästina geographisch vom Mittelmeer 
zur Ostgrenze des Irak, der Ostwüste. 

1922 teilte Winston Churchill im Namen der Re- 
gierung des Vereinigten Königreiches Palästina, 
und Palästina — daraufhin Transjordanien ge- 
nannt — blieb bis zum Jahre 1948 westlich des Jor- 
dans, es hatte einen Hohen Kommissar und die glei- 
chen Gesetze zu beiden Seiten. 1947 wurde das 
Westufer des Jordans erneut geteilt. Die Araber 
forderten das ganze Westufer und wir auch. Die 
Vereinten Nationen teilten es in einen jüdischen 
Staat und einen arabischen Staat mit schrecklichen 
Grenzen auf der Landkarte, einem internationalisier- 
ten Jerusalem und einer Wirtschaftsunion zwischen 
den beiden Staaten. 

Wir akzeptierten das. Wir begannen unmittelbar 
darauf, die Grundlagen des jüdischen Staates zu 
legen. Die Araber unternahmen von Anfang an 
alles, um uns zu zerstören. Viele flüchteten. Denen, 
die blieben, geschah nichts. Die, die flüchteten, taten 
das, weil ihnen der Mufti und die arabischen Führer 
und die arabischen Staaten versprochen hatten: 
„Verlaßt Palästina; wir werden es dann bombardie- 
ren, und ihr könnt zurückkommen, wenn alles vor- 
bei ist. 1 ' 

Seitdem haben wir etwa 70 000 wiederaufgenom- 
men und sie mit ihren Familien zusammengeführt. 


*) Die letzte Frage der Abg. Frau von Bothmer wurde 
infolge eines Fehlers bei der Übersetzung ins Englische 
von der israelischen Ministerpräsidentin nicht beant- 
wortet. 
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Sie haben die gleichen Rechte wie mein eigenes 
Volk, wovon ich bereits gesprochen habe, mit einem 
kleinen Unterschied jedoch. Es gibt 18 unabhängige 
arabische Staaten, die 8 °/o der Erdoberfläche bean- 
spruchen. Wir haben ein winziges Fleckchen Erde 
im Nahen Osten. Es gibt keinen weiteren jüdischen 
Staat; es wird niemals einen weiteren jüdischen 
Staat geben. 

Wenn die sogenannten Flüchtlinge — jetzt palä- 
stinensische Soldaten — zurückkommen, was pas- 
siert dann? Arafat benutzt sehr freundliche Worte, 
wenn er sagt: „Wir wollen einen einzigen demo- 
kratischen Staat, in dem Juden, Christen und Mos- 
lems Zusammenleben." Manchmal sagt er jedoch 
auch die Wahrheit, nämlich, daß nur die Juden, die 
vor 1917 nach Palästina kamen, bleiben dürfen. Aber 
wir wollen einmal annehmen, daß Arafat sich sehr 
liberal verhält. Er hat es zwar nie gesagt, aber ich 
will es an seiner Stelle tun: „Es dürfen alle bleiben. 
Wir kommen zurück, und es wird einen jüdischen, 
christlichen und mohammedanischen Staat geben. 
Keine weiteren Juden dürfen aber herein." Dann 
frage ich: „Ist das gerecht, daß wir, die wir 2 000 
Jahre in den Ländern der Welt, in denen wir über- 
haupt geduldet wurden, eine Minderheit waren, 
jetzt wieder in einem sogenannten demokratischen 
Moslemstaat eine Minderheit werden? Wir wären 
dann das einzige Volk in der Welt, bei dem die 
Souveränität nicht als erstes Recht angesehen würde, 
weil andere einen 19. Staat haben wollen. 

Es geht nicht so sehr darum, daß sie diesen Staat 
haben wollen, als vielmehr darum, daß sie uns her- 
aus haben wollen. Sie glauben und sagen, daß die 
Juden kein Recht haben, in diesem Gebiet zu leben. 
Sie weigern sich, die Tatsache anzuerkennen, daß 
wir dort waren. Sie sagen, daß es kein jüdisches 
Volk gibt. Gegen wen dann die Verfolgungen statt- 
gefunden haben, weiß ich nicht. Wir sind nur dann 
ein Volk, wenn es um Anti-Semitismus geht, sonst 
sind wir kein Volk, Ich kann nicht akzeptieren, daß 
das nicht das gleiche ist. 

Wie ich weiß, beschlossen die Vereinten Nationen 
vor einem Jahr, zu versuchen, eine Politik gegen den 
Terror auszuarbeiten. Der damit befaßte Sonderaus- 
schuß nahm statt dessen anschließend — ein Jahr 
reicht dazu sicherlich nicht aus — eine gründliche 
Untersuchung der Ursachen des Terrors vor. Es ist 
noch zu keiner Schlußfolgerung gekommen, und der 
Terror verbreitet sich immer mehr. Ähnlich wurde 
in bezug auf die Flugzeugentführungen allein im 
Falle des libanesischen Flugzeugs rasch etwas be- 
schlossen. Was die anderen Entführungen angeht, 
hat die ICAO keine Entscheidung getroffen. Ich 
glaube, daß die meisten in der UNO versammelten 
Vertreter guten Willens sind, es wurde jedoch noch 
keine Entscheidung gegen den Terror getroffen. 

Ich bin davon überzeugt, daß Dr. Jarring sein 
Bestes getan hat. Er hatte gegen eine Mauer anzu- 
rennen. Bei aller Hochachtung glaube ich jedoch, 
daß ihm Irrtümer unterlaufen sind. Wir akzeptierten 
jedoch Dr. Jarrings Vermittlung und wir werden die 
Vermittlung eines jeden so lange akzeptieren, wie 
wir sehen, daß er sich bemüht, die Parteien zusam- 


menzubringen. Wenn aber ein Vermittler eigene 
Pläne vorlegt, wird er seiner Aufgabe nicht mehr 
gerecht. 

Zu meinem großen Bedauern sind wir den Ara- 
bern wieder und wieder auf dem Schlachtfeld begeg- 
net. Wenn sie wirklich mit uns in Frieden leben 
möchten, was wir möchten, müssen wir in der Lage 
sein, uns an einem Tisch zusammenzusetzen, wo wir 
unsere Friedenspläne unterbreiten. Das kann nie- 
mand für sie und niemand für uns tun. Das müssen 
wir selbst tun, so mühsam und schmerzlich es auch 
sein mag. Beide Seiten, die direkt betroffen sind, 
müssen sich zusammensetzen und die Sache erörtern 
und durchfechten, jedoch nicht auf dem Schlachtfeld, 
sondern am Konferenztisch, und versuchen, eine Lö- 
sung zu finden. Und mit dem Ergebnis haben sie 
dann zu leben. 

Ich komme auf die Frage der Hoffnungen für die 
Zukunft zurück. Ich gehöre zu einem Volk, das heute 
gar nicht mehr vorhanden wäre, wenn es zu irgend- 
einem Zeitpunkt seiner Geschichte die Hoffnung 
aufgegeben hätte. Vielleicht wäre es etwas einfacher 
für die Welt, wenn es uns nicht mehr gäbe, weil wir 
so viele Probleme schaffen. Auf jeden Fall haben wir 
nie die Hoffnung aufgegeben. 

Wäre ich der Auffassung, daß der Frieden wesent- 
lich für Israel sei, daß die arabischen Länder jedoch 
ohne ihn leben könnten, dürfte ich nicht so optimi- 
stisch sein. Ich bin jedoch davon überzeugt, daß das 
arabische Volk in seiner breiten Masse den Frieden 
sogar noch dringender braucht als Israel — und 
Israel braucht ihn wirklich. Ich schäme mich nicht, 
das zu sagen. Die arabischen Staaten scheinen es aus 
irgendeinem Grund für ein Zeichen von Schwäche zu 
halten, wenn man zugibt, daß man Frieden will. Wir 
wollen Frieden. Wir haben wichtigere Dinge zu tun, 
als Wache zu stehen, mehr Waffen zu bekommen 
und mehr Männer auszubilden. Unsere Männer kön- 
nen wichtigere Dinge tun — und das mit Freude — , 
als Kriege zu gewinnen. 

Ich bin davon überzeugt, daß die arabischen Län- 
der den Frieden brauchen. Ägyptens Bevölkerung 
hat seit 1968 um 4 Millionen zugenommen. Kein 
Ägypter wird sagen können, daß das Land keine 
Probleme der Armut, Krankheit oder mangelnder 
Bildung kennt. Ich habe wieder und wieder gesagt, 
daß es für die ägyptische Mutter, die ihren Sohn 
im Krieg verliert, genauso schmerzlich ist wie für 
die jüdische Mutter. Eine Mutter, die ein Kind auf 
die Welt bringt, möchte, daß dieses Kind lebt und 
sich entwickelt; sie will nicht, daß es verhungert 
oder auf dem Schlachtfeld stirbt. Das haben wir ge- 
meinsam. 

Der Unterschied zu Israel ist nur, daß unsere Re- 
gierung mit unserem Volk keine derartigen Pro- 
bleme hat. Der Tag muß kommen, an dem zwischen 
uns und den Arabern Friede herrschen wird. Es ist 
bedauerlich, daß die Zeit vergeht und nichts ge- 
schieht, wo so große Fortschritte gemacht werden 
könnten. 

Seit 1967 sind Hunderte und Tausende von Ara- 
bern aus Kuwait und Ägypten und allen möglichen 
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arabischen Ländern nach Israel gekommen und 
haben nicht nur die besetzten Gebiete gesehen, son- 
dern haben auch arabische Dörfer besucht und ge- 
sehen, wie wir in Jerusalem zusammen mit den Ara- 
bern leben. Ich kenne viele Hauptstädte der Welt 
— Namen will ich jetzt keine nennen — , in denen es 
sehr viel gefährlicher als in Jerusalem ist, nachts 
durch die Straßen zu gehen. In Jerusalem besteht 
keine Gefahr, es geschieht nichts. Vielleicht haben 
diese Araber aus ihrer Erfahrung einiges gelernt. 
Vielleicht haben sie gelernt, daß man zusammen in 
Frieden leben kann und daß nicht jeder Israeli Hör- 
ner hat. 

In bezug auf das, was möglicherweise geschehen 
kann, stimmt das, was über die Bevölkerungsent- 
wicklung und den Reichtum der arabischen Länder 
gesagt wurde. Aber was bedeutet das? Bedeutet das, 
daß wir sagen, wir geben auf? Wir möchten nicht 
noch einmal wiederholen, daß wir nicht aufgeben 
können. Wir möchten leben, und wir hoffen, daß es 
in nächster Zeit keinen Krieg geben wird. 

Sicher ist niemand so dumm, keine Zahlen ins 
Spiel zu bringen. Aber es gibt noch etwas anderes, 
und das hat nichts mit Mystik zu tun. Das ist das 
Ziel, dessen sich ein Pilot bewußt ist, wenn er in die 
Luft geschickt wird. Wird er das, um jemandem et- 
was wegzunehmen, oder um zu verteidigen, was er 
und sein Volk besitzt? Vielleicht ist das einer der 
Hauptgründe dafür, daß unsere Piloten besser als 
andere sind. Eines Tages wird sich jeder Pilot, der 
startet, fragen: „Wozu? Soll ich jemand anderen 
töten oder ein Volk verteidigen und es vor dem Tode 
bewahren?" Diese Motivierung ist überaus wichtig. 
Aber wir verlieren nicht aus den Augen, was ge- 
schehen kann. 

Ich wurde auch zu dem Problem der heiligen 
Stätten in Jerusalem gefragt. Vor 1967 wurde uns 
trotz des Waffenstillstands nicht gestattet, zu unse- 
ren heiligen Stäten im alten Teil der Stadt zu gehen. 
Jetzt kann jeder dahin gehen, wohin er will. Direkt 
nach 1967 sagten wir, daß wir nicht nur bereit, son- 
dern geradezu froh seien, mit den christlichen Sekten 
eine Vereinbarung zu treffen, nach der sie ihre hei- 
ligen Stätten selbst verwalten können. Wir sind nicht 
daran interessiert und wünschen nicht, die heiligen 
Stätten anderer Regierungen zu verwalten. Ich hoffe, 
daß das akzeptiert wird. Wenn Verhandlungen be- 
ginnen, sollte das ein leicht lösbares Problem sein. 

Das gleiche gilt für die heiligen Stätten des Islam. 
Wenn sich jemand melden kann, der die heiligen 
Stätten des Islam verwalten kann, sind wir nur allzu 
bereit, zu ermöglichen, daß sie nur von Moslems 
verwaltet werden. Das ist die heutige Situation. Die 
Juden sind im alten Teil der Stadt Jerusalem weder 
für die Verwaltung der heiligen christlichen noch 
mohammedanischen Stätten verantwortlich. Diese 
Situation sollte jedoch endgültig festgestellt werden, 
und es sollten dahin gehende Vereinbarungen ge- 
troffen werden. Es gäbe kein Problem irgendeiner 
Art wegen der heiligen Stätten oder des freien Zu- 
gangs für jedermann zu irgend einem Platz, zu dem 
er gehen möchte. Diese Situation wird heute und 
wird auch in Zukunft bestehen. 


Dienstag, 2 • Oktober 1973 

T agesordnungspunkt: 

Stand der Ost- West- Verhandlungen und der 
zur Zeit stattfindenden transatlantischen 
Verhandlungen 

(Drucksache 3333) 

Berichterstatter: Abgeordneter Oestergaard 
(Fortsetzung der Aussprache vom Vortage) 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte Herrn Oestergaard 
zu seinem Bericht meine ganz besondere Anerken- 
nung aussprechen. Ich sehe in diesem Bericht wegen 
seiner Nuancen und seiner differenzierten Ausge- 
wogenheit ein Dokument, das einen ganz erheb- 
lichen Beitrag zu der politischen Aufgabe dieser 
Versammlung darstellt; denn die Parlamentarier 
aus unseren Mitgliedstaaten sollen doch einen sicht- 
baren Beitrag zu jenem noch etwas diffus klingenden 
Begriff leisten, den der französische Präsident die 
„Identität Europas" genannt hat, die herzustellen 
erforderlich sei, bevor wir einen weiteren Schritt 
in Richtung auf die Verwirklichung der europäischen 
Union tun könnten. 

Wenn ich die Empfehlungen dieses Berichts 
durchsehe, finde ich, daß die Regierungen unserer 
Mitgliedstaaten, soweit sie in einem unmittelbaren 
Auftrag handeln, hier sehen können, daß wir in 
dieser Versammlung auf parlamentarischer Ebene 
eine tragfähige Grundlage für die in Europa künf- 
tig einzuschlagende Politik gefunden haben, zu der 
wir uns bekennen, die in dieser Form aber von 
unseren Regierungen noch nicht nachvollzogen ist. 

In der Vorlage dieses Berichts und in seiner Dis- 
kussion in diesem Hause liegt eine bedeutsame 
politische Leistung. Man kann sie gar nicht genug 
würdigen. Ich hoffe, daß die Beratende Versamm- 
lung im Geist dieses Berichts weiter fortfährt. Mit 
dieser Hoffnung verknüpft sich die Erwartung, daß 
auch unser Ministerrat in den Stand versetzt wird, 
einen adäquaten Beitrag zu liefern, in dem ja die 
Wortführer der Neun mit ihrem Verhandlungsauf- 
trag, der in diesem Bericht ebenfalls angesprochen 
ist, ihrerseits handeln können. 

Dies ist für mich also eine ganz wichtige Entwick- 
lung. Ich hoffe, daß wir eine Antwort des Minister- 
rats bekommen, die es uns ermöglicht, unseren Auf- 
trag weiter in dieser Richtung zu erfüllen und bei 
der zukünftigen Ausgestaltung Europas ein Mit- 
spracherecht wahrzunehmen. Darauf kommt es ja 
an, daß unsere Stimme bei den Regierungen auch 
gehört wird. 

Hierbei begrüße ich ganz besonders, daß auch in 
all den die Sicherheit unseres Kontinents betreffen- 
den Fragen Einvernehmen erzielt worden ist. Es 
ist ja an sich nichts Normales, daß wir uns in dieser 
Versammlung so eingehend mit den Aspekten der 
Sicherheitsprobleme befassen. Ich begrüße die Ein- 
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mütigkeit aller Mitglieder dieser Versammlung und 
der Parlamente, die sie vertreten, daß der ameri- 
kanische Sicherheitsbeitrag in Europa fortgesetzt 
werden muß, und deren — wenn ich die Schlußfolge- 
rung daraus ziehe — • offensichtlich auch vorhandene 
Einmütigkeit, daß ein Fortschritt überhaupt nur er- 
zielt werden kann, wenn die Vereinigten Staaten 
von Amerika im weitesten Kontext, also nicht nur 
in militärischer Hinsicht, in diese atlantische Ge- 
meinschaft einbegriffen werden. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang sagen: 
Ich glaube, es wäre eine große Illusion — wird 
gelegentlich in Brüssel genährt — , anzunehmen, 
daß wir, wenn wir auf diesem Weg einen posi- 
tiven Schritt in die Zukunft machen wollen, darauf 
verzichten könnten, unseren amerikanischen Alli- 
ierten auch in den Bereichen ein Mitspracherecht 
einzuräumen, die in Brüssel den wichtigsten Inhalt 
ausmachen. Schon die Schwierigkeiten, die jetzt in 
Nairobi und auf der GATT-Konferenz in Tokio 
zutage getreten sind, untermauern, glaube ich, das 
Gefühl, daß es notwendig ist, den Amerikanern 
dieses Mitspracherecht einzuräumen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang folgendes 
sagen. Auf unserem Kontinent wird sehr häufig 
vergessen, daß es die Bürger drüben von Jahr zu 
Jahr für weniger selbstverständlich halten, daß sie 
in dieser umfassenden Weise ein militärisches 
„commitment" in Europa eingehen müssen — prak- 
tisch 30 Jahre nach dem Ende des letzten großen 
Krieges — , und daß ihnen deswegen auch in ande- 
ren politischen Bereichen sichtbar gemacht werden 
muß, warum das auch künftig notwendig ist. Man 
kann das nicht einfach mit der Floskel abtun, die 
häufig gebraucht wird: die Amerikaner müßten 
erkennen, daß sie bei der Verteidigung Europas 
auch sich selbst verteidigten. 

Nach dieser Bemerkung möchte ich noch einen 
Punkt, der in der Resolution eine Rolle spielt, an- 
sprechen. Das hat gestern dankenswerter Weise 
schon mein Kollege Critchley getan. 

Ich glaube, der vielfach verbreitete Optimismus 
hinsichtlich dessen, was bei den Verhandlungen auf 
der KSZE in Genf erreicht werden kann — zumin- 
dest, sagen wir einmal, in den nächsten Runden — , 
ist ein bißchen illusionär. Ich gehöre zu jenen, die 
mit allem Nachdruck dafür eintreten, daß jene Stim- 
men gehört werden, die beispielsweise in der So- 
wjetunion zum Schweigen gebracht werden sollen. 
Aber ich gebe mich nicht einen Augenblick der 
Illusion hin, daß etwa die nachdrückliche Forderung, 
daß Zustände hergestellt werden sollen, die prak- 
tisch weitgehende politische Änderungen innerhalb 
der Systeme unserer östlichen Nachbarn bedingen, 
die allgemeine Entspannung zunächst einmal fördern 
wird. Einer solchen Illusion kann ich mich nicht hin- 
geben. Denn wenn wir die Erwartung haben, daß 
uns vertraglich zugesichert wird, daß eine intellek- 
tuelle Opposition innerhalb der kommunistischen 
Staaten praktisch alle Freiheiten genießen soll, die 
in unseren demokratischen Systemen selbstver- 
ständlich sind, würden wir dort ja auf die Eröffnung 
einer Oppositionsfront dringen, die sofort ganz an- 
dere Folgen nach sich zöge, als ein Klima der Ent- 


spannung in Europa zwischen Ost und West herbei- 
zuführen. 

Ich denke, daß wir in diesem Punkt unsere Er- 
wartungen deswegen nicht allzu hoch schrauben 
und bei den Verhandlungen behutsam vorangehen 
sollten. Wir sollten uns darauf vorbereiten, daß 
solche Zugeständnisse auf der anderen Seite, wenn 
sie wirksam sein sollen, überhaupt nur in homöo- 
pathischen Dosen gemacht werden können und daß 
wir sehr lange mit jedem anderen Teil Europas 
über die Erweiterung des Freiheits- und Kommuni- 
kationsbereichs werden diskutieren müssen, ehe 
wir zu deren vertraglicher Absicherung kommen. 


Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Auch ich 
danke unserem Kollegen Oestergaard für seinen 
bemerkenswerten und differenzierten Bericht. Bei 
allem Optimismus, der aus diesem Bericht heraus- 
klingt, erscheint er mir weniger euphorisch als frü- 
here Berichte, die der Beratenden Versammlung des 
Europarats vorgelegt worden sind. 

Euphorie und Gefühle scheinen mir auch nicht der 
Weg zu sein, um zu einer dauerhaften Entspannung 
in der Welt zu kommen. Vielmehr meine ich, daß 
das nur durch große Geduld, Nüchternheit und Stand- 
haftigkeit möglich ist. Bei der Entspannungspolitik 
scheint es mir von großer Bedeutung zu sein, daß 
die abgeschlossenen Vereinbarungen und Verträge 
eindeutig sind und von der anderen Seite nicht an- 
ders ausgelegt werden. Gute Verträge sind gute 
Freunde, und unklare Verträge sind schlechte 
Freunde. 

Im Bericht des Kollegen Oestergaard wird der 
deutschen Ostpolitik ein bemerkenswerter Raum 
gewidmet. Doch gerade jetzt in diesem Augenblick, 
merken wir, daß unklare Verträge schlechte Freunde 
sind. Da die Tschechoslowakei, Ungarn und Bulga- 
rien die volle Einbeziehung West-Berlins in die Ab- 
kommen mit der Bundesrepublik Deutschland ab- 
lehnen, konnten die Verhandlungen mit diesen Staa- 
ten bisher nicht abgeschlossen werden und kamen 
zum Stillstand. Und da der Vorsitzende der sozial- 
demokratischen Bundestagsfraktion, Herr Wehner, 
bei seinem Moskau-Besuch mit der Äußerung, die 
deutsche Bundesregierung habe ihre Forderungen 
hinsichtlich West-Berlins überzogen, seiner eigenen 
Regierung augenscheinlich in den Rücken fiel, findet 
im Augenblick in der Bundesrepublik Deutschland 
über das Berlin-Poblem eine heftige Diskussion statt. 
Es besteht der Eindruck, als haben die drei west- 
lichen Alliierten im Berlin-Abkommen Formulierun- 
gen gewählt, die nicht bis zum letzten geklärt sind. 
Hier zeigt sich eben, daß es nicht reicht zu sagen: 
wir wollen Entspannung, sondern man muß mit Ge- 
duld alles sorgfältig aushandeln. Geschieht das 
nicht, dann kommt nicht Entspannung, sondern es 
entstehen neue Spannungen. 

Ähnliche Sorgen bereitet der auch im Bericht er- 
wähnte Grundvertrag der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit der DDR. Die rechtsverbindliche Auslegung 
durch das deutsche Bundesverfassungsgericht hat 
heftige Reaktionen der Sowjetunion und der Deut- 
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sehen Demokratischen Republik zur Folge gehabt. 
Die Forderung der Deutschen ist ja nicht in allerer- 
ster Linie eine nationale Forderung, sondern sie ist 
eine moralische Forderung. 

Es geht bei der Offenhaltung der Möglichkeit 
einer Wiedervereinigung letztlich darum, daß die 
Menschen in der DDR die vollen Menschenrechte er- 
halten, die ihnen heute verweigert werden. Es geht 
letztlich um eine offensive Verteidigungsposition 
gegen die nach wie vor aggressive Ideologie des 
Kommunismus, die ja von den Führern der kom- 
munistischen Partei in der Sowjetunion auch aus- 
drücklich aus dem Entspannungsprozeß ausgenom- 
men wurde. Koexistenz und Entspannung gelten 
nicht für die ideologische Auseinandersetzung. Das 
bringt Probleme. 

Das Urteil des deutschen Bundesverfassungsge- 
richts hat einiges klargestellt, was vielleicht auch 
einige unserer Freunde sogar nicht so gerne sehen. 
Es hat klargestellt, daß die DDR für die Bundes- 
republik Deutschland kein Ausland ist. Das Gericht 
hat klargestellt, daß alle Verfassungsorgane der 
Bundesrepublik Deutschland auf die Wiedervereini- 
gung Deutschlands hinwirken müssen als eine ihnen 
verfassungsrechtlich auferlegte Pflicht; und zwar so- 
wohl im Innern wie nach außen. Es hat weiter fest- 
gelegt, daß die Bürger der DDR Deutsche im Sinne 
des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
sind. Es hat weiter festgestellt, daß Berlin in jede 
Vereinbarung mit der DDR kraft Verfassungsrechts 
einbezogen werden muß, soweit alliierte Vorbehalte 
dem nicht entgegenstehen. Es hat schließlich auch 
eindeutig festgelegt, daß die Praxis an der Grenze 
zwischen der Bundesrepublik und der DDR, daß die 
Praxis an der Mauer und der Schießbefehl der DDR- 
Organe mit dem Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland nicht vereinbar sind; was impliziert, daß 
alles unternommen werden muß, ihn zu beseitigen. 

Das alles macht die Problematik deutlich: Gute 
Verträge sind gute Freunde. Man braucht Zeit und 
Geduld und darf nicht unter Hast und Hektik ver- 
handeln. Das gilt auch für den weiteren Entspan- 
nungsprozeß in Europa, den wir alle wünschen. Aber 
wir wünschen, daß er wirklich dauerhaft und erfolg- 
reich ist und nicht nur Scheinentspannung bringt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Ihre Auf- 
merksamkeit auf ein Problem lenken, das für das 
freie Europa im Zusammenhang mit den MBFR-Ver- 
handlungen entstehen kann und das für die Schaf- 
fung eines freien Europas von schicksalhafter Bedeu- 
tung sein kann. Ich meine die zweite ins Auge ge- 
faßte Verhandlungsphase, bei der es um die Redu- 
zierung einheimischer Truppen im zentral- 
europäischen Raum geht, wo man auf westlicher 
Seite an die Bundesrepublik Deutschland, an die Nie- 
derlande und an Belgien denkt und auf östlicher 
Seite an die DDR, an Polen und die Tschechoslo- 
wakei. 

Solche Pläne sind nicht neu, auch was Äußerungen 
in der Bundesrepublik betrifft. Der jetzige Bundes- 
minister Bahr hat in einem Interview gegenüber 
dem amerikanischen Journalisten Hahn im Jahre 
1969 ähnliche Gedanken geäußert. 


Nach meiner Auffassung besteht hier eine schwere 
Gefahr für die westeuropäische Integration. Wenn 
die Bundesrepublik Deutschland in eine zentraleuro- 
päische Sicherheitszone eingebunden wird mit Trup- 
penreduzierungen, mit Kontrollrechten der Sowjet- 
union, dann wird eine neue Grenze zwischen der 
Bundesrepublik und ihren westeuropäischen Part- 
nern errichtet werden. Es wird eine Grenze errichtet 
werden zwischen uns einerseits und Frankreich und 
Großbritannien andererseits, mit denen wir doch die 
westeuropäische Union verwirklichen wollen und 
müssen. 

Ich meine, es wäre mit einer solchen Zone in Zen- 
traleuropa eine nicht wiedergutzumachende Behinde- 
rung der westeuropäischen Einigung verbunden. Wir 
wissen, daß für die Erhaltung des Friedens die Schaf- 
fung eines handlungsfähigen freien Europas von aus- 
schlaggebender Bedeutung ist. Gerade im Hinblick 
auf diese Möglichkeit ist die politische Einigung 
Europas vordringlich, vor allen anderen außenpoliti- 
schen Zielen. 

Ich kann mich daher der früheren Auffassung un- 
seres Bundeskanzlers, die er vor etwa zwei Jahren 
geäußert hat, daß das erst die Aufgabe der nächsten 
Generation sei, nicht anschließen. Es ist unerläßlich 
— das geht ja aus dem Bericht klar hervor — , die 
Politik der einzelnen Staaten des freien Europas zu 
koordinieren, damit dieses Europa sobald als mög- 
lich handlungsfähig wird. Von ihm wird unser und 
unserer Kinder Schicksal in einer nach wie vor un- 
ruhigen Welt abhängen. Aber das freie Europa muß 
seinen Teil dazu beitragen, um das Machtgleichge- 
wicht zu erhalten. Die einzelnen europäischen Staa- 
ten werden es für sich allein nicht können. Wir kön- 
nen es nur gemeinsam. 

Dr. Gessner (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gewiß gehört es zu den wich- 
tigsten Tugenden der Politik, Geduld zu üben. Ich 
bin auch der Meinung, daß Geduldlosigkeit sicherlich 
zu schlechten Ergebnissen führen würde. Ich bin 
aber auch der Auffassung, daß man die Finger von 
der Politik lassen sollte, wenn man glaubt, daß es 
möglich sei, Verträge so zu konzipieren, daß jede 
Auslegungsmöglichkeit sich hinterher sozusagen von 
allein verbietet. Das wäre so, als wenn jemand for- 
derte, die Gesetze, die wir im Parlament machen, 
müßten so sein, daß hinterher keine Möglichkeit zur 
Auslegung mehr bestehe. Sie wissen aber, wie viele 
Gerichte sich mit staatlichen Akten zu befassen ha- 
ben, die auf der Grundlage von Gesetzen zustande 
gekommen sind. Wenn es so einfach wäre, alles so 
zu konzipieren, daß es hinterher keinerlei Ausle- 
gungsmöglichkeit gibt, dann brauchten wir beispiels- 
weise in der Bundesrepublik keine Verwaltungsge- 
richte mehr. 

Der Abschluß von Verträgen bedeutet also nicht, 
daß es hinterher zwischen denen, die die Verträge 
geschlossen haben, immer einhellige Auffassungen 
über die Interpretation zu geben hätte. Vielmehr 
liegt es in der Natur der Sprache und sicherlich auch 
in der Natur politischer Absichten, daß Verträge 
unterschiedlich interpretiert werden. 
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Natürlich ist es ein großer Unterschied, ob man 
einen Vertrag mit einem Freund abschließt — etwa 
wenn wir Verträge mit den Vereinigten Staaten oder 
einem anderen unserer Verbündeten schließen — 
oder ob wir einen Vertrag mit einem Staat schließen, 
der politisch und militärisch in einem völlig anderen 
Lager steht. Dies bringt zusätzlich Probleme mit sich. 

Wir, die wir in der Bundesrepublik Deutschland 
hinter der Ost- und Deutschlandpolitik der Regie- 
rung gestanden haben und stehen, hatten nie die 
Illusion, daß nach dem Abschluß von Verträgen das 
Verhältnis zwischen uns und den östlichen Vertrags- 
partnern konfliktfrei sein würde. 

Gewiß, wir haben zur Zeit ein Problem. Es geht 
um den Konsularschutz juristischer Personen mit Sitz 
in West-Berlin. Ich möchte das Problem nicht ver- 
kleinern, aber der Versammlung doch zur Kenntnis 
geben, daß es sich nach unseren Recherchen dabei 
um ungefähr 2 % der Fälle handeln wird, die über- 
haupt in Betracht kommen werden. Wir haben nach 
wie vor die Hoffnung — und ich meine, daß sie be- 
gründet ist — , daß wir dieses Problem aus der Welt 
schaffen werden. 

In der Zwischenzeit hat sich herausgestellt — und 
hier muß ich auf das Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts eingehen — , daß die Verträge, die wir in 
der Bundesrepublik Deutschland geschlossen haben, 
mit der Verfassung in Übereinstimmung stehen. Dies 
ist in der Bundesrepublik lange Zeit umstritten ge- 
wesen. Wir sind sehr froh und glücklich darüber, 
daß das Bundesverfassungsgericht die Meinung der 
Bundesregierung teilt, daß diese Verträge nicht im 
Widerspruch zur Verfassung stehen. Ich glaube, wir 
sind hier, auch was die politische Ausgestaltung der 
Verträge anlangt, ein großes Stück vorangekommen, 
weil gewisse Zweifel beseitigt worden sind. 

Ich kann aus Erfahrung heraus nur sagen, daß die 
praktischen Maßnahmen, soweit sie zwischen der 
Bundesregierung und der DDR vereinbart worden 
sind und soweit sie Ausfluß des Berlin-Abkommens 
sind, sich daraus bewähren. Wir haben Besucher- 
rekorde in Ost-Berlin, wir haben Rekorde auf den 
Wegen von der Bundesrepublik nach West-Berlin 
und zurück. Wir haben keine Berlin-Krise mehr er- 
lebt, wie wir sie in den vergangenen Jahren mit 
einer gewissen Regelmäßigkeit erleben mußten. Ich 
meine, diese Punkte gilt es zu würdigen, weil sich 
darin zeigt, daß Abkommen mit Staaten, die ein an- 
deres Gesellschaftssystem haben wie wir, für die 
Menschen durchaus von Vorteil sein können. 

Ich weiß natürlich auch, daß es notwendig wäre, 
die Mauer in Berlin zu beseitigen. Aber ich kann nur 
sagen: in der Zeit, in der in der Bundesrepublik eine 
andere Ost- und Deutschlandpolitik gemacht wurde, 
war es auch nicht möglich, jenes Ungetüm zu beseiti- 
gen. Wir haben die begründete Hoffnung, daß ein 
Zustand der Normalisierung zwischen der Bundes- 
republik einerseits und der DDR andererseits er- 
reicht werden kann, in dem der Gebrauch des Schieß- 
befehls allmählich einschlafen und eines Tages über- 
haupt nicht mehr angewandt werden wird. 

Gewiß kann man sagen, dies seien Hoffnungen. 
Aber, meine Damen und Herren, ohne Hoffnung 


kann man keine Politik machen. Wir haben gestern 
hier die großartige Rede der Frau Ministerpräsiden- 
tin Meir gehört. Ich hatte sie dabei nach der Recht- 
fertigung auf Hoffnung nach Verhandlungen gefragt, 
und sie hat darauf geantwortet: Hoffnung gehört zu 
unserer Lebensauffassung, Hoffnung ist Bestandteil 
unserer Politik. 

Ich gebe zu, daß es eine großartige Sache wäre, 
wenn wir erreichen könnten, daß in den osteuro- 
päischen Staaten das Selbstbestimmungsrecht seinen 
Einzug hält. Aber ich weiß auch — ich habe mich 
neulich schon in der Versammlung zu dieser Frage 
geäußert — , daß der Versuch, den Prozeß der Nor- 
malisierung abhängig zu machen von gesellschafts- 
politischen Zugeständnissen der anderen Seite, schei- 
tern müßte. Ich meine, es ist besser, man greift nach 
dem, was möglich ist, als daß man auf eine Situation 
wartet, die meiner Auffassung nach nicht eintreten 
wird. Denn die Sowjetregierung und die anderen 
kommunistischen Regierungen werden nicht bereit 
sein, als Preis für die Annäherung an andere Staaten 
die ideologische Überwindung des eigenen Systems 
zu bezahlen. Das ist es eben, was man ins Kalkül 
ziehen muß, wenn man diese Politik mit osteuro- 
päischen Staaten macht. 

Gewiß, die Koexistenz bedeutet keine ideologi- 
sche Koexistenz. Aber ich möchte doch meinen, wir 
sollten uns hüten, aus einem gesellschaftspolitischen 
Minderwertigkeitskomplex heraus jeden Versuch 
der staatlichen Annäherung zu unterbinden. Ich 
glaube, daß die westlichen Gesellschaften stark ge- 
nug sind, daß sie viel mehr für den Menschen aufzu- 
weisen haben, als die osteuropäischen Staaten zu 
bieten in der Lage sind. Wir brauchen den Vergleich 
zwischen den beiden Systemen nicht zu scheuen. De- 
mokratie lebt aus ihren Werten heraus, sie lebt nicht 
von der Herabsetzung des ideologischen Gegners. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß die Entspan- 
nungspolitik zwischen den Großmächten — Sowjet- 
union einerseit, Vereinigte Staaten andererseits — 
auch dann weitergehen würde, wenn wir versuchten, 
diese Entspannungspolitik zu torpedieren. Wir ste- 
hen nicht vor der Wahl, ob wir Entspannungspolitik 
machen wollen oder ob wir Entspannungspolitik 
weltweit verhindern können, sondern wir stehen 
meiner Überzeugung nach vor der Wahl, ob man sich 
außenpolitisch isoliert oder nicht. Das ist der Kern- 
punkt, auf den es ankommt. Wir sind der Meinung, 
daß es eigentlich zur Verpflichtung eines jeden Staa- 
tes gehören sollte, den ihm gemäßen eigenen Beitrag 
zur Entspannung zu leisten, soweit das in seinen 
Kräften steht. 

Im übrigen gehen wir nicht von der Auffassung 
ab, daß diese Entspannungspolitik sicherheitspoli- 
tisch abgestützt werden muß. Ich will hier ganz deut- 
lich sagen, um jeden Zweifel auszuscheiden: ohne 
die Mitgliedschaft in der NATO und ohne deren 
Unterstützung wäre unsere Ost- und Deutschland- 
politik nicht möglich gewesen. Daran wird sich auch 
in den nächsten Jahren nichts ändern, es kann sich 
gar nichts daran ändern. 

Schließlich möchte ich noch einen anderen Aspekt 
in die Debatte werfen, der im Zusammenhang mit 
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Europa steht. Wir wollen das vereinigte Europa. Das 
wollen andere aber auch. Aber ich verstehe, daß 
andere Staaten ein großes Interesse daran haben, 
daß dieses Europa möglichst frei von Risiken ist. 
Deswegen ist es ein guter Beitrag der Bundesrepu- 
blik Deutschland gewesen, daß wir versucht haben, 
Risiken, soweit sie zwischen der DDR und uns, 
soweit sie in bezug auf West-Berlin bestehen, abzu- 
bauen, und zumindest zu einem erheblichen Teil 
auch abgebaut haben, so daß die Staaten, die sich 
in diesem vereinigten Europa zusammenschließen 
wollen, weniger Risiken vorfinden, als wenn wir auf 
diese Politik der Entspannung verzichtet hätten. 

Ich glaube, es kommt darauf an, nicht nur von 
Entspannung zu reden, sondern etwas für die Ent- 
spannung zu tun. Daran wird man letztlich gemessen. 

Richter (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Ich glaube, ich bin der 
letzte Sprecher in der Liste, und ich möchte als 
letzter Sprecher Herrn Knud Oestergaard meine 
Glückwünsche zu seinem Bericht aussprechen. Wenn 
ich dieses Kompliment zu werten hätte, würde ich 
es in die Glückwünsche einordnen, die heute morgen 
Herr Kahn-Ackermann oder Olivier Reverdin aus- 
gesprochen haben. Ich würde diese Glückwünsche 
aber etwas anders auffassen, als es heute morgen 
unser Kollege Lemmrich getan hat, der Sie zwar 
auch zu Ihrem Bericht beglückwünschte und Ihnen 
ein weniger euphorisches Verhalten zugestand, sich 
aber nachher mit seinen Ausführungen völlig in 
Gegensatz zu Ihrem Bericht setzte. Was er ausführte, 
hat mit Ihrem Bericht nichts mehr zu tun und trifft 
den Inhalt dieses Berichts nicht mehr. Dann sollte 
man die offene Feldschlacht suchen und sollte sagen: 
Hier, Herr Berichterstatter, bin ich nicht Ihrer Mei- 
nung. 

Sie haben mit Ihrem Bericht ausführlich die Ost- 
politik der Bundesrepublik Deutschland gewürdigt. 
Sie haben auf die leidenschaftlichen Kontroversen 
hingewiesen und auch auf die Tatsache, daß noch 
konkrete Abschnitte in der Anwendung der getrof- 
fenen Vereinbarungen kommen müßten. In dieser 
Phase wird versucht — das erleben wir andau- 
ernd — , da und dort die weitere politische Entwick- 
lung zu stören. Tauchen Schwierigkeiten auf wie 
kürzlich bei den Verhandlungen mit Prag, wird von 
einer Veränderung der politischen Großwetterlage 
gesprochen. 

Wenn ich von Störungen rede, so würde ich, Herr 
Kollege Lemmrich — das tut mir leid — , auch Ihre 
heutige Rede nur in den Bereich der Störungen ein- 
ordnen können. Die Beispiele, die Sie angezogen 
haben, sind so unbefriedigend und. so wenig glaub- 
haft! 

Vielleicht kann ich das an dem Vorwurf des Neu- 
tralismus im Zusammenhang mit der Bahr-Studie 
belegen. Herr Bahr hat vor Jahren im Aufträge 
seiner Regierung Denkmodelle entwickelt, wie eine 
deutsche Politik weiterlaufen könnte. In jeder Re- 
gierung der Welt ist es üblich, daß ein Regierungs- 
chef von seinen Ministerialbeamten alternative Vor- 
schläge entwickeln läßt, wie die Politik weiterent- 


wickelt werden könnte. Wenn ein solches Papier 
durch eine gezielte Indiskretion eines untreuen Be- 
amten in die Öffentlichkeit gerät, und wenn Sie dann 
nur Teile aus dieser Studie als Vorwurf in die Dis- 
kussion einführen, um zwischen unseren Freunden 
hier in der Versammlung und uns einen Keil zu 
treiben, schaden Sie den deutschen Interessen. 

(Zuruf des Abg. Lemmrich.) 

Ich fand das nicht sehr gut. 

Die Wirklichkeit sieht völlig anders aus. In diesen 
Tagen sind auch für die deutsche Öffentlichkeit 
nahezu unerwartet z. B. zwei neue Vereinbarungen 
zwischen Bonn und Ost-Berlin getroffen worden. Die 
jeweiligen Beauftragten in der gemeinsamen Grenz- 
kommission haben sich über die Schadensbekämp- 
fung im Grenzbereich und über die Instandhaltung 
der Grenzgewässer geeinigt. Ich darf das als Beispiel 
anführen. Damit liegen genau drei Monate nach dem 
Inkrafttreten des Grundvertrages zwischen der Bun- 
desrepublik und der DDR die ersten Zusatzabkom- 
men vor. Auch das sollte man doch sehen. 

Die eine neue Vereinbarung regelt die Bekämp- 
fung von Schadensfällen und verhindert die Ausbrei- 
tung von Schäden. In diesem Katalog der Schäden 
werden u. a. angeführt: Brände, wenn die Gefahr des 
Übergreifens auf das Hoheitsgebiet des anderen 
Staates besteht, Hochwasser- und Eisgefahren in 
Grenzgewässern, Sturm- und Bergschäden im un- 
mittelbaren Verlauf der Grenze, seuchenhafte Er- 
krankungen bei Menschen und Tieren im Grenzge- 
biet einschließlich der Wildseuchen, Auftreten von 
Wald- oder Feldschädlingen, Ölschäden und Verun- 
reinigungen der Luft, wenn Gefahr für Menschen, 
Tiere und Pflanzen auf dem Gebiet des anderen 
Staates besteht. 

Die zweite neue Vereinbarung befaßt sich mit der 
Instandhaltung und dem Ausbau der Grenzgewässer. 

Diese Verbesserungen — das wird niemand ernst- 
haft anders sehen — sollten unter Nachbarn Selbst- 
verständlichkeiten sein. Hier handelt es sich aber um 
Selbstverständlichkeiten, die die Bewohner der 
Grenzkreise seit zwei Jahrzehnten vermissen muß- 
ten und die ihnen trotz ständiger Proteste bisher 
eiskalt vorenthalten wurden. Wie oft standen Feuer- 
wehr und Rotes Kreuz hilflos an der Demarkations- 
linie und erhielten bei Hilfsangeboten noch nicht 
einmal eine Antwort von den DDR-Grenzsoldaten! 

Die deutsche Teilung einschließlich der von ihr 
ausgelösten Grausamkeiten abzubauen wird ein 
mühevolles Geschäft bleiben. Hier teile ich die Auf- 
fassung, die mein Kollege Gessner vorgetragen hat. 
Wir alle waren uns einig, daß die Ostpolitik einen 
langen Atem braucht. Die Wunschliste der Bundes- 
republik Deutschland ist noch lang. So ist die DDR 
vor allem aufgerufen, auch an der Grenze um West- 
Berlin Vernunft walten zu lassen. Vereinbarungen, 
wie sie zwischen Lübeck und Hof möglich waren, 
sollten auch den Bürgern in beiden Teilen Berlins 
bald zugute kommen. Ich hoffe, wenn wir zäh wei- 
terringen und den einen oder anderen Schritt auch 
aus diesem Hause mit unterstützen, werden wir auf 
die Dauer Erfolg haben. 
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Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Präsident, es wird 
höchstwahrscheinlich das vorletzte Mal sein, daß ich 
in dieser Beratenden Versammlung das Wort er- 
greife. 

Zumindest als Vorsitzender der Kommission 
möchte ich an dieser Stelle in aller Kürze drei Ge- 
danken äußern dürfen, um, wenn Sie gestatten, 
gleich im Anschluß daran als Vorsitzender der Kom- 
mission zu den Änderungsanträgen zu sprechen und 
dem Plenum über die Sitzung und die Beschlüsse der 
Politischen Kommission von gestern abend zu be- 
richten, damit wir dann zur Abstimmung kommen 
können. 

Herr Präsident, in der gestrigen Debatte hat mein 
Kollege Dankert einen grundsätzlichen Punkt aufge- 
griffen, der nichts mit der Türkei oder Südafrika 
oder anderen Ländern zu tun hat, obwohl wir ihn in 
unseren Debatten oft als etwas Grundsätzliches be- 
handelt haben. Er hat nach dem Selbstverständnis 
unserer Beratenden Versammlung und danach ge- 
fragt, ob wir die großen Prinzipien, die wir hier ver- 
künden, zu Hause im Rahmen unserer Aufgaben als 
nationale Parlamentarier eigentlich auch praktizie- 
ren, ob wir mit dem, was wir hier reden, wirklich 
ernst genommen werden. Ich kann Herrn Dankert 
die Antwort geben: Unsere Regierungen nehmen 
uns nicht sehr ernst. Das stellt sich bei der Diskus- 
sion, die wir, Herr Präsident, in diesen Tagen und 
Wochen und Monaten mit dem Ministerrat und 
seiner Sonderkommission über die Zukunft des 
Europarats führen, leider mit aller Deutlichkeit her- 
aus. 

Unsere politische Debatte, die sich an einen aus- 
gezeichneten, sehr in die uns angehenden und inter- 
essierenden einzelnen Fragen hineingehenden Be- 
richt und den Entschließungsentwurf unseres Bericht- 
erstatters Oestergaard anschließt, zeigt, Herr Prä- 
sident, daß Herr Dankert mit seiner Feststellung, die 
er ja nicht allein gemacht hat — aber er hat sie 
ausgesprochen — , genau ins Schwarze getroffen hat. 
Ich bedaure, trotz aller Stellungnahmen in den Re- 
den der verschiedenen Kollegen feststellen zu müs- 
sen, daß hier jeder nach seiner Interessenlage und 
seinem Interessenfeld zu der politischen Debatte bei- 
trägt, die letzten Endes nirgendwo — ich sage: nir- 
gendwo — in unseren Mitgliedsländern einen Nie- 
derschlag finden wird. Dabei sind wir das Forum, in 
dem mehr als die Neun der EG, nämlich das größere 
Europa, versammelt sind. Wir sind das Forum, das 
zur Frage der Ost-West-Beziehungen, worüber jetzt 
in Genf die zweite Konferenzphase stattfindet, sehr 
viel zu sagen hat und unsere Regierungen und un- 
sere nationalen Parlamente hinter eine gemeinsame 
Entschließung bringen kann. 

Hinsichtlich der anderen Fragen, nämlich unseres 
transatlantischen, unseres west-west-politischen 
Bündnisses, sind hier auch Dinge vorgetragen wor- 
den, von denen ich nur hoffen kann, daß sie ein biß- 
chen stärker und im Hinblick auf die Prioritäten und 
die grundsätzlichen Fragen von unseren nationalen 
Parlamenten mit größerer Präzision aufgenommen 
werden. 


Ich will damit auch zum Ausdruck bringen, Herr 
Präsident, daß es wenig sinnvoll ist, angesichts einer 
solchen Debatte und eines solchen Berichts die Fra- 
gen der Diskriminierung am anderen Ende des Glo- 
bus — Rassenfragen usw. — aufzuwerfen. Ich finde, 
wir haben genügend zu tun, um unser eigenes, unser 
europäisches Haus zu bestellen, und brauchen in 
dieser Stunde nicht dauernd vor der Tür anderer, 
weit entfernter Nationen zu kehren. Wir haben 
unsere Meinungen oft geäußert und werden sie auch 
oft wieder äußern. Aber die Dringlichkeit liegt für 
uns woanders. 

In diesem Zusammenhang kann ich hier nur dan- 
kend würdigen und herausheben, daß Herr Kollege 
Reverdin im Zusammenhang mit den ganzen Ost- 
West-Beziehungen noch einmal den wesentlichen 
politischen Punkt unserer westeuropäischen An- 
strengungen bei der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit so stark unterstrichen hat. Das ist 
in der Tat das Problem, bei dem es gilt, nicht nur 
Geduld zu haben, sondern auch in der Forderung 
hart zu bleiben, selbst auf die Gefahr hin, daß dann 
eine dritte Phase der Europäischen Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit auf längere Sicht 
nicht stattfinden wird. Ich bin aber der Auffassung, 
die Sowjetunion wird in dieser Frage nachgeben, 
wenn sie weiß, wenn sie merkt, daß alle europä- 
ischen Nationen — gleichgültig, ob sie in der Atlan- 
tischen Allianz Verbündete oder Mitglieder der EG 
sind oder im Europarat sitzen; also alle Europäer, 
sowohl die Neutralen wie die anderen — in diesem 
Punkt von ihren Prinzipien nicht abgehen und sagen, 
daß Entspannung, Sicherheit und eine friedliche Ent- 
wicklung nur möglich ist, wenn dieser Hauptpunkt 
erfüllt ist. 

Wir wissen, daß wir mit dem im Osten praktizierten 
System leben müssen. Es liegt ja in der Ostpolitik, 
die nun einmal von allen europäischen Nationen als 
richtig empfunden und gestützt worden ist, daß wir 
uns darüber im klaren sein müssen: Hier gibt es 
eine klare Gegenbewegung der Regierungen des 
kommunistischen Systems, weil sie es nicht zulassen 
können, daß für sie Gefahr im Verzüge ist. Aber das 
wissend dürfen wir nicht auf unsere Prinzipien ver- 
zichten. Deswegen bin ich sehr dankbar, daß Herr 
Reverdin das noch einmal mit großer Deutlichkeit 
herausgestellt hat. 

Herr Präsident, ich habe der sehr interessanten 
Diskussion sonst nichts hinzuzufügen, außer daß ich 
mich dafür bedanke. Ich möchte mich auch noch ein- 
mal für die von dem Berichterstatter soeben gege- 
benen Antworten und für die zusammenfassende 
Stellungnahme zur Diskussion bedanken. 

Mit einem Blick auf die Uhr — wenn Sie gestat- 
ten, Herr Präsident — möchte ich Sie auch gleich 
unterrichten über die Beschlüsse des Politischen Aus- 
schusses im Hinblick auf die gestellten Änderungs- 
anträge. Ich darf Ihnen sagen, daß der revidierte 
Änderungsantrag Nr. 1 zu Dokument 3333 mit Datum 
vom 1. Oktober 1973 den Kollegen im Plenum jetzt 
vorliegt. Er ist in der gestrigen Sitzung noch einmal 
geändert worden. Das, was jetzt vorliegt, ist der 
einstimmig gefaßte Beschluß des Politischen Aus- 
schusses. Ich brauche ihn, glaube ich, nicht zu ver- 
lesen. 
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Hinsichtlich des Änderungsantrages Nr. 2 zu Do- 
kument 3333 habe ich gestern im Politischen Aus- 
schuß erklärt, daß ich bereit sei, ihn zurückzuziehen 
unter der Voraussetzung, daß es in dem Original- 
text — in der englischen Sprache — heißt: 

Stresses that the Conference on security and 
co-operation in Europe can only reach concrete 
results on the condition 

— und nicht „subject" — 
that real progress . . . 

Wir haben das gestern im Ausschuß eingehend erör- 
tert, vor allen Dingen auch deswegen, weil es hier- 
bei einige Übersetzungsschwierigkeiten zwischen 
dem französischen und dem englischen Text gegeben 
hat. 

Ich wiederhole also, Herr Präsident, um es klar- 
zumachen: Ich ziehe meinen Änderungsantrag Nr. 2 
zurück — das wird auch vom Politischen -Ausschuß 
unterstützt — unter der Voraussetzung, daß das 
Wort „subject" in Absatz 4 des Originalentwurfes 
der Entschließung durch die Worte „on the condi- 
tion" ersetzt wird. 

Hinsichtlich des Änderungsantrages Nr. 3 hat der 
Politische Ausschuß beschlossen, Absatz 5 zu erset- 
zen durch die von mir in dem Änderungsantrag 
Nr. 3 niedergelegte Fassung. Das ist gestern abend 
im Politischen Ausschuß mit großer Mehrheit be- 
schlossen worden. 

Dabei muß ich darauf hinweisen, daß es im fran- 
zösischen Text heißt „au meme rythme" und nicht 
„en meme temp". Hier habe ich mich natürlich den 
besseren Französischkenntnissen meiner französi- 
schen Kollegen zu beugen. Das ist jedenfalls die 
korrekte Übersetzung aus dem englischen Original- 
text. 

Herr Präsident, ich bitte also, den Änderungsan- 
trag Nr. 1 zu Dokument 3333 in der Ihnen vorlie- 
genden Fassung zur Abstimmung zu stellen, eben- 
falls den Änderungsantrag Nr. 3 zu Dokument 3333. 
Den Änderungsantrag Nr. 2 zu Dokument 3333 ziehe 
ich zurück, wenn das Wort „subject" durch „on the 
condition" ersetzt wird. 


Dienstag, 2. Oktober 1973 


Tagesordnungspunkt: 

Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten des 
Europarates für die Freizügigkeit in Europa 

(Drucksache 3356) 

Berichterstatter: Abgeordneter Blumenfeld 

Blumenfield (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Dieser Entwurf für eine Entschließung 
der Beratenden Versammlung des Europarats ist 


unter dem starken Eindruck verfaßt worden, der in 
der gestrigen Plenarversammlung durch die Rede 
der israelischen Ministerpräsidentin entstanden ist. 
Der Politische Ausschuß hat ihn gestern noch ein- 
mal beraten, einige Änderungen vorgenommen und 
ihn mit großer Einmütigkeit verabschiedet. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß die jetzt gefun- 
dene Fassung vielleicht auch hilfreich sein kann bei 
der gestern abend angekündigten und in wenigen 
Stunden stattfindenden Begegnung zwischen der 
israelischen Ministerpräsidentin Frau Meir und dem 
österreichischen Bundeskanzler Kreisky. 

Wir meinen aber, daß der Inhalt dieser Entschlie- 
ßung über den aktuellen Anlaß hinausreicht. Wir 
haben uns schon in früheren Erklärungen zum Ter- 
rorismus und derartigen kriminellen Aktionen gegen 
den Versuch ausgesprochen, Einzelpersonen und 
ganze Gebietskörperschaften bzw, Regierungen 
unter politischen Druck und Zugzwang zu setzen. 
Mit der nunmehr vorliegenden Entschließung sollen 
unsere Regierungen aufgefordert werden, sich nun 
endlich nicht nur zu einer gemeinsamen, effizienten, 
durchschlagenden Politik gegenüber dem Terroris- 
mus zusammenzufinden, sondern dazu auch kon- 
krete Beschlüsse zu fassen. 

Wir müssen feststellen, daß in vielen unserer 
Länder auf die eine oder andere Weise eine starke 
Infiltration durch palästinensische Kommandogrup- 
pen stattfindet, ob sie nun „Schwarzer September" 
heißen oder wie auch immer. Es handelt sich um 
Menschen, die sich zum Ziel gesetzt haben, ihre 
verbrecherische Tätigkeit gegen andere Menschen 
auf unserem Boden in Europa auszuüben. Ich weiß, 
daß sich z. B. in meinem eigenen Land in einigen 
Lagern, die für Asylsuchende, insbesondere aus 
dem östlichen Teil Europas, eingerichtet sind, im 
Laufe der letzten Monate etwa 100 Araber eingefun- 
den haben, die ganz offen erklärt haben, sie seien 
Mitglieder der Al Fatah, und als solche würden sie 
in ihrem Heimatland, insbesondere im Libanon, ver- 
folgt. Mit diesem Vorwand, als Verfolgte zu gel- 
ten — was im Einzelfall auch der Wahrheit ent- 
sprechen kann — , kommen diese Menschen hierher. 
Sie werden im wesentlichen über Ost-Berlin, wo 
sich für sie in diesem Falle eine freie Grenze von 
Ost nach West findet, eingeschleust. 

Ich wage nicht, mir vorzustellen, was passiert, 
wenn diese jetzt in Westeuropa frei herumlaufenden 
Menschen mit Maschinengewehren und Eierhand- 
granaten einen neuen Anschlag auf unsere Bevöl- 
kerung verüben, Geiseln nehmen und dadurch poli- 
tischen Druck ausüben. Deswegen müssen die Re- 
gierungen jetzt handeln. Die deutsche Bundesregie- 
rung ist dabei genauso aufgerufen wie die öster- 
reichische, die schwedische, die französische, die 
belgische, die holländische, die schweizerische usw. 
Auch von dieser Motivation getragen, Herr Präsi- 
dent, haben wir diesen Entschließungsentwurf ein- 
gebracht. 

Der Politische Ausschuß hat den Entschließungs- 
entwurf gestern einmütig verabschiedet. Ich glaube, 
ich könnte sogar sagen: einstimmig verabschiedet; 
aber es hat der eine oder andere gefehlt, und des- 
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wegen will ich mit meiner Aussage nicht den gesam- 
ten Politischen Ausschuß verpflichten. Auf jeden 
Fall hat sich der Politische Ausschuß den von mir 
zusammen mit neun Kollegen vorgelegten Entwurf 
mit den jetzt darin enthaltenen kleinen Änderungen 
zueigen gemacht und präsentiert ihn als einen Ent- 
schließungsantrag des Politischen Ausschusses. 

Aibg. Blumenfeld (CDU/CSU): Ich möchte hier 
sowohl als Berichterstatter wie als Vorsitzender 
sprechen, da ich bereits die Gelegenheit hatte, mich 
mit mehreren Kollegen aus dem Ausschuß abzu- 
sprechen. 

Ich weiß Herrn de Bruynes Sorge über die natio- 
nalen und religiösen Minderheiten in der Sowjet- 


union zu schätzen. Das ist ein Problem für sich, und 
ich glaube, daß es im Ausschuß für europäische 
Nichtmitgliedstaaten behandelt werden kann und 
sollte. Denn dorthin gehört es. Es hat nichts mit 
dieser Entschließung zu tun. Diese religiösen und 
nationalen Minderheiten möchten z. B. nicht nach 
Israel aus wandern. Sie werden nicht aus derartigen 
Gründen zurückgehalten. Sie haben deshalb nicht 
die gleichen Probleme wie diejenigen, auf die sich 
unsere Entschließung bezieht. Es gibt andere Min- 
derheiten in Europa, nicht nur in der UdSSR. Ich 
kann Herrn de Bruyne nicht bitten seinen Ände- 
rungsantrag zurückzuziehen, wenn er das nicht 
möchte, ich möchte jedoch die Versammlung bitten, 
gegen diesen Antrag zu stimmen, obwohl ich die 
dort geäußerte Sorge zu schätzen weiß. 
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